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Im November 2011 wird die Existenz der nationalsozia-

listischen Terrorzelle »NSU« öffentlich – Jahre nachdem 

sie Bombenanschläge verübt, neun Menschen aus ras-

sistischen Motiven und eine Polizistin ermordet haben. 

Auf Bundes- und Landesebene sollen parlamentarische 

Ausschüsse behördliche Versäumnisse untersuchen. Aber 

der Rassismus, der für die Taten und für die Arbeitsweise 

der Behörden gleichermaßen inspirierend war, gerät nur 

mühsam in den Blick. 

Trauer, Wut und Verunsicherung auf Grund des Schwei-

gens sind in den migrantischen Communities bundesweit 

spürbar. 

Enver ŞimŞek
an seinem Blumenstand ermordet
Nürnberg, 9. September 2000

Abdurrahim Özüdoğru 
in einer Änderungsschneiderei erschossen
Nürnberg, 13. Juni 2001

Süleyman TaŞköprü 
im Obst- und Gemüseladen erschossen
Hamburg, 27. Juni 2001

Habil Kılıç
im Obst- und Gemüseladen erschossen
München, 29. August 2001

Mehmet Turgut
im Dönerladen erschossen
Rostock, 25. Februar 2004

Gebrüder Yildirim
ihr Friseursalon in der Keupstraße wird bei 
einem Nagelbombenanschlag zerstört
Köln, 09. Juni 2004

smail Yaşar 
im Dönerladen erschossen
Nürnberg, 5. Juni 2005

Theodoros Boulgarides 
in Schlüsseldienst-Geschäft erschossen
München, 15. Juni 2005

Mehmet Kubasik
im Kiosk erschossen
Dortmund, 4. April 2006

Halit Yozgat
im Internetcafé erschossen
Kassel, 6. April 2006

Michèle Kiesewetter
im Polizeiauto erschossen
Heilbronn, 25. April 2007

Mein Vater war 
tot. Das alte Leben 
gab es nicht mehr, 
doch in Ruhe  
Abschied nehmen 
und trauern, das 
konnten wir nicht. 
Elf Jahre durften 
wir nicht EINMAL 
reinen Gewissens 
Opfer sein.

semiya şimşek, Tochter von Enver şimşek
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Auch wir haben 
es hingenommen…
Vorwort

Sheila Mysorekar, 

Neue deutsche Medienmacher e.V                                  

Heute – nachdem die »Döner-Morde« als neonazisti-
sche Bluttaten enttarnt sind – machen wir natürlich 
alles richtig. Wir erstellen interaktive Grafiken, die 
zeigen, wo und wann genau die Morde geschehen 
sind. Wir überprüfen jede Zeile ein zweites Mal: Ob 
denn auch der Name der Mordwaffe korrekt ange-
geben ist? Natürlich werden jetzt auch die Namen 
unter den Fotos richtig geschrieben: Es darf keine 
Cedille fehlen. Und wir hinterfragen, wie gut die 
Behörden gearbeitet haben. Jetzt verhalten wir uns 
professionell und machen Journalismus, wie er im 
Buche steht. So wie es der Berufsethos, unsere Diplo
me oder Volontariate vorschreiben. 

Jetzt, das ist 12 Jahre nach der Ermordung von En-
ver Şimşek. 19 Jahre nach dem Mord an Saime Genç. 
Mehr als 21 Jahre ist es her, dass Jorge João Gomondai 
seinem Leben beraubt wurde. Gehen Sie diesen Na-
men nach! Zu viele haben es zu lange nicht getan. 

Wir klagen zu Recht über Unterlassung und Fahr-
lässigkeit des Staates, der Polizei, der Sicherheits-
behörden. Das Versagen ist ungeheuerlich. Wer ist 
schuld? Dieser Sammelband beschäftigt sich mit 
solchen Fragen von Verfehlung und Versäumnis. 

Doch auch wir Journalistinnen und Journalisten 
müssen uns die Frage gefallen lassen, warum wir 
nicht genug recherchiert haben und nicht diejeni-
gen mit Fragen gelöchert haben, die uns hätten Ant-
worten liefern müssen. Warum wir – fast alle! – zum 
Beispiel den Begriff »Dönermorde« einfach über-
nommen haben. Warum wir über Jahre größtenteils 
einfach hingenommen haben, was uns aufgetischt 
wurde. 

Antworten auf diese Fragen zu finden, gehört zu 
unseren primären Aufgaben. Auch deshalb enga-
gieren wir uns im Verein Neue deutsche Medienmacher. 
Journalistinnen und Journalisten mit unterschied-
lichen kulturellen und sprachlichen Kompetenzen 
arbeiten daran, die zuweilen tristen Farben in den 
deutschen Redaktionen aufzufrischen. In Zeiten, in 
denen Gesellschaft und Politik so oft auf »Andersar-
tigkeit« schaut und so wenig auf »Gemeinsamkei-
ten«, ist ein differenzierter Blick notwendig, um 
nicht Teil des Einheitsbreis zu werden. 

Die Neuen deutschen Medienmacher  sind ein bundesweiter 

Zusammenschluss von Medienschaffenden mit unterschiedlichen 

kulturellen und sprachlichen Kompetenzen und Wurzeln, der die 

mangelnde Repräsentanz von Journalisten mit sogenanntem Mi-

grationshintergrund in den Redaktionen ändern will und sich für 

mehr Vielfalt in den Medien einsetzt.

Es ist gut, wenn heute die Namen der Opfer rich-
tig geschrieben werden – und es ist gut, wenn wir 
an sie erinnern. Aber damit sollten wir es nicht be-
lassen. Wir müssen kritisch über unsere Sprache 
nachdenken. Dort, wo Rassismus geschieht, muss 
er offen beim Namen genannt werden. Bei der 
NSU-Mordserie geht es nicht um »fremdenfeindli-
che Morde«. Ermordet wurden nicht Fremde oder 
Touristen, sondern Menschen, für die München, 
Dortmund, Kassel und Nürnberg Heimat war. Auch 
»ausländerfeindliche Morde« trifft es nicht: Einige 
der Opfer waren deutsche Staatsangehörige, die ihre 
Wurzeln in der Türkei haben. Es waren rassistische 
Morde. Punkt.

Die aufklärende Rolle des Journalismus darf Ge-
horsam und Unterwürfigkeit gegenüber Staats-
gewalt nicht weichen. Wenn wir das nicht verin-
nerlichen, knicken wir ein. Unsere Aufgabe ist es, 
kritische Wachsamkeit gegenüber Behörden zu zei-
gen, die Sicherheit garantieren sollen und wollen. 
Fragen aufwerfen und polizeiliche Konzepte und Lö-
sungen hinterfragen – damit tun wir unsere Arbeit. 
Die Sicherheitsbehörden können von kritischem 
Journalismus nur profitieren. 

Die sechste Ausgabe der Berliner Zustände widmet 
sich der Aufarbeitung  der Arbeitsweise der Berliner 
Polizei. Eine sehr wichtige und sinnvolle Untersu-
chung, aus unserer Sicht. Denn wenn Polizei und 
Sicherheitsbehörden versagen, dann sind Akteurin-
nen und Akteure aus Antirassismusprojekten eben-
so wie Journalistinnen und Journalisten aufgerufen, 
einer breiten Öffentlichkeit zu zeigen, wo die Fehler 
liegen. Die NSU-Morde sind nach Mölln, Solingen, 
Hoyerswerda und den hunderten rassistischen An-
griffen hoffentlich die letzte Lehre, die wir aus sol-
chen Fehlern ziehen müssen. 
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Einleitung Die Aufdeckung der Taten im November 2011 haben 
auch in der Berliner Projektelandschaft, den mi-
grantischen Communities sowie bei Engagierten 
eine große Verunsicherung, aber auch Trauer und 
Wut, hervorgerufen. Welche langfristigen Folgen 
die Morde, das Schweigen der Gesellschaft und das 
staatliche Versagen bei der Verhinderung und Auf-
klärung der Taten haben, lässt sich heute noch nicht 
absehen.

Die Entscheidung der Redaktion im Herbst 2011, 
die Rolle der Polizei in der Auseinandersetzung 
mit Rechtsextremismus und Rassismus als einen 
Schwerpunkt thematisieren zu wollen, fiel noch 
ohne das Wissen über den NSU. Denn Polizei und 
Ermittlungsbehörden sind ein wichtiger Faktor im 
Kampf gegen die extreme Rechte. Mal sind sie Ko-
operations- oder Gesprächspartner, mal bieten sie 
Anlass für Ärgernisse und Kritik. So arbeitet die 
Polizei zum einen in manchen Bezirken in zivilge-
sellschaftlichen Bündnissen mit, zum anderen gibt 
es seit Jahren erhebliche Kritik an der (Nicht-)Erfas-
sung rassistisch oder rechtsextrem motivierter Über-
griffe sowie an der fehlenden Sensibilität gegenüber 
Opfern rassistischer Bedrohung und Gewalt. 

Mit einer Nicht-Informationspolitik über Nazi-
Aufmärsche wollte die Berliner Polizei 2011 scheinbar 
breite gesellschaftliche Gegenproteste verhindern, 
stattdessen hat sie damit den aufmarschierenden 
Neonazis eine »Spielwiese« bereitet wie der Artikel 
vom apabiz zeigt. 

Im Anschluss beschreibt der Rechtsanwalt Sven 
Richwin das zögerliche Ermittlungsverhalten der 
Behörden gegenüber der rechtsextremen Websei-
te nw-berlin.net, die in einer Anti-Antifa-Chronik 
alternative Projekte und Antifaschist_innen na-
mentlich auflistet. Der Artikel von Kati Lang macht 
deutlich, dass polizeiliche Erfassungskriterien oft 
nur unzureichend die Realität rechtsextremer und 
rassistischer Bedrohungslagen fassen können. Sie 
problematisiert Ungleichwertigkeitsvorstellungen 
in den Behörden und fordert ein grundlegendes Um-
lenken. Die Opferberatungsstelle ReachOut und die 
Kampagne für Opfer rassistischer Polizeigewalt berichten 
von alltäglichen Verletzungen und Demütigungen.

Dass rechtsextreme, rassistische und antisemiti-
sche Angriffe keine Ostphänomene sind, betont der 
Artikel der Opferberatungsstelle ReachOut. Die Chro-
nik im Anhang weist für die westlichen Bezirken 
mehr Fallzahlen aus. 

Abschließend beleuchten die Mobile Beratung gegen 
Rechtsextremismus Berlin (MBR) und das Projekt Ausein-
andersetzung mit Rechtsextremismus in kommunalen Gremien 
Berlins – Dokumentation und Analyse das gewaltförmige 
und raumgreifende Auftreten sowie die Verfasst-
heit der rechtsextremen Szene Berlins: Von einer 
zunehmend professionalisierten Anti-Antifa-Arbeit, 
die sich in Brandanschlägen und Angriffen auf po-
litische Gegner_innen zeigt, bis hin zu den Wahlen 
im September 2011, aus denen die drei angetretenen 
Rechtsaußenparteien äußerst geschwächt hervor-
gingen.

Wir danken ganz herzlich allen Autor_innen und 
beteiligten Projekten, der Layouterin Laura Maikow-
ski und dem Fotografen Mark Mühlhaus. Hoffent-
lich beleuchtet auch dieser »Schattenbericht« inte-
ressante Aspekte, stellt bisher weniger bekannte 
Projekte und Initiativen mit ihrer Arbeit vor, beför-
dert eine weitere Vernetzungen und motiviert mehr 
Menschen zum Engagement.

 

Neben den Schwerpunktartikeln bieten weitere 
zehn Texte eine Analyse aktueller Entwicklungen, 
Erscheinungsformen und Diskurse des vergangenen 
Jahres, die die Arbeit der Autor_innen geprägt und 
wesentlich beeinflusst haben. Für diese Ausgabe 
konnten außergewöhnlich viele Projekte und Ein-
zelpersonen für eigene Artikel gewonnen werden, 
so dass die Berliner Zustände 2011 sehr dicht, umfassend 
und aus unterschiedlichsten Blickwinkeln beleuch-
tet und analysiert werden.

Das Antidiskriminierungsnetzwerk des TBB beschreibt 
die verschiedenen Facetten rassistischer Diskrimi-
nierung in der Schule, dem Gesundheitswesen  – 
aber auch bei der Türpolitik von Clubs und Disko-
theken. Über die alltägliche Diskriminierung von 
Sinti und Roma, berichtet das Forum Antiziganismuskri-
tik und betont durch ein Interview mit der Jugend-
selbstorganisation von Roma und Nicht-Roma Amaro 
Foro die Wichtigkeit von Engagement. Dass auch die 
verschiedenen Szenen von Lesben, Schwulen und 
Trans*Menschen nicht frei von Sexismus, Rassis-
mus und anderen diskriminierenden Ausgrenzun-
gen sind, analysiert Gladt e.V.  und beschreibt zudem 
das Engagement eines lokalen Netzwerkes mit dem 
Ziel einer diskriminierungsfreien Szene für alle.

Das Zusammenspiel homophober, antimuslimi-
scher, rassistischer und sexistischer Diskurse be-
schäftigte das Projekt Queerformat. Ihr pädagogischer 
Materialkoffer zum Thema »vielfältige Lebenswei-
sen« wurde zum »Porno-Koffer« stilisiert und bis 
hin zu Gewaltandrohungen gegen ein angebliches 
»Schulfach schwul« gehetzt. Ebenfalls aus der Bil-
dungsarbeit berichtet die Kreuzberger Initiative gegen 
Antisemitismus (KigA) und beleuchtet die Herausforde-
rungen pädagogischer Arbeit zu Antisemitismus in 
der Migrationsgesellschaft.

Im Wahlkampf 2011 kam es erneut zu Protesten 
von Anwohner_innen gegen in Weißensee lebende 
Flüchtlingsfamilien. Die Netzwerkstelle [moskito] 
beschreibt an Hand dieses Lokalbeispiels die Ver-
knüpfung von rassistischen Vorurteilen mit institu-
tionalisiertem Rassismus und stellt die Frage nach 
demokratischen Interventionsmöglichkeiten.

Von Eike Sanders, Ulli Jentsch (apabiz) & 

Annika Eckel (MBR)                                                         

Die Herausgabe der »Berliner Zu-
stände« ist mittlerweile zur liebge-
wonnenen jährlichen Aufgabe ge-
worden, gibt es doch immer wieder 
neue Themen und Herausforde-
rungen für die (Beratungs-)Arbeit. 
Im sechsten Jahr des Erscheinens 
sind wir erschüttert angesichts ei-
nes »Nationalsozialistischen Un-
tergrundes« (NSU), der über Jah-
re hinweg ungehindert Menschen 
aus blankem Rassismus hinrichten 
konnte. 
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Jena: Die Bombenbastelgarage im Garagenkomplex »An der Kläranlage« Garage »H54«
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Berliner 
Spielwiesen
Polizeiliche 
Geheimhaltung kommt 
Nazi-Taktik entgegen

Von Ulli Jentsch (apabiz)                                               

Die Berliner Naziszene rund um die 
NPD und die parteifreien »Autono-
men Nationalisten« ist seit Jahren 
nicht besonders erfolgreich und 
nur mäßig attraktiv, auch im Wahl-
jahr 2011. Ideologisch und perso-
nell sind die Fraktionen noch en-
ger zusammen gerückt. Lediglich 
das widersprüchliche Verhalten 
der Polizei bescherte den öffent-
lichen Auftritten der Neonazis in 
der Wahlkampfphase eine breite-
re Debatte. Wäre die Szene in der 
Hauptstadt noch erfolgloser ohne 
die Spielwiesen, die ihr von dieser 
Seite gelegentlich bereit gestellt 
werden?

Bereits im Januar 2011 stimmte sich die neonazisti-
sche NPD auf den Wahlkampf in der »Reichshaupt-
stadt« ein. Der damals amtierende Landesvorsitzen-
de Uwe Meenen äußerte sich auf der bundesweiten 
Fusionsfeier von DVU und NPD in Lichtenberg zuver-
sichtlich, die NPD werde sich nicht verstecken. Bis 
zum Wahltag am 18. September 2011 folgten nahe-
zu in monatlichem Rhythmus zumeist provokant 
inszenierte Aufmärsche und Kundgebungen unter 
dem Wahlmotto »Sicherheit durch Recht und Ord-
nung«. Die öffentlichen Aktionen richteten sich 
konkret gegen »kriminelle Ausländer«, deren Aus-
weisung gefordert wurde, oder gegen »Linkskrimi-
nelle« und griffen damit zwei prominente Themen 
des allgemeinen sicherheitspolitischen Diskurses 
der letzten Jahre auf.

Neonazistische »Ausländer Raus!«-Kampagne
Die NPD genoss während des Wahlkampfes die per-
sonelle und ideologische Unterstützung der partei-
freien Neonazis um den »Nationalen Widerstand 
Berlin« (NW Berlin). Diese begannen im Februar 2011 
mit einer parallel zum NPD-Wahlkampf geführten 
Kampagne unter dem Titel »Ausländer Raus!«. Als 
Auslöser galt ein Übergriff Anfang Februar. Damals 
wurden zwei Männer im U-Bahnhof Lichtenberg von 
mehreren Jugendlichen überfallen und einer von ih-
nen schwer verletzt. Von Seiten der Neonazis wird 
der Vorfall als ein Überfall einer »Ausländerbande« 
auf einen »jungen Deutschen« dargestellt. Am 18. 
Februar veranstaltete die NPD eine Mahnwache un-
ter dem Motto »Kriminelle Ausländer raus!«, an der 
200 Nazis teilnahmen. 
Zwei Wochen später wurde auf der Homepage des 
NW Berlin ein Text zur Kampagne veröffentlicht. 
Darin wird von einem »Ausländerproblem« gespro-
chen, das wie ein »Krebsgeschwür in den deutschen 
Volkskörper« eindringe und versuche, »ihn von in-
nen zu zersetzen«. In den 60 Jahren der Demokratie 
würde nun der »Volkstod der Deutschen« vollführt. 
Passend zu der inhaltlichen Ausrichtung an der Blut- 
und Boden-Ideologie des historischen Nationalso-
zialismus wird der Text mit einem Zitat Adolf Hit-
lers beendet. Neben einer Kundgebung und einem 

Was folgte war eine scharfe öffentliche Kontroverse 
um das polizeiliche Vorgehen. Aus Kreisen der Poli-
zei und der Politik wurde der Einsatz vor Ort einhellig 
und selbstkritisch als »nicht so gelungen« (Polizei-
präsident Glietsch), »nicht optimal« (Innensenator 
Körting) oder »kein Ruhmesblatt« (Robbin Juhnke, 
CDU-Vertreter im Innenausschuss) bezeichnet. Die 
Presse zitierte anonym bleibende »Polizeikreise«, die 
den »Kräfteansatz« als zu gering kritisierten und sich 
offensichtlich erstaunt zeigten über den Gewaltaus-
bruch während des Aufmarsches: Dieser »muss zu 
neuem Nachdenken führen«, die Zeiten, »in denen 
die Polizei Rechtsextremisten als eklig, aber friedlich 
ansieht, sind vorbei«. In Richtung des Anmelders 
Sebastian Schmidtke drohte der Polizeipräsident, 
dessen Verhalten und das »seines Anhangs« werde 
man künftig »im Hinblick auf Verbotsgründe« bei 
von ihm angemeldeten Aufzügen berücksichtigen. 
Schmidtke, von dem des öfteren cholerische Reakti-
onen berichtet wurden, hatte während des Aufzuges 
ebenfalls versucht, auf Gegendemonstrant_innen 
loszugehen und musste mühsam von »Kameraden« 
zurückgehalten werden.

Jenseits der Selbstkritik
»Im Rahmen der Einsatzvorbereitung«, so Glietsch 
vor dem Innenausschuss, seien ein Verbot sowie 
Auflagen geprüft worden. »Als Ergebnis der Prüfung 
im Vorfeld seien auch in diesem Fall keine Tatsa-
chen festzustellen gewesen, die eine derartige Ge-
fahr begründet hätten.« Es scheint, dass bei der Ber-
liner Polizei noch im Mai 2011 eine verharmlosende 
Einschätzung der Berliner Naziszene vorherrschte. 
Wurde der Anmelder, der sich als Nationalsozia-
list inszeniert, und die erwarteten Teilnehmenden 
sowie Motto und Inhalt des Aufzuges tatsächlich 
ausreichend gewürdigt? Das Motto lautete unter an-
derem »Wahrheit macht frei«, eine zynische Anspie-
lung auf die Lagertore der KZ's Auschwitz und Dach-
au, auf denen die Inhaftierten »Arbeit macht frei« 
lesen mussten.
Der zweite Teil des Mottos hieß »Für die Erfassung 
der Nationalität bei Straftätern«, im Einklang mit 
der oben beschriebenen Kampagne. Die Ausrichtung 

spontanen Aufmarsch (siehe unten) führte der »Na-
tionale Widerstand Berlin« nach eigenen Angaben 
mindestens zwölf Aktionen durch, darunter Kleinst-
kundgebungen, die nur wenige Minuten dauerten, 
sowie Infostände und Flugblatt-Verteilaktionen in 
Neukölln, Köpenick, Schöneweide, Tempelhof und 
Friedrichshain.

Einen vorläufigen Höhepunkt der rassistischen 
Kampagne der Berliner Naziszene bildete ein kons-
pirativ beworbener Aufmarsch am 14. Mai in Kreuz-
berg. Der »Nationale Widerstand Berlin« hatte nur 
über interne Kommunikationswege zu der Demon
stration mobilisiert. Auf den einschlägigen Inter-
netseiten, dem sonst wichtigsten Mobilisierungs
instrument, waren im Vorfeld keine Hinweise auf 
eine Demonstration zu lesen. Solch ein konspirati-
ves Vorgehen ist in den vergangenen Jahren zu ei-
nem festen Bestandteil des Aktionsrepertoires der 
extremen Rechten geworden. Das Kalkül dahinter 
ist, dem Druck von Gegenprotesten und von Blocka-
den auszuweichen. 

Verfehlte Polizeitaktik
Die Polizei war über die am U-Bahnhof Mehring-
damm angemeldete Demonstration schon vorher 
informiert, hatte aber anders als in früheren Jahren 
entschieden, sich der Geheimhaltungstaktik der 
Neonazis anzuschließen. So sollten Proteste verhin-
dert oder zumindest erschwert werden. Die Bevölke-
rung Kreuzbergs und auch das Bezirksamt wurden 
von der Polizei nicht informiert oder gewarnt, dass 
gewaltbereite Rechte durch ihren Bezirk laufen wol-
len. Treffpunkt und Route wurden auch am Tag des 
Aufmarsches verschwiegen. Trotz der Geheimhal-
tungstaktik kamen am U-Bahnhof Mehringdamm 
rund 500 Gegendemonstrant_innen zusammen, und 
ein reibungsloser Ablauf der Nazidemo war unmög-
lich geworden. Es kam zu Blockaden und die Nazis 
wurden unter chaotischen Bedingungen quasi unter 
den Protestierenden hinweg durch den U-Bahnhof 
geleitet. Sie traten vor den Augen von Polizei und 
Presse auf Blockierende ein. Auf dem U-Bahnhof und 
in der U-Bahn wurden Unbeteiligte angegriffen und 
bedroht; der Polizei schien die Lage zu entgleiten. 



14 15

Polizei will geheim halten können
Die Mehrzahl der Innenpolitiker_innen, Teile der 
Presse und zivilgesellschaftliche Initiativen kriti-
sierten die Informationspolitik der Dienststellen. 
Selbst auf (Presse)Anfrage hatte die Polizeipresse-
stelle ausweichende oder keine Antworten gegeben, 
es wurden offenbar sogar irreführende Hinweise 
erteilt. Politiker_innen der Koalitionsparteien SPD 
und LINKE sowie die Opposition forderten Aufklä-
rung. Polizeipräsident Dieter Glietsch und Innense-
nator Erhart Körting (SPD) mussten sich Nachfragen 
im Innenausschuss des Abgeordnetenhauses stellen. 
Glietsch verteidigte die Geheimhaltungsstrategie, 
sie »habe zu einem richtigen Ergebnis geführt.« Er 
machte deutlich: »Er habe vor Jahren die Weisung 
gegeben, dass die Pressestelle Zeiten, Orte und Wege 
rechtsextremistischer Demonstrationen nur mit sei-
ner Zustimmung bekannt zu machen habe. Dafür 
gebe es nach seiner Überzeugung gute Gründe: Die 
Polizei sei verpflichtet, auch rechtsextremistische 
Versammlungen und Aufzüge zu ermöglichen. Das 

werde von Gegendemonstran-
ten überwiegend nicht ak-
zeptiert.« Überraschend die 
Auffassung, die Informatio-
nen der Polizei dienten den 
»Gegendemonstranten« dafür, 
»zeitgerecht rechtswidrige 
Verhinderungsaktionen« zu 
ermöglichen. Vom Recht der 
Bevölkerung, von solcherart 

bedrohlichen Aufmärschen im Vorfeld zu erfah-
ren, von legitimen Protesten in Hör- und Sichtweite 
sucht man in seinen Ausführungen vergeblich.

Erneut verheimlicht
Innensenator Körting hatte zu diesem Zeitpunkt be-
reits öffentlich angekündigt, die Bevölkerung künf-
tig einen Tag vorher zu informieren. Es drängte sich 
der Eindruck auf, die Widersprüche bei Polizei und 
Dienstherr seien noch lange nicht geklärt. Und tat-
sächlich folgte im September der nächste Fall, in 
dem von Seiten der Polizeibehörde eine Großveran-
staltung verheimlicht wurde. Diesmal durfte die 

ist, ebenso wie das Veranstaltungsmotto, mindes-
tens diskriminierend, wenn nicht volksverhetzend, 
da »Ausländer« als Krebsgeschwür bezeichnet wer-
den. Diese Kampagne sollte mit dem Aufmarsch in 
den »Multikultbezirk schlechthin« getragen werden, 
wie nw-berlin.net später schrieb. Schon aufgrund 
dieser wenigen Hinweise wäre eine Vorgehenswei-
se der Polizei zu erwarten gewesen, die nicht derart 
den Interessen der Neonazis entgegen kommt son-
dern Bevölkerung sowie Verantwortliche im Bezirk 
vor diesem Angriffsversuch schützt. Stattdessen 
wurde niemand informiert, was von vielen Kreuz-
berger_innen auf einer Versammlung im Rathaus 
Yorckstraße scharf kritisiert wurde. Sie machten 
den Polizeieinsatz dafür verantwortlich, dass Unbe-
teiligte schutzlos der Gewalt ausgesetzt waren und 
fühlten sich ihres Rechts zum Widerstand gegen die 
Nazis beraubt. 
Erstaunlich auch, dass erst die desaströsen Abläufe 
am Mehringdamm hinreichend gewesen sein sollen, 
auch Verbotsgründe in der Person des Anmelders zu 
sehen. Bereits im Oktober 2009 
hatte Schmidtke öffentlich ge-
droht: »Auch unsere Geduld 
ist einmal am Ende. Und die 
Zeit ist nun vorbei, wo wir uns 
alles gefallen lassen. Wenn 
wir es so haben wollen, dann 
kann es ganz schnell vom nati-
onalen Widerstand zum natio-
nalen Angriff werden!« Gerade 
mal ein Jahr zuvor, am 1. Mai 2010, hatte Schmidtke 
einen bundesweiten Naziaufmarsch in Berlin orga-
nisiert – und gleichzeitig einen konspirativen Auf-
zug in der westlichen Innenstadt, der mit über 280 
Festnahmen endete. Die Teilnehmenden hatten die 
eilig herangebrachten Polizist_innen angegriffen 
und etliche Waffen mitgeführt. 
Vor diesem Hintergrund skandalös ist der Umstand, 
dass laut einer Äußerung Schmidtkes im Raum 
stand, die Taktik am Mehringdamm sei vorher mit 
der Polizei abgestimmt gewesen. Eine befriedigende 
Antwort blieb Polizeipräsident Glietsch vor dem In-
nenausschuss schuldig.

Druck gesetzt, dem Gegenüber mehr als nötig entge-
gen zu kommen.
Die Polizei hat bei öffentlichen Veranstaltungen 
der extremen Rechten ein anderes Interesse als die 
Protestierenden. Sie ist gehalten, auch solche Er-
eignisse zu ermöglichen. Und sie hat das Interesse, 
diese Tage gewaltfrei und sicher über die Bühne zu 
bringen. Sie darf aber das Recht der Öffentlichkeit 

auf Informationen nicht den 
polizeitaktischen Erfordernis-
sen unterwerfen. Und schon 
gar nicht sollte sie sich der Ir-
reführung schuldig machen 
und der Taktik der Nazis in die 
Hände spielen, indem sie auf 
konkrete Anfragen nicht zu 
Antworten bereit ist. Dies alles 

wird der Polizei als undemokratisches Verhalten vor-
geworfen, übrigens egal, ob es um Nazi-Aufmärsche 
ginge oder nicht. Jahrelang war es in Berlin kaum 
möglich, in Sicht- oder Hörweite Protest gegen Na-
zis zu organisieren. Dies hat sich erst nach langem 
Gezerre gewandelt und solch ein Wandel muss auch 
in punkto Informationspolitik der Polizeibehörden 
wieder einsetzen.

Ganz offensichtlich weiter entwickelt werden 
muss auf polizeilicher Seite auch die gängige Sicht-
weise auf die Gewaltbereitschaft der Naziszene. Wie 
gewalttätig gegen politische Gegner_innen oder so-
genannte »Volksfeinde« vorgegangen wurde und 
wird, haben wir an dieser Stelle immer wieder be-
richtet. Die öffentliche Gewaltfreiheit bei Kundge-
bungen und Aufmärschen ist taktischer Natur, was 
allein schon an den Biografien vieler Teilnehmen-
den gezeigt werden kann. Verurteilte Gewalttäter 
kandidieren für die NPD, Gewalttäter_innen aus der 
parteifreien Szene erhalten Unterstützung und an-
waltliche Hilfe durch NPD-Mitglieder. 
Ideologie und Personal von parteifreien »Autonomen 
Nationalisten« und NPD greifen in Berlin reibungslos 
ineinander und verstärken sich gegenseitig. Perso-
nell erwächst der NPD im »Nationalen Widerstand« 
die nächste Generation für die Parteiarbeit in Parla-
menten und auf der Straße; die gewaltbereiten Jung-

NPD an einem Samstag den Alexanderplatz für ihre 
Wahlkampf-Abschlussveranstaltung okkupieren. 
Auf ihrer Webseite hatte sie eine Veranstaltung in 
Schöneweide angekündigt. Diese entpuppte sich je-
doch als Vorabtreffpunkt für die tatsächliche Kund-
gebung am Alex.
Erneut war der mögliche Veranstaltungsort nur 
durch einen Zufall bekannt geworden und erneut 
gab die Pressestelle der Polizei 
auf konkrete Journalist_innen-
Nachfrage keine Antwort. In-
nensenator Körting stand bei 
der Öffentlichkeit im Wort und 
zitierte die nun amtierende 
stellvertretende Polizeipräsi-
dentin Margarete Koppers zum 
Gespräch. Deutlich wurde: die 
Veranstaltung der NPD war seit Wochen angemeldet. 
Und erneut hagelte es von allen Seiten Kritik. Für 
gerade einmal 120 Anwesende wurde einen Samstag 
lang ein zentraler Platz Berlins zur Passant_innen-
freien Zone, Tramlinien fuhren stundenlang nicht. 
Die genehmigende Behörde konnte sich offenbar 
nicht einmal zu einer minimalen Verlegung durch-
ringen – weil sonst das Geheimhaltungskonzept auf-
gekündigt worden wäre.

Erwartungen an die Polizeibehörden
Die Ansprüche, die Engagierte an die Informations
politik der Polizei haben, wurden im Zuge des Kon-
flikts mehrfach deutlich. Demonstrationen und 
Kundgebungen sind öffentliche Veranstaltungen. 
Sie dienen dazu, die – mehr oder weniger anwesen-
de – Öffentlichkeit mit – mehr oder weniger ange-
nehmen – politischen Inhalten zu erreichen. Dies 
gilt auch für die Veranstaltungen der NPD und der 
Naziszene insgesamt. Selbst wenn extrem rechte 
Veranstaltungen jedes Mal mit Protest konfrontiert 
würden, ist es nicht akzeptabel, Geheimveranstal-
tungen für Nazis mithilfe der Polizeibehörden zu 
realisieren. Die Behörden drohen dadurch nicht nur 
zum Handlanger der rechten Demotaktiken zu wer-
den. Sie werden durch die Kooperation bei gleichzei-
tiger Geheimhaltung sogar möglicherweise unter 

»Durch  
konspiratives  

Vorgehen sollen 
Proteste verhindert 

werden – die  
Berliner Polizei  

kooperiert.«

»Unbeteiligte 
wurden Gewalt 

ausgesetzt, 
Widerstand gegen 
Nazis erschwert.«
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Bündnisarbeit ist zeitaufwendig, und gemeinsame 
Proteste sind nicht ad hoc zu organisieren. 
Wenn die Polizei – durch Geheimhaltung, Fehlin-
formationen oder Ermittlungsweisen wie beim NW 
Berlin (siehe Artikel von Sven Richwin) – die Arbeit 
der Initiativen erschwert, droht sie bisher gemachte 
Erfolge im Kampf gegen Rechts zu konterkarieren. 
Und sie eröffnet den Nazis ohne Not Spielwiesen, die 
ihnen in der Vergangenheit mühsam – und erfolg-
reich – streitig gemacht worden waren.

Das Antifaschistische Pressearchiv und Bildungszentrum Ber-

lin e.V. (apabiz) bietet Informationen, Materialien und Bildungs-

angebote im Themenbereich Rechtsextremismus, Antisemitismus 

und Rassismus an. Zu diesem Zweck betreibt der Verein ein um-

fangreiches öffentlich zugängliches Archiv und führt Bildungsver-

anstaltungen durch.

nazis sind Ordnungskraft für Parteiversammlungen 
und Fußtruppen für den Wahlkampf. Der »Nationa-
le Widerstand« biedert sich weder aus Not noch aus 
Selbstlosigkeit der NPD an. In welchem Gewande 
er auch immer auftritt, ist er der Durchlauferhitzer 
für die aktionsgeilen Jungnazis – Richtung legalis-
tischer Parlamentarismus (»seriöse Radikalität«) der 
NPD oder Feierabendterror der »Anti-Antifa«. Die 
formale »Parteifreiheit« des »Nationalen Widerstan-
des« ermöglicht radikalere inhaltliche Positionen 
und situationsbedingt auch rabiateres Vorgehen 
gegen die politischen Gegner_innen. So gefährdet 
die unübersehbare politische Gewalttätigkeit dieses 
Spektrums nicht die organisatorisch wichtigeren 
Strukturen der Mutterpartei. Gerade in Berlin müs-
sen beide Formationen als zwei Teile eines gleichen 
Lagers, des neo-nationalsozialistischen, verstanden 
werden.

Poltische Vorgaben sind nötig
Das Verhalten der Polizeibehörde, Nazi-Demon
strationen nach eigenem Gutdünken geheim zu 
halten, wird zurecht von vielen als willkürlich ab-
gelehnt. Es wäre zu begrüßen, wenn es in dieser 
Frage auch in Zukunft deutliche politische Vorgaben 
gäbe, da es an rechtlich verbindlichen Vorschriften 
zu fehlen scheint. Weder das Informationsfreiheits-
gesetz noch das Recht der Presse auf freie Berichter-
stattung scheinen hier die Polizei ausreichend in die 
Pflicht zu nehmen. Dass die Polizei Gegenproteste 
ausschließlich als Störungen wahrnimmt und aus 
polizeitaktischen Erwägungen minimieren möch-
te, offenbart eine problematische Einstellung. Die 
erscheint letztlich untragbar vor dem Hintergrund, 
dass Vertreter_innen der Berliner Polizei sich auf der 
anderen Seite darum bemühen, als ernst zu neh-
mender Akteur »gegen Rechts« anerkannt zu wer-
den. Die Polizei und andere Behörden nehmen an 
lokalen Bündnissen teil, sitzen an Runden Tischen 
oder in Beratungsnetzwerken, um gemeinsam mit 
zivilgesellschaftlichen Initiativen »den Rechtsextre-
mismus« zu bekämpfen. Gleichzeitig verunmöglicht 
sie deren Arbeit vor allem dann, wenn es um breite 
gesellschaftliche Bündnisse gegen Nazis geht, denn 

Wir sind wütend, 
ja. Warum hat es 
die Polizei so  
lange  nicht  
geschafft, diesen 
Fall zu lösen. 
Jahrelang hatten 
wir groSSe Sorgen 
und muSSten  
uns fragen, ob 
sich jemand an uns 
Rächen will.

Yunus Turgut, Bruder von Mehmet Turgut
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Wenn’s mal 
wieder länger 
dauert
Ermittlungen 
gegen NW-BERLIN

Von Rechtsanwalt Sven Richwin     

(Kanzlei am oranienplatz)                                          

Größer als die Überraschung, dass 
am 23. März 2012 im Rahmen von 
Ermittlungen Hausdurchsuchungen 
bei den Berliner Rechtsextremisten 
Sebastian Schmidtke, Sebastian 
Thom und Patrick W. stattfanden, 
war nur noch das Erstaunen darü-
ber, dass nach Medienangaben da-
bei tatsächlich auch noch Beweis-
mittel gefunden wurden.
Trotz zahlreicher Strafanträge und 
Berichte in den Medien ließen 
die Berliner Ermittlungsbehörden 
vorher den Eindruck ernsthafter 
Ermittlungen vermissen. 

Seit Sommer 2005 nutzen Berliner Rechtsextremis-
ten die Internetseite nw-berlin.net (Nationaler Wi-
derstand Berlin) für Berichte über eigene Aktionen 
und Aufmärsche sowie zunehmend zur Diffamie-
rung missliebiger politischer Gegner_innen, Zeug_
innen in Prozessen, Gewerkschafter_innen, Journa-
list_innen oder Anwält_innen.
Neben der Mobilisierung und Nachbereitung von 
Kampagnen bildet die »Recherche«-Sektion im Sin-
ne einer »Anti-Antifa«-Arbeit einen wesentlichen 
Bereich. Hier finden sich sowohl Namen und Bilder 
von Gegner_innen als auch unter dem Titel »Linke 
Läden« – aufgeteilt nach Bezirken, Adressen und teil-
weise Bilder verschiedener alternativer Projekte oder 
Parteibüros. Laut einem Dossier der Mobilen Beratung 
gegen Rechtsextremismus Berlin sind viele von ihnen in 
der Folge Sachbeschädigungen und zum Teil Brand-
stiftungen ausgesetzt gewesen. Eingeleitet wird die 
Aufstellung, die mehrere dutzend Adressen enthält, 
recht eindeutig: »Wie sagt man doch so schön, es 
gibt kein ruhiges Hinterland (…) Wir hoffen, diese 
Informationen sind für Euch im praktischen Sinne 
effektiv. Es ist ein notwendiges Gut, seine  Nach-
barn zu kennen und sich ihnen vorzustellen.«
Und es wird den Gegner_innen schon einmal deut-
lich angedroht: »Dann heißt es nicht Gesinnungs-
haft, dann heißt es Strick um den Hals oder Kugel 
in den Bauch.«

Besonders deutlich wird die Verbindung von 
strafbarer »Recherche« und der Veröffentlichung 
im Internet am Beispiel eines alternativen Lokals in 
Neukölln. Dort brachen Unbekannte in der Nacht auf 
den 25. März 2011 den Briefkasten auf, entwendeten 
Post, die die Namen und Adressen der Angestellten 
enthielt und hinterließen einen Aufkleber der NPD 
am Eingang. Wenige Wochen später wurden die Na-
men bei nw-berlin.net veröffentlicht.

Auf einer im Juli 2011 ausgegliederten Rubrik über 
vermeintliche »Linkskriminelle« in Berlin wurden 
zuletzt mehr als 150 Personen teilweise mit Foto dar-
gestellt, um diese einzuschüchtern und in den Focus 
rechtsextremer Gewalttäter_innen zu rücken. 
Die Personen werden dabei mit einer Chronik ver-
linkt, die vermeintliche »Aktivitäten von Links-

»dann heiSSt es 
Strick um den Hals 

oder Kugel  
in den Bauch.«

Anfang Februar 2012 auch den Berliner NPD-Vorsitz 
übernahm, geriet die Ermittlungstätigkeit der Ber-
liner Behörden immer mehr in die Kritik. Strafan-
zeigen gegen die Internetseite und ihre Betreiber_in-
nen wegen falscher Verdächtigung, Beleidigung und 
Verstoßes gegen das Kunsturheberrechtsgesetz wur-

den regelmäßig nach wenigen 
Wochen eingestellt. Betrof-
fene erhielten jedoch Anfang 
2012 Serienbriefe der Polizei, 
auf denen sie über ihre dortige 
Nennung in Kenntnis gesetzt 
wurden und ihnen empfohlen 
wurde Strafanträge zu stellen, 

teilweise nachdem im Vorfeld bereits mehrere Straf-
anträge der angeschriebenen Personen eingestellt 
worden waren. 
Für besonderes Unverständnis sorgte die polizei-
liche Mitteilung im gleichen Schreiben, wonach 
»keine Anhaltspunkte für eine konkrete Gefähr-
dung« bestünden. Zu diesem Zeitpunkt waren laut 
einer kleinen Anfrage im Abgeordnetenhaus bereits 
23 Personen, die auf der Seite genannt waren, Ziel 
von Gewalttaten. Bei 13 Personen handelte es sich 
nach Meinung der Polizei um rechtsextremistisch 
motivierte Angriffe. Des Weiteren waren mindes-
tens 19 Gebäude Ziel von Angriffen, darunter sechs 
Brandstiftungen. So wurde etwa in der Nacht zum 9. 
November 2011 das Jugendzentrum Anton-Schmaus-
Haus der Falken in Neukölln bereits zum zweiten 
Mal in Brand gesteckt und schwer beschädigt.
Die amtierende Polizeipräsidentin Koppers zeigte 
sich später selbstkritisch und bedauerte die man-
gelnde Sensibilität des Schreibens. Mit neuem An-
schreiben wurden den Betroffenen im Februar 2012 
persönliche Gespräche angeboten, um Missver-
ständnissen entgegenzuwirken.
Mitte Februar wurde nach langem Zögern ergänzend 
ein Rechtshilfeersuchen an die USA gestellt, da sich 
dort der Server befindet. Dies war lange Zeit mit 
Verweis auf angeblich mangelnde Erfolgsaussich-
ten gar nicht erst versucht worden – »Darfs noch ein 
bißchen weniger der Bemühungen sein?« kommen-
tierte dies treffend die taz. Ausschlaggebend für den 

kriminellen« dokumentieren soll. Diese Chronik 
enthält verschiedene Berichte über alternative Ver-
anstaltungen und verfälschte Meldungen aus der 
Presse und den Pressemitteilungen der Berliner Po-
lizei. In diesen Berichten werden bspw. Anwesende 
auf Demonstrationen, Angeklagte oder Zeug_innen 
in Prozessen mit Namen und 
teilweise mit Fotos dokumen-
tiert. In der Einleitung heißt 
es »Antifaschisten haben Na-
men und Adressen« und es 
wird angeboten »bei der Suche 
nach antifaschistischen Straf-
tätern zu helfen«.
Gerahmt werden derartige Aufstachelungen von 
nationalsozialistischer Propaganda-Rhetorik des 
»Rassenkampfes«, die sich gegen »Fremdrassige«, 
»Volksschädlinge« und gegen Juden richtet.1

Lange Zeit hieß es bei der Polizei, der oder die Be-
treiber_innen könnten nicht ermittelt werden, da 
sich der Server im Ausland befände. Dabei tauch-
ten bereits frühzeitig Aufkleber von nw-berlin.net 
auf, die Sebastian Schmidtke als Verantwortlichen 
im Sinne des Presserechts auswiesen. Scheinbar 
verschärften mehrere Brandanschläge, teilweise 
auf Wohnhäuser, in denen sich alternative Projek-
te befinden, den Handlungsdruck. Anfang Mai 2011 
wurde zunächst die Internet-Domain nw-berlin.net 
offiziell von der Bundesprüfstelle für jugendgefähr-
dende Medien indiziert. Das heißt, sie wird von den 
großen Suchmaschinen nicht mehr gelistet, für die 
Seite darf zudem nicht mehr öffentlich – etwa in 
Form von Aufklebern oder Transparenten – gewor-
ben werden, soweit nicht nur Erwachsene zu der 
Werbung Zugang haben. Die Indizierung dürfte der 
Grund für die spätere Verlagerung der Chronik mit 
der Personenliste auf eine gesonderte Seite gewesen 
sein.
Neben einer starken Thematisierung in den Medien 
kam es zu mehreren Initiativen in den Ausschüssen 
des Berliner Abgeordnetenhauses, da Abgeordnete 
verschiedener Parteien konkret von den Drohungen 
betroffen waren. Neben einer in der Presse vermute-
ten Verwicklung des NPD-Politikers Schmidtke, der 
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Akteuren gegen Rechtsextremismus nur begrenzt 
fassen können. Erfreulich auch, dass die Betroffe-
nen eine breite Solidarisierung quer über alle Par-
teigrenzen erfuhren und die berlinweite Vernetzung 
gegen Rechtsextremismus erheblich gestärkt aus der 
Auseinandersetzung mit nw-berlin.net hervorgeht.

1 Vgl. Dossier »NW-Berlin.net« der MBR

Sinnungswandel war vermutlich auch, dass gegen 
die Betreiber_innen von »NW-Berlin« nunmehr auch 
wegen Volksverhetzung ermittelt wird.

Währenddessen wurde immer mehr bekannt, 
dass Sebastian Schmidtke schon in der Vergangen-
heit vielfältig mit »nw-berlin.net« in Bezug gebracht 
wurde: als Redner hinter entsprechenden nw-berlin.
net-Transparent am 1. Mai 2010, als Anmelder für 
Aufmärsche, die massiv von »NW-Berlin« beworben 
wurden oder durch den Bericht niedersächsischer 
Rechtsextremisten über eine Veranstaltung zum 
sog. »Tag der deutschen Zukunft 2011« in Berlin, in 
dem es u.a. hieß: »Nachdem Sebastian Schmidtke 
vom NW-Berlin die anwesenden Frauen und Männer 
begrüßt hatte (…).«

In der Folge sah sich Schmidtke selbst zu einer öf-
fentlichen Stellungnahme genötigt und wies auf der 
Seite der Berliner NPD, eine Verantwortlichkeit für 
die Seite zurück. Es habe verschiedene Ermittlungs-
verfahren gegen seine Person wegen des Verdachts 
von Verletzungen des Kunsturheberrechts oder des 
Erstellens von Artikeln für die diese Seite gegeben. 
Sie seien allesamt eingestellt worden, da ihm kei-
ne Mitarbeit oder Verantwortlichkeit nachgewiesen 
werden konnte.
Dies könnte sich ändern. Nach einem Bericht der 
Berliner Zeitung vom 27. März 2012 wurden bei den 
Durchsuchungen bei ihm entsprechende Beweismit-
tel gefunden, darunter Bilddateien der betroffenen 
Personen. Bei der Razzia beschlagnahmt wurden 
nach der Berichterstattung auch zum Verkauf bereit-
liegende CDs mit volksverhetzendem Inhalt. Die bei-
den weiteren Verdächtigen, darunter mit Sebastian 
Thom ein weiteres Mitglied aus dem Landesvorstand 
der Berliner NPD, sollen für die NW-Internetseiten 
mitverantwortlich sein. 

Bleibt abzuwarten, ob die Verfahren das ange-
schlagene Vertrauen der Betroffenen in den staatli-
chen Verfolgungswillen gegen nw-berlin.net wie-
derherstellen können. Immerhin ist inzwischen bei 
der Innenbehörde die Erkenntnis gereift, dass »poli-
zeispezifische Begriffe und Bewertungen« wie Tren-
nung von »abstrakter« und »konkreter Gefährdung« 
die reale Bedrohungslage von zivilgesellschaftlichen 

v

aber die Behörden 
konzentrierten 
sich auf Schutz
gelderpressung. 
Wir haben  
gesagt es war 
fremdenfeindlich. 
Und dann haben  
sie gelacht. 

Öczan Yildirim, 
Besitzer eines Friseurladens in der Kölner KeupstraSSe
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Grundlegende  
Veränderungen 
sind nötig
Ideologien der  
Ungleichwertigkeit in 
der Polizei

Als Ursache beider Phänomene kann schwerpunkt-
mäßig das Problem weit verbreiteter und somit auch 
in Institutionen vorherrschender Ideologien der Un-
gleichwertigkeit wie Rassismus, Sozialdarwinismus 
oder Homophobie ausgemacht werden. Auf Seiten 
der Betroffenen ist das Vertrauen zur Polizei außer-
ordentlich geschwächt und auf Seiten der Beamt/in-
nen werden rechte Straftaten aufgrund der eigenen 
Vorurteilsraster nicht als solche erkannt.

Gefahr statt Hilfe
Alltag für viele Menschen, die nicht der »gängigen 
Norm« von weiß, heterosexuell, sozial erwarteter 
Attitüde oder vermeintlich »deutschem« Aussehen 
und Auftreten entsprechen, ist nicht nur die Bedro-
hung durch rechte Gewalt sondern auch die Furcht 
vor rassistischen Polizeikontrollen, Vertreibung aus 
Innenstadtvierteln durch Beamt/innen oder ho-
mophobe Sprüche auf der Wache bei Anzeige von 
schwulenfeindlichen Straftaten. Diese im Behör-
denapparat bisher wenig problematisierte Ableh-
nungskultur gegenüber Minderheiten hat zur Folge, 
dass die Polizei als Teil des Problems und nicht als 
Teil der Lösung angesehen wird. 
Betroffene rechter Gewalt scheuen den Gang auf das 
Revier, weil sie dort aufgrund von persönlichen oder 
in der Community gemachten negativen Vorerfah-
rungen keine Hilfe erwarten sondern weitere Aus-
grenzung befürchten. Verstärkt wird dieser Aspekt 
durch zahlreiche Berichte von Opfern rechter Gewalt, 
die zwar die Polizei riefen, dann aber nicht geschützt 
wurden. Die rechten Straftäter/innen kamen davon, 
die Geschädigten wurden diskriminierenden Verfah-
ren ausgesetzt, ihre Glaubwürdigkeit wurde bezwei-
felt und ihnen (Mit)schuldvorwürfe gemacht: Eine 
Täter-Opfer-Umkehr fand statt. Eine europäische 
Umfrage aus dem Jahr 2009 unter 20.000 Migrant/
innen in 27 Mitgliedsstaaten fand heraus, dass diese 
nur etwa 25 % der als schwerwiegend empfundenen 
Straftaten an die Polizei meldeten (EU-MIDIS 2011, 
S. 80. Verwendete Quellen siehe »Weiterführende 
Literatur«). Als weit überwiegender Grund für die 
Nichtanzeige gilt das Misstrauen in die Polizei. 

legende Frage nach institutionellem Rassismus wird 
offiziell gar nicht erst gestellt, die Untersuchungs-
ausschüsse in Deutschland setzen sich vielmehr mit 
Nazistrukturen und Geheimdienstkamellen ausein-
ander. Es werden weder Untersuchungen zu »racial 
profiling« vorangetrieben noch Ermittlungsmuster 
der Polizei oder die Existenzberechtigung des Ver-
fassungsschutzes kritisch hinterfragt. Statt darüber 
zu sprechen, beschränken sich Behörden und Parla-
mente auf die »bösen Nazis«, debattieren über das 
Für und Wider eines NPD-Verbots und Extremisten-
karteien. Dies kann als der in Deutschland typische 
»Extremismusreflex« bezeichnet werden, welcher 
die gesamte Aufmerksamkeit auf die menschenver-
achtenden Rechtsterrorist/innen lenkt, die es aus 
der (guten = demokratischen) Gesellschaft heraus zu 
bekämpfen gilt. Diese Beschränkung nutzt der wei-
ßen Mehrheitsgesellschaft, weil sie die eigene Iden-
tität nicht anrührt, weder Selbstkritik nötig macht 
noch grundlegende Veränderungen in Behörden 
und Institutionen fordert. 

Zeitgleich entscheidet das Verwaltungsgericht 
Koblenz auf Klage einer nicht »typisch deutschen« 
Person hin, dass bei verdachtsunabhängigen Poli-
zeikontrollen »die Auswahl der anzusprechenden 
Personen auch nach dem äußeren Erscheinungsbild« 
vorgenommen werden darf und legitimiert damit 
rassistische Überprüfungskriterien. Die Todesum-
stände von Oury Jallouh, der 2005 in einer Dessauer 
Polizeizelle verbrannte, sind bis heute nicht geklärt; 
Korpsgeist der beteiligten Beamt/innen und Unver-
mögen der Justiz spielen bei der unbeantworteten 
Frage, ob die damals diensthabenden Polizisten 
strafrechtlich wegen des Todes zu belangen seien, 
eine wohl nicht unerhebliche Rolle. Die Deutsche 
Polizeigewerkschaft gibt 2012 in Bayern einen Ka-
lender mit rassistischen und sozialdarwinistischen 
Motiven heraus und in Dresden wird ein deutscher 
Tatverdächtiger in Ermittlungsakten als »afroame-
rikanisch/europäischer Mischling mit dementspre-
chender brauner Hautfarbe« bezeichnet. Diese auf 
Schlaglichter beschränkte Auswahl der jüngsten 
Zeit verdeutlicht, dass es mehr als genug Anlässe 
gibt, sich mit institutionellem Rassismus auseinan-

Zudem haben viele Betroffene – insbesondere im 
ländlichen Raum – die rechten Angriffe als Norma-
lität akzeptiert. Ein blaues Auge, eine kaputte Bril-
le oder ein wackelnder Zahn werden als »Lappalie« 
begriffen, die den Gang zur Polizei nicht lohnen. Zu 
negativ sind die Erfahrungen mit Polizei und Justiz, 
zu schleppend verliefen die Verfahren, zu selten fan-
den sich Vertreter/innen des Staates, die das ihnen 
widerfahrene Unrecht klar als solches benannten.
Statt dass sich die Behörden darauf zurückziehen, 
dass die Betroffenen die Straftaten nicht anzeigen, 
sollten dringend nachhaltige Maßnahmen unter-
nommen werden, welche das Vertrauen von Minder-
heitengruppen in die Polizei stärken. Ein positives 
Beispiel dafür sind die Ansprechpartner/innen für 
gleichgeschlechtliche Lebensweisen bei der Berliner 
Polizei; an speziellen Ansprechpersonen für andere 
Betroffenengruppen mangelt es jenseits von allge-
meinen Opferschutzbeauftragten aber.

Institutioneller Rassismus
Neben dem Problem der Nichtanzeige rechter Gewalt 
besteht eine andere weitaus größere Hürde darin, 
dass selbst angezeigte bzw. der Polizei anderweitig 
bekannte Fälle nicht immer als rechte Gewalt er-
kannt werden. Eklatantes Beispiel ist dabei sicher die 
Mordserie des Nationalsozialistischen Untergrunds 
(NSU). Selbst als ein von der Polizei beauftragter Pro-
filer darauf hinwies, dass ein rassistisches Tatmotiv 
nahe liege, wurde dieser Option nicht entsprechend 
nachgegangen. Stattdessen wurden, rassistischen 
Stereotypen entsprechend, die Opfer zu »kriminel-
len Ausländern« mit Verbindung zu Drogen, Mafia, 
Schutzgeld gemacht und ihnen die Schuld an ihrem 
Tod zugeschrieben. Statt sich in der nun stattfinden-
den Aufklärung der Taten aber auf den Hintergrund 
und die Analyse des behördlichen Versagens zu kon-
zentrieren, richtet sich die Aufmerksamkeit schwer-
punktmäßig auf die Täter/innen. Die Unfähigkeit 
staatlicher Institutionen wird auf einzelne Vergehen 
minimiert, undurchschaubare Geheimdienste und 
Verantwortungsdiffusion scheinen eine tatsächli-
che Aufklärung der internen Vorgänge und perso-
nelle Konsequenzen zu verhindern. Die aber grund-

von Kati Lang                                                                  

Jedes Jahr aufs Neue klaffen die 
Zahlen unabhängiger Beratungs-
stellen für Betroffene rechter, 
rassistischer und antisemitischer 
Gewalt mit den offiziellen Veröf-
fentlichungen seitens der Behör-
den weit auseinander. Rein faktisch 
lässt sich das Phänomen leicht 
beschreiben: einerseits gelangen 
nicht alle Taten, von denen die Be-
ratungsstellen erfahren auch zur 
Anzeige und andererseits werden 
bekannte Straftaten durch die Poli-
zei nicht als rechte Gewalt erfasst. 
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mehrdimensionalen Betrachtung unter verschiede-
nen Gesichtspunkten bewertet (werden).« Die Hoff-
nung, dass diese Gesichtspunkte sinnvolle Kriterien 
sein könnten, zerschlägt sich aber. Denn darunter 
werden u.a. abstrakte Begriffe wie »Deliktsqualität«, 
die »mögliche internationale Dimension der Tat« 
oder die »gegebenenfalls zu verzeichnende, extre-
mistische Ausprägung« verstanden. Ob die existie-
renden polizeiinternen Ausfüllanleitungen bessere 
und praktischere Kriterien beinhalten, kann leider 
nicht nachvollzogen werden, da diese als polizeiin-
terne Verschlusssache deklariert sind. 

In der polizeilichen Praxis ist der/die sachbear-
beitende Beamt/in dafür zuständig, das Vorliegen 
einer rechten Straftat zu melden. Da die Statistik zur 
»Politisch Motivierten Kriminalität« als sogenannte 
Eingangsstatistik geführt wird, muss diese Meldung 
bereits im Rahmen der ersten Ermittlungen gesche-
hen. Behördlicherseits wurde mehrfach darauf hin-
gewiesen, dass es in diesem Stadium mangels Täter/
inneneinlassung schwierig sei die Kategorisierung 
zu treffen. Anwendungsrichtlinien aus anderen 
Staaten zeigen im Gegensatz zu dieser Beschwerde 
aber, wie abseits von Geständnissen Rückschlüsse 
auf das Motiv gezogen werden können. Dabei können 
beispielsweise die Gruppenzugehörigkeit des Opfers, 
diskriminierende Beleidigungen durch die Täter/in-
nen, am Tatort angebrachte Graffitis, symbolhafte 
Tatbegehungen, bestimmte Daten oder Orte Hin-
weise auf die Motivation geben. Jenseits dieser wohl 
lösbaren Schwierigkeiten besteht eher die Gefahr, 
dass vorhandene Anhaltspunkte durch die Beamt/
innen (un)wissentlich übersehen bzw. falsch gewer-
tet werden. Neben eigenen Ungleichwertigkeitsvor-
stellungen kommen auch immer wieder Opportuni-
tätsüberlegungen hinzu, die eigene Region nicht »in 
den Schmutz zu ziehen«. 2007 wies beispielsweise 
der Direktor des sachsen-anhaltinischen Landeskri-
minalamts seine Beamt/innen an, eindeutig rechte 
Straftaten, deren Täter/innen nicht bekannt seien, 
als politisch uneindeutig einzuordnen. Die Zahl der 
gemeldeten rechtsmotivierten Straftaten halbierte 
sich durch diese statistische Verschiebung nahezu. 
Erkennt der/die polizeiliche Sachbearbeiter/in die 

derzusetzen. Es handelt sich dabei nicht um das Ver-
sagen Einzelner sondern um eine Gesamthaltung, 
die letztlich auch dem NSU ein ungestörtes Vorge-
hen ermögliche. 

Die Lücke zwischen Theorie und Praxis
Die angesprochenen in Behörden verankerten Un-
gleichwertigkeitsvorstellungen tragen mit dazu bei, 
dass auch das polizeiliche Definitionssystem zum 
Erfassen vorurteilsmotivierter insbesondere rechter 
Straftaten in seiner Wirkung beschränkt bleibt. So ist 
die seit 2001 geltende Definition zur »Politisch moti-
vierten Kriminalität« (PMK) mit einigen Abstrichen 
als durchaus fortschrittlich zu beschreiben. Es wer-
den theoretisch all diejenigen Delikte aufgenommen, 
»die sich gegen eine Person wegen ihrer politischen 
Einstellung, Nationalität, Volkszugehörigkeit, Ras-
se, Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, Herkunft 
oder aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes, 
ihrer Behinderung, ihrer sexuellen Orientierung 
oder ihres gesellschaftlichen Status richten«. Ohne 
Frage sind insbesondere Begriffe wie »Rasse« oder 
»Volkszugehörigkeit« abzulehnen. Versinnbildlicht 
ersterer die Existenz von »Rassen« statt vom eigent-
lichen Problem des Rassismus zu sprechen, wurzelt 
der Begriff der »Volkszugehörigkeit« im Merkmal der 
biologischen Abstammung und rekurriert auf einen 
NS-Erlass von 1939, der insbesondere Juden und Jü-
dinnen ausschloss. Auch über weitere zu weit gera-
tene Begriffe wie den »gesellschaftlichen Status«, der 
sowohl Opfer aus »vermeintlich niederen Schichten« 
also auch aus »vermeintlich höheren Schichten« um-
schließt, ließe sich weiter diskutieren, was aber an 
dieser Stelle den Rahmen sprengen würde. 

Jenseits von begrifflichen Kritikpunkten ist die 
Definition ein brauchbares Werkzeug um rechts mo-
tivierte Taten als solche zu kategorisieren und sicht-
bar zu machen. 
Die Taten sollen dann als politisch gelten, wenn es 
»in Würdigung der Umstände der Tat und/oder der 
Einstellung des Täters Anhaltspunkte« gebe, dass sie 
aus den oben genannten Kategorien heraus began-
gen wurden. Zur konkreten Vorgehensweise wird 
näher erläutert, dass die Taten »im Rahmen einer 

Landeskriminalamtes einbezogen wurden.« (Sächsi-
scher Landtag, Drucksache  5/4749). Beiläufig wird 
hier im Nebensatz eingeräumt, dass die Behörden 
sich über zehn Jahre nicht die Mühe gemacht haben, 
die Urteilssprüche der Verfahren in ihre Bewertun-
gen mit einzubeziehen. 

Schluss mit der Kosmetik
Eine kleine Korrektur hier, eine weitere Fortbildung 
dort, ein Gespräch mit Repräsentant/innen von Be-
troffenengruppen, die Abmahnung einer/s einzel-
nen Beamt/in können als reine Kosmetik bezeichnet 
werden, die nicht in der Lage sind das Problem zu 
lösen. Die Behörden brauchen keine oberflächlichen 
Verschönerungen sondern grundlegende Verände-
rungen im Denken, Handeln und auf struktureller 
Ebene. Dazu gehört zunächst die Einsicht, dass es 
sich um ein Problem der weißen Mehrheitsgesell-
schaft handelt und nicht mit sogenannten Integra-
tionsforderungen verknüpft werden darf. Wissen-
schaftliche Erkenntnisse müssen ernst genommen 
und die Arbeit von zivilgesellschaftlichen Initiativen 
verstetigt werden. Auf polizeilicher Ebene gehört 
dazu auch die Erkenntnis, dass unbedingter Korps-
geist demokratiefeindlich ist. 
In der Konsequenz muss, insbesondere nach der NSU-
Mordserie, der politische Wille aufgebracht werden, 
Einschnitte durchzusetzen und endlich eine polizei-
unabhängige Beschwerdestelle zu schaffen, die über 
tatsächliche Kompetenzen verfügt. Von all dem ist 
man selbst in fortschrittlichen Bundesländern weit 
entfernt.

Kati Lang (Ass. iur.) ist bei der Beratungsstelle für rechtsmoti-

vierte und rassistische Gewalt des RAA Sachsen e.V. tätig. Die 

gelernte Juristin ist spezialisiert auf rechtliche Fragen rund um den 

Umgang mit Rechtsextremismus und promoviert derzeit an der TU 

Dresden zur Frage der Gesetzgebung in Bezug auf rechte und rassis-

tische Gewalt in Deutschland.

 

rechte Motivation nicht, so könnte man darauf set-
zen, dass dieser Fehler eventuell im späteren Ver-
fahren durch eine/n andere/n Beamt/in, die Staats-
anwaltschaft oder die gerichtliche Entscheidung 
korrigiert wird. Dies ist jedoch unwahrscheinlich, 
da Korrekturen nur bis maximal zum 31. Januar des 
Folgejahres möglich sind, danach wird die Statistik 
zur Politisch Motivierten Kriminalität veröffent-
licht, rückwirkende Veränderungen gestalten sich 
schwierig. Vorteil dieser tatzeitnahen Erfassung ist, 
dass relativ aktuelle Lagebilder und Reaktionsmög-
lichkeiten geliefert werden können. Dieser Vorteil 
wird aber zum eklatanten Nachteil sofern entweder 
die Tat zu Ermittlungsbeginn tatsächlich nicht als 
rechtsmotiviert einzuschätzen ist oder die sachbear-
beitenden Beamt/innen nicht in der Lage sind (oder 
sein wollen) die Vorurteilsmotivation zu erkennen.  

Aus den Augen, aus dem Sinn
Neben einer zeitlichen Komponente hat diese »End-
gültigkeit« auch eine Unsichtbarmachung von rech-
ter und rassistischer Gewalt zur Folge, was insbeson-
dere bei Todesfällen dramatisch ist. So sind nach den 
Recherchen der Zeitungen Die Zeit und Der Tagesspiegel 
seit 1990 148 Menschen durch rechte Gewalttaten zu 
Tode gekommen, nur 58 dieser Opfer werden durch 
den Staat als Todesopfer rechter Gewalt anerkannt. 
Diese skandalöse Vertuschung beruht einerseits auf 
einer unzulässig eingeengten Anwendung des Defi-
nitionssystems und andererseits auf der Praxis der 
Eingangsstatistik. 
So kann das Bundesland Sachsen als Beispiel dienen, 
wie erst nach der Aufdeckung der NSU-Mordserie 
Bewegung in die jahrelang ablehnende Anerken-
nungspraxis kam. Nach einer erneuten Überprüfung 
aller Todesfälle auf öffentlichen Druck hin, erklärte 
der Freistaat plötzlich im Jahr 2012, dass nunmehr 
zwei längst bekannte rechte Tötungsdelikte aus den 
Jahren 1996 und 1999 anerkannt werden. Zur bisher 
abweichenden Einschätzung nach über zehn Jahren 
heißt es seitens der Behörden lapidar: »Die unter-
schiedliche Bewertung ist damit zu erklären, dass 
diesmal zusätzlich die hierzu ergangenen Urteile der 
Strafgerichte beigezogen und in die Überprüfung des 
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Mit dem Blick auf diese Geschehen stellt sich für die 
Beratungsprojekte die Frage, wie wir uns vor der De-
finitionsgewalt der Ermittlungsbehörden schützen 
können. Wieder einmal hat sich bestätigt, dass die 
Darstellung der Geschehnisse durch die Betroffenen 
extrem wichtig ist.
Wir schreiben hier über einige wenige »ganz norma-
le« Fälle, keine Morde zum Glück. Die Schilderungen 
der Betroffenen geben uns Einblicke in ein System, 
dessen Abgründe im Zusammenhang mit den Ta-
ten des NSU nun auch einer größeren Öffentlichkeit 
deutlich werden.
Die Behörden sagen, dass sie alte nicht zweifelsfrei 
ermittelte »Fälle« noch einmal prüfen wollen. Das 
tun auch wir. 

Nicht Freund, nicht Helfer,  
aber definitionsmächtig
Wir schildern einen alltäglichen rassistisch moti-
vierten Angriff, der mittlerweile zehn Jahre zurück-
liegt. Der Fall hatte nach Ansicht der Ermittlungs-
behörden nicht stattgefunden. An einem weiteren 
Beispiel zeigen wir, welche Verletzungen Polizeibe-
amte bei ihrem ersten Auftritt an einem Tatort bei 
Geschädigten hinterlassen können. Welche Folgen 
die Anwesenheit zum falschen Zeitpunkt am fal-
schen Ort mit der falschen Hautfarbe haben kann, 
wird das dritte Beispiel aus der Beratungspraxis zei-
gen. In den Beispielen, zu denen wir viele andere 
hinzufügen könnten, wird deutlich, dass Polizeibe-
amt_innen zuerst jedes andere Motiv für eine Tat in 
Betracht ziehen, bevor sie von Rassismus sprechen. 
Es wird auch deutlich, dass alleine Hautfarbe und 
seine vermeintliche Herkunft einen Menschen in 
Verdacht bringen, straffällig geworden zu sein.

Ein Überfall, der nie stattfand
2. Februar 2002 Berlin-Lichtenberg	

Ein schwarzer Portugiese wird nachts auf der Straße von drei 

Männern rassistisch angepöbelt. Einer der Männer greift an 

und schlägt und würgt den Portugiesen. Als drei weitere Män-

ner sich nähern, kann er sich befreien. Er sucht ohne Erfolg 

Hilfe, indem er an einem Wohnhaus klingelt und um Hilfe ruft. 

Er kann flüchten. Die Täter werden nicht gefasst.

Helga Seyb und Biplab Basu (ReachOut & KOP)         

Im Zusammenhang mit der Tatsa-
che, dass es einen »Nationalsozia-
listischen Untergrund« (NSU) gibt, 
dem bisher zehn Morde zugerech-
net werden, erlangten wir Klar-
heit über Ermittlungsbehörden, die 
nicht in der Lage oder nicht Wil-
lens waren und sind, Hinweise auf 
mögliche Tatmotivationen ernst zu 
nehmen. 

Definitionshoheit 
und Demütigungs-
kultur
Der alltägliche  
Rassismus der Polizei

hung« befand sich Herr R. zur Befragung beim LKA. 
Die Polizisten unterstellten ihm, dass Herr R. den 
Überfall vorgetäuscht habe und die Werkzeuge in der 
Wohnung oder im Keller versteckt haben könnte.
In der Woche nach dem Überfall hatte Herr R. täglich 
Termine bei der Polizei. Er war krank geschrieben, 
musste jedoch trotzdem von morgens bis abends für 
Aussagen zur Verfügung stehen. Insgesamt fühlte er 
sich wie ein Verbrecher behandelt und keineswegs 
wie eine geschädigte Person, die einen Überfall an-
zeigt.
Erst als Herr R. klarmachte, dass er sich unter diesen 
Umständen einen Anwalt besorgen wolle, verlief die 
Befragung durch einen Beamten, der bisher nicht 
beteiligt war, korrekt.
Sowohl die Lebensgefährtin als auch Herr R. hat-
ten den Eindruck, dass sich die Polizeibeamt_innen 
insgesamt mehr für die Familienverhältnisse als für 
den eigentlichen Überfall interessierten. Einen gro-
ßen Teil ihrer Kraft mussten beide aufwenden, um 
die Unterstellung, die Lebensgefährtin habe Herrn 
R. verletzt, zu entkräften.

Von unterschiedlichen Arten der Verletzung
19. August 2010 Berlin-Lichtenberg	

Gegen 17.30 Uhr wird eine 43-jährige Frau von einer 36-jäh-

rigen Frau rassistisch beleidigt, als sie mit dem Auto in die 

Herzbergstraße einbiegt. Die 36-Jährige tritt gegen das Auto, 

zerrt die Fahrerin aus dem Wagen und entreißt ihr das Handy, 

mit dem diese die Polizei anrufen will. Die 43-jährige Frau 

muss im Krankenhaus behandelt werden.

Pressemeldung der Polizei, 20.08.2010 | Taz, 21.08.2010

ND, 21.08.2010 | Antifa Hohenschönhausen | ReachOut

So lautet die Meldung in unserer Chronik. Sie klingt, 
als sei es ein Fall, der schnell wieder in Vergessen-
heit gerät, idealerweise auch für die angegriffenen 
Frau. Leider war dem nicht so. Und zwar nicht, weil 
die Täterin sie verletzt hätte. Das wurde schnell ne-
bensächlich:
Die Polizei kam zum Tatort und sprach zuerst mit 
allen anderen Personen, auch mit der Täterin. Sie 
sprach nicht Frau V. an, die sie zur Hilfe gerufen 
hatte. Sie fragte nicht nach ihren Verletzungen und 

Berliner Zeitung, 5.02.2002 | Morgenpost, 5.02.2002 |  

ReachOut

Der Chronikeintrag sagt nichts über die Tragödie aus, 
die sich nach diesem Angriff abspielte. Zur besseren 
Nachvollziehbarkeit der Erschütterung des Betroffe-
nen schildern wir im Folgenden etwas genauer, was 
geschehen war. 
Herr R. verließ nach einem Streit mit seiner Lebens-
gefährtin die gemeinsame Wohnung. Kurz darauf 
wurde er angegriffen. Er trug Kleidung und Werk-
zeuge für den nächsten Arbeitstag mit sich. Da er 
keine andere Möglichkeit sah, nach dem Angriff 
Hilfe zu organisieren, ging er zurück zur gemeinsa-
men Wohnung. Auf seinem Weg konnte Herr R. die 
Täter noch von weitem sehen. Sie unterhielten sich 
laut, lachten und schleppten seine Koffer mit sich.
Zuhause angekommen, rief er die Polizei. Sie nahm 
Herrn R. und seine Lebensgefährtin mit zur Wache. 
Herr R. erstattete Anzeige wegen Körperverletzung. 
Da die Polizei sich nicht für den Tatort interessiert 
hatte, suchten Herr R. und die Partnerin selbst auf 
ihrem Nachhauseweg nach Spuren und fanden den 
bis dahin vermissten Ohrring und die Armbanduhr.
Herr R. wurde am nächsten Tag von zu Hause ab-
geholt und zum Landeskriminalamt gebracht. Er 
meinte, einen der Schläger bei der Lichtbildvorlage 
erkannt zu haben.
Mehrmals wurde Herrn R. bei seiner Befragung ge-
sagt, dass man ihm den geschilderten Angriff nicht 
glauben würde. Die Polizei versuchte mit großem 
Aufwand, ihre Version der Geschehnisse zu belegen. 
Ein Beamter, der sich als »Chef« der ganzen Abtei-
lung vorstellte, sagte zu Herrn R., dass ja nun die 
Beziehung zu seiner Lebensgefährtin vorbei sei und 
dass, wenn Herr R. jetzt die Wahrheit sagen würde, 
sie vielleicht doch nicht vorbei sein könnte. Herr R. 
fühlte sich wie ein Kind behandelt.

Einen Tag später waren sowohl Herr R. als auch 
die Lebensgefährtin vorgeladen. Sie wurden ge-
trennt durch unterschiedliche Beamt_innen befragt. 
Die Beamtin, die die Lebensgefährtin befragt hatte, 
forderte von Herrn R. den Schlüssel zur gemeinsa-
men Wohnung. Während der  »Wohnungsbege-
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Herr B. erstattete Anzeige wegen Körperverletzung 
im Amt. Bei seiner Vernehmung bestand der Beamte 
darauf, dass Herr B. aus einem Land in Afrika kom-
me. Herr B. ist ein schwarzer deutscher Staatsange-
höriger. Der Beamte hatte während der Behauptung 
der anderen Staatsangehörigkeit den deutschen Per-
sonalausweis von Herrn B. in der Hand. 
Herr B. macht sich seither Sorgen um seine Kinder 
und fragt sich, wie sie hier unter diesen Bedingun-
gen aufwachsen sollen. Er überlegt, ob er das Land 
verlassen sollte, weil ihm und den Kindern der deut-
sche Pass gegen rassistische Vorwegannahmen nicht 
helfen wird.

Unterschiedliche Angriffe, ein Thema: 
Rassismus und seine Folgen
Herr R. kam zur Beratungsstelle, weil er den berech-
tigten Verdacht hatte, dass er für die Durchsetzung 
seiner Rechte und gegen die absurden Annahmen 
der Polizei Unterstützung benötigt. Im Mittelpunkt 
stand für ihn nicht der Angriff, sondern das Verhal-
ten der Polizei. Herr R. ist sehr bald nach dem An-
griff ausgewandert – enttäuscht und gedemütigt. 
Er war nicht enttäuscht, weil die Täter nicht gefun-
den wurden. Das ist nachvollziehbar, wenn Täter 

flüchtig sind. Aber dass eine 
Ermittlungsbehörde die Tatsa-
che, dass Menschen sich strei-
ten, benutzt, um aus einem 
sehr überzeugend geschilder-
ten rassistischen Überfall auf 
einen Schwarzen einen fami-
liären Konflikt zu konstruie-
ren, ist unerträglich für ihn.
Das Verfahren wurde einge-

stellt. Dem zweifelhaften Alibi eines Verdächtigen, 
den Herr R. in der Lichtbilddatei erkannt zu haben 
meinte, wurde Glauben geschenkt. Die Freundin 
des Verdächtigten hatte ausgesagt, der Verdächtige 
sei »mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich-
keit« bei ihr gewesen.
Frau V. musste nicht nur das rassistische Vorgehen 
der Polizei am Tatort über sich ergehen lassen. Dass 
der Angriff auf sie die Staatsanwaltschaft nicht zu 

interessierte sich nicht für den materiellen Schaden 
am Auto und am Mobiltelefon. Frau V. war sicher, 
dass sie aufgrund ihrer Herkunft attackiert worden 
war. Die Ermittler (Polizei und Staatsanwaltschaft) 
definierten eine Auseinandersetzung zwischen zwei 
Frauen ohne die rassistische Motivation zur Kennt-
nis zu nehmen. Sehr viel später, während eines 
Interviews mit einer Journalistin, stand die Frau 
immer noch unter dem Eindruck der damaligen Po-
lizeiarbeit. Noch immer musste sie die Tränen un-
terdrücken bei dem Gedanken an das entwürdigen-
de Verhalten der Polizei. Das Verfahren wurde aus 
unerklärlichen Gründen von der Staatsanwaltschaft 
eingestellt.

Falscher Ort, falsche Zeit, falsche Hautfarbe
Herr B. hatte einen Termin, um sich eine Wohnung 
anzusehen. Da er zu früh am verabredeten Treff-
punkt war, ging er spazieren und telefonierte da-
bei mit dem Makler. Plötzlich wurde er von hinten 
von vier Polizisten in Zivil angegriffen. Sie rissen 
seine Hände hinter den Kopf und brachten ihn zu 
Boden. Einer der Beamten drückte ihm sein Knie in 
den Nacken, so dass sein Gesicht fest auf den Boden 
gepresst wurde und er kaum Luft bekam. Sie legten 
ihm Handschellen an. Danach 
brachten sie ihn zu einem Wa-
gen.  Vier weitere uniformier-
te Polizisten kamen hinzu. 
Die Beamten prüften seinen 
Ausweis und inspizierten sein 
Handy. Sie stellten fest, dass 
sie den Falschen festgenom-
men hatten und ließen ihn 
gehen. Herr B. fragte den Po-
lizeibeamten, den er als Vorgesetzten wahrgenom-
men hatte, ob eine solche Behandlung normal sei. 
Der Beamte bejahte die Frage und forderte ihn auf 
zu gehen. 
Herr B. ging nach dem Vorfall ins Krankenhaus. Das 
Ergebnis der »Verwechslung«: Prellung des Brust-
korbes, Verstauchung des Handgelenkes, Druck-
schmerzen an Augen und im Gesicht und eine er-
hebliche Traumatisierung.

Geschichten auch nach der ersten Meldung inter-
essieren zu können? Dass die Polizei – bewusst oder 
aus Unfähigkeit – in die falsche Richtung ermittelt, 
war uns schon damals klar. Wir waren jedoch nicht 
etabliert und die Möglichkeiten, den Betroffenen 

Gehör zu verschaffen, waren 
noch nicht ausgeprägt. Heute 
könnten wir Herrn R. besser 
zu seinem Recht verhelfen, 
weil wir in der Lage wären, 
die Ermittlungen auch mit 
dem Druck der Öffentlichkeit 
zu begleiten.
Die Schilderungen der Betrof-

fenen ermöglichen uns einen Einblick in die Trag-
weite von Rassismus im Polizeiapparat, von der wir 
ohne diese Darstellungen keine Kenntnis hätten. 
Beratungsstellen unterstützen die Betroffenen, die 
Definitionshoheit der Ermittlungsbehörden in Fra-
ge stellen zu können und ihrer Version der Ereignis-
se Geltung zu verschaffen. Die Opfer von rassisti-
scher rechter und antisemitischer Gewalt erlangen 
so wieder Handlungsautonomie. Das bedeutet für 
uns Empowerment.

Die Kampagne für Opfer rassistisch motivierter Polizeigewalt – 

KOP wurde 2002 durch die Opferberatungsstelle ReachOut, das 

Antidiskriminierungsbüro (ADB e.V.), den Ermittlungsausschuss 

(EA) und das Netzwerk Selbsthilfe e.V. gegründet. Alle Projekte en-

gagieren sich seit Jahren in antirassistischer und antifaschistischer 

Arbeit. Motiviert durch die fehlende finanzielle Unterstützung der 

Opfer hat KOP einen Rechtshilfefond organisiert, der es den Betrof-

fenen ermöglicht sich gegen das ihnen zugefügte Unrecht auf juris-

tischem Weg zu wehren. 

einer Anklage veranlasst und damit ein Prozess 
nicht stattfand, empfindet sie als eine zusätzliche 
Demütigung. Sie bewertet dies als »gewöhnlichen 
Rassismus«, wie er täglich gegen Vietnames_innen 
stattfindet. In diesem Fall sehen wir unsere Funk-
tion in erster Linie darin zu 
verdeutlichen, dass es Einrich-
tungen gibt, die überzeugt da-
von sind, dass die rassistische 
Tat stattgefunden hat und dass 
sie gravierend war.
Der Angriff auf Herrn B. durch 
die Polizisten führte ebenfalls 
zunächst nicht zu einem Ge-
richtsverfahren. Das Ermittlungsverfahren wurde 
eingestellt. Herr B. war psychisch sehr angeschla-
gen. Durch die Intervention der Beratungsstelle ge-
lang es Herrn B. auch in den Medien die Gescheh-
nisse darzustellen und letztlich ein Urteil gegen die 
Polizisten zu erreichen.

Mutmaßungen der Ermittler_innen über ein Mo-
tiv sind immer nur eine – zuweilen gewagte und un-
sinnige – Arbeitsthese der Polizei für die Richtung 
ihrer Ermittlungen. Im Zweifel haben sie nichts mit 
der Realität zu tun – das haben die Ermittlungen im 
Zusammenhang mit den Opfern des NSU erschre-
ckend deutlich gezeigt. Die Opfer des sogenannten 
NSU waren, außer der Polizeibeamtin in Heilbronn, 
alle Rassismusopfer. Sie wurden ermordet, weil sie 
als Türken oder Grieche identifiziert wurden. Die 
Ermittlungen wurden durch eine rassistische Sicht-
weise auf die Taten und auf die Opfer geleitet. Die 
Beschäftigung mit Geheimdiensten lenkt dabei 
von dem gesellschaftlichen Problem Rassismus ab, 
der auch Teil der Institutionen ist. Sie zeigt einmal 
mehr die Verleugnungsstrategie von Behörden und 
Politik, um Rassismus als ein institutionelles Phä-
nomen nicht wahrnehmen zu müssen.
Besonders »phantasievolle« Polizist_innen sind in 
jedem Fall gefährlicher, als Beamt_innen, die Aus-
sagen und Hinweise der Geschädigten zur Grundla-
ge ihrer Arbeit nehmen. Was wäre geschehen, wenn 
es uns damals auch bei den an uns herangetragenen 
Fällen gelungen wäre, die Öffentlichkeit für diese 

»Die Polizei spricht 
am Tatort mit  

den dort Anwesen-
den, aber nicht  
mit dem Opfer.«

»Polizeibeamt_innen 
ziehen erst jedes  
andere Motiv in  

Betracht, bevor sie 
von Rassismus  

sprechen.«



Schwarza: Treffpunkte/Versammlungsorte »Thüringer Heimatschutz«: Zum Goldenen Löwen,  
Schwarza (heute nur noch Ruine) Schwarzburger Strasse 62, Fassade zur Strasse hin
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Viktimisierungsverbot für den Arbeitsbereich im 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (§16 AGG) 
gelagerten Schutz vor Maßregelung, der verhindert, 
dass Lehrer_innen oder andere Schulverantwortli-
che aus ihrer Machtposition heraus Beschwerden 
mit schlechten Noten oder sonstigen Diskriminie-
rungen bestrafen. Im Bildungsbereich gibt es jedoch 
bisher nur zögerliche Veränderungen (wenn über-
haupt), fehlt doch im Allgemeinen das Problembe-
wusstsein.

Zugangsverweigerungen zu Clubs  
und Diskotheken
Zugangsverweigerungen zu Clubs und Diskotheken 
sind ein Paradebeispiel für intersektionale Diskrimi-
nierungen und stellen zugleich eine Alltagsrealität 
für viele junge Männer of Color in Berlin dar (siehe 
Artikel von Gladt e.V.). Dabei sind es überwiegend 
Anfang bis Mitte zwanzig Jahre alte, durch Rassifi-
zierungsprozesse als »südlän-
disch« oder »orientalisch« aus-
sehend konstruierte Männer 
of Color, denen an Club- oder 
Discotüren der Eintritt verwei-
gert wird. Dies passiert meist 
auf eine vermeintlich neutrale 
Art, also mit vorgeschobenen 
Argumenten oder ganz ohne Begründung. Den Tür-
steher_innen ist also häufig durchaus bewusst, dass 
sie gegen geltende Diskriminierungsverbote versto-
ßen. 

Zugleich haben die Betroffenen ein ausgespro-
chen ausgefeiltes Sensorium für die Prozesse, die 
an der Tür ablaufen und erkennen oft schon in der 
Warteschlange, ob eine diskriminierende Türpolitik 
verfolgt wird. Dabei reichen häufig statistische Be-
obachtungen (wer kommt rein und wer nicht) um 
zu erkennen, was für eine Art von »ausgewogener 
Mischung« die jeweiligen Clubbetreiber_innen her-
zustellen suchen.

Da die Beweise für eine Diskriminierung vor dem 
Hintergrund der oben geschilderten Ausgangsla-
ge häufig nicht als gerichtsfest betrachtet werden, 
stellt ein bedeutender Teil der Beratungs- und In-

Der Entwicklung der Vorjahre folgend nahm auch 
2011 die Zahl der Ratsuchenden beim ADNB des TBB 
noch einmal zu. Die steigenden Fallzahlen sprechen 
dafür, dass Beratung gegen Diskriminierung und 
für Empowerment in Berlin nicht nur absolut nötig, 
sondern auch weiter auszubauen ist, wie etwa mit 
der erfolgreichen Einrichtung des Netzwerks gegen 
Diskriminierung von Muslimen geschehen.

Diskriminierung im Bildungsbereich
Die Qualität der Neutralität des Staates und seiner 
Institutionen ist seit Jahren und Jahrzehnten Ge-
genstand juristischer Aushandlungen, in denen es 
um die Einhaltung des Grundgesetzes und anderer 
Gesetze geht, die die Diskriminierung von »Minder-
heiten« verhindern oder ahnden soll. Doch der Staat 
und seine Institutionen verfügen auch über eine 
konkrete Praxis – gerade in den staatlichen Bildungs-
einrichtungen –, wo von den Beteiligten Grenzen 
ausgelotet und strukturelle Rahmenbedingungen 
umgesetzt werden. Nicht selten wird hier die ins-
titutionelle durch interpersonelle Diskriminierung 
komplementiert.

So wurden uns im letzten Jahr mehrere Fälle be-
kannt, in denen Schüler_innen of Color 1  von Leh-
rer_innen regelrecht rassistisch gemobbt und be-
leidigt wurden, oder zu hören bekamen, dass sie 
ohnehin keine Chance hätten. Daneben gab es in 
der Beratung einzelne Fälle, in denen Schüler_innen 
oder Eltern, die ihr Recht auf negative Religionsfrei-
heit einforderten und bspw. an bestimmten religiös 
geprägten außerunterrichtlichen Feiern nicht teil-
nahmen, hierfür gemaßregelt wurden. Die betei-
ligten Lehrer_innen positionierten sich hier häufig 
als nicht-religiös, forderten von den Schüler_innen 
jedoch zugleich das Einhalten 'kultureller' Traditio-
nen, ohne deren Ursprung in christlichen Bräuchen 
zu reflektieren.

Von besonderer Bedeutung im Schulkontext ist, 
dass betroffene Schüler_innen und Eltern hier aus 
Angst vor negativen Konsequenzen häufig vor ei-
ner Beschwerde und der Einforderung ihrer Rech-
te zurückschrecken. Daher fordern wir ein klares 
Beschwerdemanagement und ein ähnlich dem 

terventionspraxis das gemeinsame Sammeln von 
Indizien dar. Dies können Gespräche mit anderen 
Betroffenen, aber auch sogenannte Testings (Yiğ it/ 
Andrades Vazquez/Yazar, 2010, verwendete Quellen 
siehe »Weiterführende Literatur«) sein, bei denen 
Test- und Kontrollgruppen versuchen, einen Club 
zu betreten. Zugleich geht es in der Beratung immer 
wieder um Taktiken im Umgang mit einer diskrimi-
nierenden Tür; bspw. wie auf die häufig bewusst ge-
setzten Provokationen reagiert werden kann, ohne 
die Zuschreibung aggressiv zu sein, zu bedienen. Ziel 
ist es dabei nicht, Wut und Ärger, die ja durchaus 
begründet sind, zu unterdrücken, sondern vielmehr 
einen Weg zu finden, handlungsfähig zu bleiben.

Eine Handlungsmöglichkeit besteht dabei darin, 
die Polizei zu rufen. Laut des ehemaligen Polizeiprä-
sidenten Herrn Glietsch sind Polizeibeamt_innen in 
solchen Fällen verpflichtet, die Situation beweisfest 
zu sichern und evtl. Strafanzeige aufzunehmen. 

Leider endet die Intervention 
der Polizei jedoch häufig in 
einem Achselzucken und dem 
Verweis auf das vermeintlich 
uneingeschränkte Hausrecht 
der_des Veranstaltenden, 
wenn nicht sogar in einer Kri-
minalisierung der betroffenen 

Person(en). Trotzdem sollten diese auf ihr Recht be-
stehen, dass mindestens die Namen der Türsteher_
innen protokolliert werden. Falls sich die Polizei-
beamt_innen weigern, sollten die Betroffenen sich 
deren Dienstnummer geben lassen, um später eine 
Beschwerde einzulegen. Positive Erfahrungen ha-
ben wir 2011 mit Gewerbeämtern gemacht, die auf 
unseren Hinweis zu diskriminierende Türpolitiken 
hin selbst aktiv geworden sind und die betreffen-
den Clubs angeschrieben haben. Grundlage hierfür 
ist das Gewerberecht, das bei einem groben Verstoß 
gegen die Auflagen der Gewerbeerlaubnis das Ge-
werbeamt dazu ermächtigt, diese – als ultima ratio 
– entziehen zu können (Klose, 2010).

Rassistische 
Diskriminierung 
hat viele 
Gesichter 
Ein Bericht aus der 
Beratungspraxis

Von Nuran YIĞ IT und Moritz Schelkes (ADNB)        

 

Diskriminierung im Bildungsbe-
reich, beim Zugang zu Clubs und 
Diskotheken sowie im Gesund-
heitsbereich sind Themen, die die 
Beratungsarbeit des ADNB im letz-
ten Jahr geprägt haben. Dabei sind 
es nicht nur die einzelnen Fälle, 
die betrachtet und verändert wer-
den müssen, sondern die Ebene der 
Strukturen und Diskurse, die mit 
den konkreten Diskriminierungen 
korrespondieren. Aus ihr können 
wir ableiten, welche Handlungs-
möglichkeiten es in den verschie-
denen Kontexten gibt bzw. wo die-
se zu kurz greifen oder beschnitten 
werden.

»Taktiken im Umgang 
mit einer 

diskriminierenden 
Tür.«
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Diskriminierung im Gesundheitsbereich
Ähnlich wie in anderen Feldern wird auch im Ge-
sundheitsbereich häufig übergangen, dass hier 
Diskriminierung nicht nur die Nutzer_innen und 
Kund_innen betrifft, sondern insbesondere auch die 
Mitarbeiter_innen (oder Bewerber_innen) mit rassis-
tischer Diskriminierung konfrontiert sind. Obschon 
auch die Diskriminierung von (potentiellen) Patient_
innen viel zu wenig thematisiert und angegangen 
wird, soll hier auf die Situation dieser Professionel-
len eingegangen werden (Schelkes, 2011).

Bezeichnenderweise ist es auch in diesem Be-
reich die Lage von Professionellen mit Kopftuch, die 
besonders ins Auge fällt. Diese ist gekennzeichnet 
durch unzählige Bewerbungen, die entweder gar 
nicht oder ohne große Erklärungen ablehnend be-
antwortet werden. Zugleich kommt es immer wie-
der vor, dass Bewerberinnen mit Kopftuch nur unter 
der Auflage, dieses abzulegen, eine Einstellung in 
Aussicht gestellt bekommen. Diese vermeintliche 
Notwendigkeit wird häufig mit Fragen der Hygiene 
gerechtfertigt. Danach gelten Kopftücher als unhy-
gienisch und dürfen daher bei der Arbeit nicht ge-
tragen werden.

An diesem Diskurs wird deutlich, wie sich ge-
sellschaftliche Machtverhältnisse regruppieren, um 
privilegierte Positionen zu verteidigen. Die Zuschrei-
bung unhygienisch zu sein knüpft dabei an tradierte 
rassistische Konstruktionsprozesse und führt in der 
Konsequenz dazu, dass eine Unterwerfung unter 
die Normen der Dominanzgesellschaft eingefordert 
wird. Die Absurdität dieser Konstellation wird spä-
testens dann vollends offensichtlich, wenn die Frage 
aufgebracht wird, wie denn seit Jahrhunderten Ha-
bit tragende Nonnen Krankenpflege übernehmen, 
ohne dass je bekannt geworden wäre, dass dies zur 
Ausbreitung von durch Verunreinigungen übertra-
genen Krankheiten geführt hätte.

Vor diesem Hintergrund haben wir uns an ver-
schiedene offizielle Stellen gewendet, um die Posi-
tionierung einer »Autorität« auf diesem Gebiet zu 
erwirken. Eine Stellungnahme der Senatsverwal-
tung für Gesundheit und Soziales bietet seit Ende 
2011 nun eine klare Richtlinie. Ob dies in der Pra-

xis etwas verändert, wird sich noch zeigen müssen. 
Zumindest wird aber mit dieser Stellungnahme die 
Verbreitung rassistischen Pseudowissens erschwert 
und das Feld des Sag- und Machbaren zugunsten ei-
nes gleichberechtigt(er)en Zugangs zu Arbeitsplät-
zen im Gesundheitsbereich verschoben.

Anstelle eines Fazits
Einzelfallberatung gegen Rassismus und für Empo-
werment gehört zu den Essentials jedes politischen 
Projekts, mit dem Diskriminierung effektiv be-
kämpft werden soll. Dabei ist jeder »Fall« genauso 
individuell wie die Betroffenen selbst und verdient 
daher auch eine individuelle Beratung und Unter-
stützung. Zugleich kann aber keine Diskriminie-
rung als individuell abgetan werden, vollzieht sie 
sich doch immer – wie oben erneut deutlich gewor-
den sein sollte – vor dem Hintergrund und innerhalb 
gesellschaftlicher (Macht-)Verhältnisse. Entspre-
chend gilt es auch in diese zu intervenieren und die 
dort dominierenden Diskurse sowie Strukturen zu 
verändern; manchmal mit kleinen, manchmal mit 
großen Schritten…

1 People of Color ist eine politische (Selbst-)Bezeichnung von und 

für Menschen, die rassistische Diskriminierung erfahren. Dabei 

ist nicht die Hautfarbe, sondern die benachteiligte Position im 

gesamtgesellschaftlichen Kontext in Bezug zu weißen Menschen 

gemeint.

Das Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin (ADNB) ist ein Projekt 

des Türkischen Bundes in Berlin-Brandenburg und wird seit 2003 

aus dem Landesprogramm gegen Rechtsextremismus, Rassismus 

und Antisemitismus des Berliner Senats gefördert. Das ADNB setzt 

sich für die Überwindung und Verhinderung von Diskriminie-

rung zur Herstellung tatsächlicher Gleichbehandlung ein. Zu den 

Arbeitsbereichen gehören Beratung und Unterstützung bei Dis-

kriminierung, Vernetzung von Akteur_innen im Antidiskriminie-

rungsbereich, Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit sowie politisch-

gesellschaftliche Interventionen.

Freunde und  
Familienange
hörige haben mir 
nicht geglaubt, 
dass Süleyman kein 
Verbrecher war.  
Ich werde mich  
deshalb mit ihnen 
nie wieder an  
einen Tisch  
setzen, nie wieder 
ein Wort mit ihnen  
reden.
Ali Taşköprü, Vater von Süleyman Taşköprü
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Neukölln. In Reaktion darauf ergriffen die Behörden 
verschiedene Maßnahmen wie eine Sommerschule 
für neu eingewanderte Kinder aus Bulgarien und 
Rumänien sowie ein Community Building Projekt, 
das die Vernetzung verschiedener Selbstorganisatio-
nen von Roma und Sinti unterstützen soll. Dies sind 
Maßnahmen, die zu begrüßen sind, auch wenn sie 
noch längst nicht ausreichen, um die Situation von 
Roma und Sinti in Berlin längerfristig zu verbessern 
und Antiziganismus entschieden entgegenzutreten.

Von Seiten der Medien gab es jedoch wenig Re-
aktion auf die Kritik über ihre Art der Berichterstat-
tung. Der oben erwähnte RBB-Bericht war bei wei-
tem keine Ausnahme. Weiterhin berichteten diverse 
Tageszeitungen und Fernsehsender auf zutiefst anti-
ziganistische Art und Weise. Besonders ein Ereignis 
sorgte für mediales Aufsehen: Ähnlich wie im Som-
mer 2009 sahen sich im August 2011 mehrere Roma-
Familien aus Rumänien dazu gezwungen, für einige 
Wochen im Görlitzer Park zu übernachten. Kurz zu-
vor waren ihre Wohnungen gekündigt worden. Im 
Görlitzer Park regte sich schon bald Widerstand: die 
Betreiber_innen des Café Edelweiß fürchteten um ih-
ren Umsatz und der Bezirk drohte den Familien eine 
polizeiliche Räumung an. Erst nach einigen Wochen 
fanden einige Familie Unterkunft in neuen Woh-
nungen, andere sahen sich gezwungen, nach Rumä-
nien zurückzukehren. Noch während die Familien 
im Park lebten, fragte der Tagesspiegel rhetorisch: 
»Machen es sich Roma in der Opferrolle bequem?«,  
ein Kommentar, der an Zynismus schwer zu über-
bieten ist. Den Gipfel antiziganistischer Berichter-
stattung bildete der Bericht des Spiegel-TV-Magazins 
vom 14. September 2011. Das Magazin bezeichnete 
die zugezogenen Roma durchgängig als »Zigeuner«, 
es wurden Menschen gefilmt, obwohl sie deutlich 
machten, dass sie dies nicht wollten. Der Bericht 
operiert mit Listen, auf denen Namen und Adres-
sen von rumänischen Gewerbetreibenden aufgelis-
tet sind. Die Hauptaussage des Berichtes lautet, die 
»Zigeuner« würden nach Deutschland einwandern, 
um es sich auf Kosten des Sozialstaates bequem zu 
machen. Über die wirklichen Beweggründe dafür, 
warum Menschen aus Rumänien nach Berlin zie-

und damit die gesamte Gruppe der Sinti und Roma 
zum »Problem« erklärt. Nicht einmal die Differen-
zierung zwischen rumänischen und bulgarischen 
Roma und den verschiedenen anderen Gruppen von 
Roma und Sinti, die in Berlin leben, wurde für nötig 
befunden.

Interessant an diesem Vorgang war auch die 
sonst eher unübliche Klage, dass die Roma-Kinder 
zu Hunderten in die Schulen strömten, wovon die-
se überfordert seien. So wird Franziska Giffey, Neu-
köllns Bildungsstadträtin zitiert: »Was sollen wir mit 
einem Zwölfjährigen ohne Deutschkenntnisse ma-
chen?« Wieso eine Stadt wie Berlin, in der verschie-
denste Gruppen leben, die über keinerlei deutsche 
Sprachkenntnisse verfügen, von einigen Hundert 
weiteren Schüler_innen, die kein deutsch sprechen, 
überfordert sein soll, wird nicht ersichtlich.
In ähnlicher Weise argumentierte ein RBB-Bericht 
kurze Zeit später, der Roma-Kinder als riesiges Pro-
blem für die Schulen darstellte. Hier wurde das alte 
Bild vom »schmarotzenden Zigeuner« aktualisiert: 
Der Bericht wies mehrfach darauf hin, dass die 
zusätzliche Zeit, die die Lehrer_innen den bulgari-
schen und rumänischen Kindern widmeten, selbst-
verständlich von der Zeit abginge, die diese für die 
übrigen Kinder zur Verfügung hätten. Um diese 
Geschichte herum wurde im RBB einmal mehr das 
gesamte Panorama antiziganistischer Diskurse um 
Roma aus Bulgarien und Rumänien deutlich: 30.000 
Roma seien in den letzten Jahren allein nach Nord-
Neukölln gekommen (das wären beeindruckende 
20% der dortigen Bevölkerung). Im RBB-Bericht wur-
de weiter behauptet, dass sich die Situation ab 2014 
noch verschärfen würde. Derartige Warnungen vor 
dem Zustrom »osteuropäischer Zigeuner« haben 
bereits Anfang der 1990er Jahre ihre Wirkung nicht 
verfehlt. Die Pogrome von Rostock-Lichtenhagen 
waren maßgeblich davon beeinflusst.

Medien als Stichwortgebende
Verschiedene Organisationen wie Amaro Foro, ein Ver-
ein junger Roma und Nicht-Roma, äußerten sich be-
sorgt über die Berichterstattung in den Medien und 
kritisierten das Verhalten des Senats und des Bezirks 

»Willkommen  
in Berlin!«
Antiziganismus auf  
der Tagesordnung

VoM Forum Antiziganismuskritik                              

Auch im Jahr 2011 wurde die Si-
tuation hier lebender rumänischer 
und bulgarischer Roma durch die 
Politik erschwert und die Medi-
en erklärten die gesamte Gruppe 
der Sinti und Roma zum »Prob-
lem« – eine willkommene Vorlage 
für Rassist_innen und Rechtspopu-
list_innen.

Antiziganismus beschreibt nicht nur die Drangsa-
lierung von Roma durch faschistische, paramilitä-
rische Organisationen in Ungarn, Roma-feindliche 
Demonstrationen in Tschechien und pogromartige 
Ausschreitungen in ganz Bulgarien. Auch in Berlin 
gehört Antiziganismus noch immer zum politischen 
Alltag. Dies wird vor allem durch die Situation neu 
eingewanderter Roma aus Rumänien und Bulgarien 
deutlich. Mit dem Beitritt zur Europäischen Union 
steht es allen Bürger_innen Bulgariens und Rumä-
niens frei, das von der EU garantierte Freizügigkeits-
recht wahrzunehmen. Die Teilhabe am deutschen 
Arbeitsmarkt ist ihnen hingegen erst ab dem 01. 
Januar 2014 erlaubt, da Deutschland alle drei Mög-
lichkeiten zur Verlängerung der Ausschlussfristen 
in vollem Umfang genutzt hat. Nicht nur in Bezug 
auf den Arbeitsmarkt wird rumänischen und bulga-
rischen Roma der Start in Berlin schwer gemacht.

Ausschluss von Roma-Kindern aus der Schule
Bereits im Januar 2011 berichteten Medien darüber, 
dass sich verschiedene Berliner Stadtteile, unter an-
derem Neukölln, weigerten, Roma-Kinder, deren El-
tern sich nicht bei den zuständigen Meldebehörden 
registriert hatten, zu beschulen. Dies steht im offe-
nen Gegensatz zum Berliner Schulrecht, nach dem 
jedes Kind unabhängig von seinem Aufenthalts-
status beschult werden muss. Heinz Buschkowsky, 
Neuköllns Bezirksbürgermeister und Ehrhart Kör-
ting, damals noch Innensenator, rechtfertigten die-
se Praxis gar damit, die Kinder aus der »Illegalität« 
holen zu wollen. Anstatt den Bezirk Neukölln auf die 
Rechtslage zur Beschulung von Kindern hinzuweisen, 
reagierte die Senatsverwaltung für Bildung, Wissen-
schaft und Forschung mit einer kritikwürdigen Um-
frage: Sie versendete Fragebögen an alle Bezirke, in 
denen sie sich nach der Anzahl von Schüler_innen 
mit Roma- oder Sinti-Hintergrund erkundigte – auf-
geschlüsselt nach Muttersprache und mit suggesti-
ven Einschätzungen wie der Frage nach möglichen 
Problemen mit diesen Kindern. Statt das Berliner 
Schulgesetz durchzusetzen und eine Beschulung al-
ler Kinder zu ermöglichen, wurden hier statistische 
Informationen nach »ethnischen Kriterien« erhoben 
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Was ist »Antiziganismus«?
Antiziganismus ist ein Ressentiment, das tief in der 
Mehrheitsgesellschaft verankert ist und das sich 
vor allem gegen Sinti und Roma richten. Dabei ist 
jedoch wichtig festzuhalten, dass antiziganistische 
Stereotype nichts mit der tatsächlichen Lebensre-
alität und den Identitätskonzepten von Roma und 
Sinti zu tun haben. Vielmehr ist der Antiziganis-
mus eine Fantasie der Mehrheitsgesellschaft, in 
deren Zentrum das Bild des ›Zigeuners‹ steht. Den 
so stigmatisierten Menschen werden Eigenschaf-
ten zugeschrieben, die nicht gesellschaftskonform 
sind. ›Zigeuner‹ stellt dabei eine diskriminierende 
Fremdbezeichnung dar, die sich etymologisch aus 
dem griechischen ›athinganoi‹ herleitet und von der 
überwiegenden Mehrheit der so Bezeichneten als be-
leidigend und verletzend empfunden wird.

›Sinti und Roma‹ ist die im deutschen Sprach-
raum geläufigste Selbstbezeichnung: Romanes 
sprechende Gruppen, die schon über 600 Jahre im 
deutschen Sprachraum leben, bezeichnen sich 
als Sinti_ezza. Die Gruppen, die in den letzten 150 
Jahren aus dem ost-, südost- und südeuropäischen 
Raum in den deutschsprachigen Raum migrierten, 
bezeichnen sich als Rom_nja. Außerhalb des deut-
schen Kontextes wird Rom_nja seit den 1970ern als 
Überbegriff verwendet.

Das Forum Antizigamismuskritik ist ein Zusammenschluss von 

Menschen, die sich aus kritischer Perspektive mit Antiziganismus 

auseinandersetzen, zu dem Thema publizieren und Veranstaltun-

gen organisieren.

pogromartigen Ausschreitungen in Bulgarien und 
Tschechien.
Auch verschiedene Selbstorganisationen intensi-
vierten 2011 ihre Öffentlichkeitsarbeit: Der Landes-
verband Deutscher Sinti und Roma Berlin-Branden-
burg e.V. eröffnete einen »Ort der Erinnerung und 
Information« zum ehemaligen Zwangslager für Sin-

ti und Roma in Marzahn, die 
Inititiative Rromnja gedachte 
vor der ungarischen Botschaft 
der Roma, die Opfer einer an-
tiziganisitschen Mordwelle in 
Ungarn in den Jahren 2008 und 
2009 wurden, und das neue 
Rroma Informations Centrum 
gründete sich in Neukölln, 
um Bildungs- und Jugend-
arbeit sowie Aufklärung für 

Roma und Nicht-Roma anzubieten. In Reaktion auf 
die antiziganistische Flyer-Aktion von Pro Deutsch-
land klärte Amaro Foro, die Anwohner_innen mit Fly-
ern über die tatsächliche Situation rumänischer und 
bulgarischer Roma in Berlin auf und beteiligte sich 
zuletzt gemeinsam mit der Initiative Rromnja an 
der Organisation einer großen Demonstration unter 
dem Motto »Willkommen in Neukölln! Willkommen 
zu Hause!«.

Die politische Propaganda durch Pro Deutsch-
land und andere Rechte illustriert die Anschlussfä-
higkeit des Antiziganismus in Berlin, Leverkusen 
und andernorts. Die Unwissenheit über den recht-
lichen Status der Eingewanderten aus Rumänien 
und Bulgarien und uralte Klischees und Vorurteile 
gegen Sinti und Roma spielen dabei Hand in Hand. 
Nicht zuletzt weist auch der Anschlag in Leverkusen 
auf die reale Gefahr antiziganistischer Gewalt hin. 
Deswegen ist es notwendig, frühzeitig und konse-
quent auf allen Ebenen gegen die antiziganistische 
Berichterstattung, Hetze und Diskriminierung vor-
zugehen – und sich mit den Betroffenen zu solidari-
sieren. Auch ist der Berliner Senat gefragt, der sich 
bisher mit der finanziellen Förderung verschiedener 
Roma- und Sinti-Selbstorganisationen eher zurück-
hält.

hen, schweigen sich die verantwortlichen Journalis-
ten aus. Die medialen und öffentlichen Diskurse der 
Stadt sind mittlerweile klar abgesteckt, interessan-
terweise brauchte es dazu nicht einmal eine rechte 
oder rechtspopulistische Partei.

Die rechtspopulistisch Kleinstpartei Pro Berlin 
hat es erst Anfang 2012 geschafft, auf den medialen 
Diskurs aufzuspringen und 
einige hundert Flugblätter 
zu verteilen, um auf den ver-
meintlichen Missbrauch des 
deutschen Sozialstaats durch 
»Zigeuner« aufmerksam zu 
machen. Ihre Hauptquelle ist 
dabei der besagte Spiegel-TV-
Bericht. Die Frage wie es zu 
bewerten ist, dass in Berlin 
Spiegel-TV der Impulsgeber 
für Pro Berlin ist und nicht umgekehrt, bleibt offen. 
Dennoch muss die antiziganistische Hetze von Pro 
Berlin ernst genommen werden.
In Nordrhein-Westfalen, wo die selbst ernannte »Pro 
Bewegung« am stärksten verankert ist, konnte diese 
immer wieder als Stichwortgeber für antiziganis-
tische Berichterstattung in den Medien fungieren. 
Dass von diesen Diskursen reale Bedrohungssitua-
tionen ausgehen, zeigt die schwerste antiziganis-
tische Gewalttat des letzten Jahres: Am 25. Juli 2011 
wurden mehrere Molotowcocktails in die Wohnung 
einer Roma-Familie in Leverkusen geworfen. Zur 
Tatzeit befanden sich dort mehrere Personen, die 
sich glücklicherweise alle physisch unverletzt ins 
Freie retten konnten. Am 25. September 2010 hatte 
Pro NRW unter dem Motto »Null Toleranz gegenüber 
Rechtsbrüchen einer stadtbekannten Großfamilie« 
genau in dieser Straße demonstriert.

Dem Antiziganismus entgegentreten
In Berlin gab es 2011 und Anfang 2012 immerhin ein 
paar Ansätze aus der Öffentlichkeit, dem antiziga-
nistischen Mainstream etwas entgegenzusetzen. 
Das Bündnis Zusammen Handeln organisierte Solidari-
tätskundgebungen sowohl für die damals noch im 
Görlitzer Park lebenden Roma als auch gegen die 

»Die notwendige  
Differenzierung  

zwischen den  
Gruppen der Roma 

und Sinti  
unterbleibt.«
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innen nur die Tätigkeit als Gewerbetreibende_r. Um 
eine Steuernummer zu beantragen und somit einer 
selbstständigen Erwerbstätigkeit nachgehen zu kön-
nen, muss man aber behördlich angemeldet sein. 
Das ist ein Teufelskreis, aus dem man nur schwer 
heraus kommt.

Welche konkreten Erfahrungen machen Ihre Kli-
ent_innen mit Antiziganismus?
Antiziganismus gehört zum Alltag unserer Klient_
innen. Im Grunde genommen werden Roma von vie-
len als »Schmarotzer« wahrgenommen. Viele Men-
schen gehen davon aus, dass die rumänischen und 
bulgarischen Roma kommen, um Sozialhilfe und 
Kindergeld zu beziehen. Aber das stimmt so nicht. 
Den Menschen kommen in der Hoffnung auf ein 
besseres Leben und eine bessere Ausbildung für ihre 
Kinder. Doch leider ist die Hürde sehr hoch, um in 
Deutschland bzw. in Berlin anzukommen.
Aber auch in den städtischen Behörden ist Antiziga-
nismus weit verbreitet. Beispielsweise wurde einer 
unserer Klienten, der ursprünglich aus Bulgarien 
kommt, antiziganistisch diskriminiert als er einen 
Ausweis beantragen wollte. Er war schon älter und 
früher hat man in Bulgarien nur die kyrillische 
Schrift gelernt, weil die lateinische Schrift als »west-
lich« galt. Weil der bulgarische Herr seinen Namen 
nicht in lateinisch schreiben konnte, wurde er aus 
der Behörde geworfen, niemand hat ihm geholfen. 
Er wurde von den Behördenmitarbeiter_innen als 
Rom identifiziert. Deswegen wurde ihm unterstellt, 
weder schreiben noch lesen zu können.

Neben der Anlaufstelle betreibt Amaro Foro vie-
le weitere Projekte. Seit einem Jahr organisiert 
der Verein erfolgreich eine Nachmittagsbetreu-
ung für Kinder. Es gibt eine Gruppe jugendli-
cher Roma, die sich regelmäßig zum gegenseiti-
gen Austausch trifft. Immer wieder organisiert 
Amaro Foro öffentliche Veranstaltungen – z.B. 
zum Internationalen Tag der Roma am 8. April. 
Wie würden Sie die Philosophie von Amaro Foro  
beschreiben?

Wie würden Sie die aktuelle Situation rumäni-
scher und bulgarischer Roma in Berlin beschrei-
ben?
Die Menschen, die unsere Anlaufstelle nutzen, ha-
ben keine leichte Lebenssituation. Aufgrund ge-
setzlicher Hürden ist der Zugang zu allen wichti-
gen Lebensbereichen wie Arbeit, Wohnen, Bildung 
und medizinischer Versorgung massiv erschwert. 
Trotzdem versuchen unsere Klient_innen voller Zu-
versicht zu bleiben, um ein besseres Leben für sich 
und ihre Kinder zu ermöglichen. Denn entgegen 
weit verbreiteter Annahmen ist das in vielen Fällen 
der Grund, warum sie nach Berlin und in andere 
deutsche Städte einwandern. Durch den massiven 
Antiziganismus in ihren Heimatländern sehen sie 
dort keine Zukunft für sich und vor allem für ihre 
Kinder.

Mit welchen Problemen sind Ihre Klient_innen 
besonders häufig konfrontiert?
Die fehlende Krankenversicherung ist eines der 
größten Probleme für unsere Klient_innen. Oft kom-
men die Menschen unversichert aus ihren Heimat-
ländern. Die dortigen Behörden vernachlässigen die 
Einbindung von Roma in das Gesundheitssystem. 
Die Einstiegschwelle in die hiesige Krankenversi-
cherung ist jedoch sehr hoch – man muss immer 
nachweisen, dass man bereits krankenversichert 
war. Zwar kann man sich beispielsweise in Bulga-
rien nachträglich versichern lassen, doch erkennen 
die deutschen Krankenkassen die Unterlagen oft 
nicht an. Besonders für chronisch Kranke und für 
Schwangere ist der fehlende Versicherungsschutz 
ein großes Problem.
Im Grunde befinden sich die Menschen, die zu uns 
kommen, in einer äußerst schwierigen Situation. 
Um beispielsweise eine Freizügigkeitsbescheini-
gung zu bekommen, muss man mit einem Wohn-
sitz behördlich gemeldet sein. Eine Wohnung er-
hält man aber nur, wenn man über drei Monate ein 
festes Einkommen nachweisen kann. Aufgrund der 
eingeschränkten Arbeitnehmerfreizügigkeit, die 
für rumänische und bulgarische Staatsbürger_innen 
noch bis 2014 gültig ist, bleibt vielen unserer Klient_

In der  
öffentlichKeit 
sebstbewuSSt als 
Roma auftreten
Interview mit  
Mariela Nikolova  
(Amaro Foro)

VON Anna Friedrich                                                                                         

 
»Für die Roma Jugendlichen ist 
es wichtig, in der Öffentlichkeit 
selbstbewusst als Roma aufzutre-
ten« Mariela Nikolova (30) ist So-
zialwissenschaftlerin und seit 2010 
Mitarbeiterin von Amaro Foro. Im 
Rahmen der Anlaufstelle berät sie 
bulgarische Roma. Außerdem ist 
sie als bulgarische Sprachmittlerin 
beim Frauentreff OLGA tätig. Ma-
riela Nikolova kommt ursprünglich 
aus Bulgarien und lebt seit 12 Jah-
ren in Berlin. Das Interview führte 
Anna Friedrich.

Seit Januar 2010 betreibt Amaro Foro eine An-
laufstelle für rumänische und bulgarische Roma. 
Wie kam es zu dem Projekt der Anlaufstelle und 
was ist das konkrete Anliegen?
Im Sommer 2009 sahen sich rumänische Roma dazu 
gezwungen, im Görlitzer Park zu übernachten. Sie 
waren als EU-Bürger_innen nach Berlin eingereist, 
doch leider fehlte ihnen der Zugang zu Wohnraum 
und zum Arbeitsmarkt. Deshalb waren die Men-
schen im Sommer 2009 obdachlos und sahen keine 
andere Möglichkeit, als im Park zu schlafen. Damals 
gab es keine Institution, die diese Menschen hätte 
unterstützen können. Als Selbstorganisation von 
Roma wollten wir aber einen Anlaufpunkt für die 
neu eingewanderten Roma bieten. So entschieden 
wir uns, bei Amaro Foro eine Anlaufstelle für Roma 
aus Bulgarien und Rumänien einzurichten.
Das Projekt wird finanziell vom Berliner Senat un-
terstützt und hat die Aufgabe, Roma aus den EU-
Ländern Bulgarien und Rumänien eine umfassen-
de Sozialberatung anzubieten. In unserem Projekt 
informieren wir die Menschen, die uns aufsuchen, 
über ihre Rechte und Pflichten. Denn die meisten 
wissen beispielsweise nicht, dass sie ein Recht auf 
medizinische Versorgung, Wohnraum, Bildung und 
auch Zugang zum Arbeitsmarkt haben. Von den Ber-
liner Behörden werden ihnen diese Informationen 
oft vorenthalten. In vielen Fällen werden unsere Kli-
ent_innen in der Öffentlichkeit als illegal bezeich-
net, aber das stimmt nicht. Sie sind EU-Bürger_in-
nen und als diese genießen sie prinzipiell das Recht 
auf Freizügigkeit, wie Deutsche oder Spanier_innen 
auch.
Das was wir in unserer Anlaufstelle an Wissen erar-
beitet haben, ist eigentlich einzigartig in Deutsch-
land. Wir kriegen viele Anfragen – in Städten wie 
Dortmund, Hannover, Frankfurt/Main oder Ham-
burg ist die Situation ähnlich wie in Berlin und dor-
tige Institutionen fragen uns nach unseren Erfah-
rungen. Neulich haben wir sogar eine Anfrage aus 
Großbritannien erhalten, weil die Lage für rumäni-
sche und bulgarische Roma dort ähnlich heikel ist 
wie in Deutschland.
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Grundeinstellung der Leute ändert, dann werden 
Roma auch weniger diskriminiert. Das würde das 
Leben vieler unserer Klienten einfacher machen.

Darüber hinaus muss anerkannt werden, dass 
rumänische und bulgarische Roma als EU-Bürger_
innen bestimmte Rechte haben und diese Rechte 
müssen auch umgesetzt werden. Vor allem sollte 
anerkannt werden, dass das EU-Recht über das nati-
onale Recht gestellt ist. In der Realität wird das aber 
oft nicht umgesetzt.

Was wünschen Sie sich für die Zukunft von Amaro 
Foro?
Ich würde mich persönlich freuen, wenn sich die 
Arbeit bei der Anlaufstelle weiter professionalisiert. 
Das heißt an erster Stelle, dass wir mehr finanzielle 
Unterstützung für unsere Arbeit benötigen. Das un-
sere Finanzierung durch den Senat nicht ausreicht, 
ist kein Geheimnis. Die allermeisten von uns arbei-
ten ehrenamtlich. Deshalb müssen die Leute, wel-
che die Beratung anbieten, woanders ihr Geld ver-
dienen. Dadurch bleibt weniger Zeit und Energie für 
die Arbeit. Allgemein wird die Anlaufstelle sehr gut 
angenommen. Und es wäre zu schade, wenn unser 
Angebot aufgrund finanzieller Engpässe eingestellt 
werden müsste. Außerdem geht der Aufbau der Ju-
gendgruppe weiter, was für uns das wichtigste ist 
und ich hoffe, dass wir diesbezüglich noch mehr tol-
le Projekte realisieren können.

Amaro Foro e.V. ist eine transkulturelle Jugendselbstorganisation 

von Roma und Nicht-Roma. Im Mittelpunkt der Tätigkeiten stehen 

die Mobilisierung und das Empowerment von Roma-Jugendlichen. 

Darüber hinaus ist der Verein auch in anderen Bereichen tätig. So 

beteiligte sich Amaro Foro am Bündnis gegen Rassismus, welches 

am 3. März 2012 eine Demonstration für die Solidarität mit Roma 

und gegen Antiziganismus organisierte. Ein weiterer Arbeits-

schwerpunkt von Amaro Foro ist die Anlaufstelle für bulgarische 

und rumänische Roma.

Unser Hauptanliegen ist die Stärkung von Roma-Ju-
gendlichen. Für die Roma-Jugendlichen, die sich bei 
uns engagieren, ist es wichtig, in der Öffentlichkeit 
selbstbewusst als Roma aufzutreten. Denn als Rom 
ist man immer wieder mit antiziganistischen Vorur-
teilen konfrontiert. Deshalb entscheiden sich viele 
Menschen dazu, sich in der Öffentlichkeit nicht als 
Roma zu bezeichnen. Bei uns engagieren sich Men-
schen, die durch ihr selbstbewusstes Auftreten als 
Roma akzeptiert und respektiert werden. Das ist ein 
wichtiges Vorbild für die jungen Menschen bei uns.

Amaro Foro ist eine Selbstorganisation, in der 
Roma und Nicht-Roma gezielt zusammen arbei-
ten. Welche Vorteile bietet diese Form der Zu-
sammenarbeit?
Ein großer Vorteil ist die Selbststärkung durch die 
gemeinsame Erfahrungen als Team. Man arbeitet 
zusammen und lernt voneinander. Das Wichtigste 
ist, dass man unterschiedliche Perspektiven kennen 
lernt. Bei uns im Verband ist es wichtig, einander 
erst mal zuzuhören und die Menschen jenseits von 
Zuschreibungen – wie Roma oder Nicht-Roma – ken-
nen zu lernen. Wir sind eine bunte Mischung an 
Leuten, die aus unterschiedlichen Ländern kom-
men, unterschiedliche Religion haben, die Roma 
sind oder Nicht-Roma. Oder die es gar nicht genau 
für sich wissen. So gestaltet sich die Arbeit bei uns 
sehr interessant. Es entstehen tolle Diskussionen 
und es gibt einen solidarischen Zusammenhalt.

Was müsste konkret in Berlin geschehen, um die 
Situation für die bulgarischen und rumänischen 
Roma zu verbessern?
Da müsste sehr viel passieren. Zunächst muss die 
Stadt anerkennen, dass die Leute hier sind und sich 
legal aufhalten dürfen. Wie bereits beschrieben ist 
in vielen Behörden die Vorstellung verbreitet, Roma 
aus Bulgarien oder Rumänien würden sich illegal 
in Berlin aufhalten. Schulungen von Sachbearbei-
ter_innen wären ein wichtiger Weg. Sie müssten 
ausführlich über die Rechtslage informiert wer-
den, aber sich auch kritisch mit antiziganistischen 
Einstellungen auseinandersetzen. Wenn sich die 

Wenn dieser Laden 
kein türkischer,  
sondern  ein 
deutsches  
Geschäft gewesen 
wäre, wäre alles 
genauso 
abgelaufen, oder 
schon damals  
in eine andere  
Richtung  
gegangen?  

Özcan Yildirim,  
Besitzer eines Friseurladens in der Kölner KeupstraSSe
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lungsgesetz, Alltagsrassismus und Transphobie. Im 
Sonntags-Club fand zudem eine öffentliche Diskus-
sions- und Vernetzungsveranstaltung zu diesen The-
men statt. Im Laufe der Zeit ist daraus die Broschü-
re Was tun gegen Diskriminierungen! entstanden, die aus 
verschiedenen Perspektiven Tipps zum Umgang mit 
Gewalt und Diskriminierungen gibt – sowohl aus 
Sicht von Betroffenen, als auch aus Sicht von Unter-
stützenden. Gemeinsam wurde auch ein Leitfaden 
für diskriminierungsfreiere Einrichtungen entwi-
ckelt, der helfen soll, die eigene Einrichtung, Orga-
nisation, Location oder Veranstaltung in Bezug auf 
mögliche Ausschlüsse zu reflektieren und bestimm-
te Standards zu entwickeln. 
Da es sich als schwierig herausstellte, auch Betrei-
ber_innen von kommerziellen Locations mit ins Boot 
zu holen, hat das Netzwerk Bierdeckel zum Thema 
Transphobie entwickelt, die an verschiedenen Sze-
ne-Orten verteilt wurden. Trotz positiver Rückmel-
dungen ist es uns bis heute jedoch nicht gelungen, 
Wirt_innen für das Netzwerk zu gewinnen. Der 
Wunsch nach einer besseren lokalen Vernetzung 
wurde zwar von vielen geäußert, aber eher in Bezug 
auf einen besseren Austausch über Schwierigkei-
ten und Probleme, die das Geschäft betreffen. Für 
das Thema Diskriminierungen gibt es bisher kaum 
ein Problembewusstsein, was u.a. auch daran liegt, 
dass Menschen, die den Prenzlauer Berg als einen 
für sie nicht sicheren Ausgeh-Ort erleben, eher auf 
andere Stadtbezirke ausweichen. Das hat zur Fol-
ge, dass weder Wirt_innen noch Besucher_innen in 
Prenzlauer Berg gezwungen werden, sich mit dem 
Thema Diskriminierung und mit eigenen Privilegi-
en auseinanderzusetzen. 

Von der Tradition zur Exklusion
Eine ähnliche Problemlage, wenn auch noch etwas 
extremer, haben wir in Schöneberg vorgefunden. 
Die dort ansässige Szene, die auf eine traditionsrei-
che Geschichte zurückblicken kann, ist heute vor 
allem eine kommerzielle weiße deutsche Schwulen-
szene mit einem eher höheren Altersdurchschnitt, 
deren Wurzeln meist in der westdeutschen Schwu-
lenbewegung und im Bildungsbürgertum liegen. Es 

Zugänge oder Ausschlüsse durch Sprache re-/produ-
zieren intersektionale Diskriminierung – also das In-
einandergreifen und Sichverstärken oder -bedingen 
verschiedener Diskriminierungsformen. 

Lokale Besonderheiten in den Kiezen
Um diese Ausblendungen und Ausgrenzungen sicht-
bar zu machen und ihnen konkrete Handlungsstra-
tegien entgegenzusetzen, haben wir im Sommer 
2010 das Projekt Miteinander – Füreinander. Diskriminierungs-
freie Szenen für alle! gestartet. Finanziert wird es von 
der Landesantidiskriminierungsstelle im Rahmen 
der Initiative Berlin tritt ein für Selbstbestimmung und Ak-
zeptanz sexueller Vielfalt!.
Da es in Berlin, anders als in anderen Städten, eine 
Vielfalt an LSBT*IQ-Szenen gibt, die sich, neben 
zahlreichen Gemeinsamkeiten und Überschneidun-
gen, geographisch und alltagskulturell voneinander 
abgrenzen lassen und unterschiedliche Ausgangssi-
tuationen und Problemlagen vorweisen, verfolgen 
wir hierbei einen lokalen Ansatz. 
In Prenzlauer Berg, Kreuzberg/Nordneukölln und 
Schöneberg, wo es jeweils sehr ausgeprägte Sze-
nen gibt, haben sich dazu drei Netzwerke aus Ein-
zelpersonen, Organisationen, Gewerbetreibenden 
und Aktivist_innengruppen gebildet, in denen wir 
gemeinsam lokalspezifische Strategien erarbeiten, 
um gegen Diskriminierungen und Ausgrenzungen 
innerhalb der jeweiligen Szene vorzugehen. Schwer-
punktthemen, die sich aus den lokalen Problemla-
gen ergaben, waren bisher Rassismus, Sexismus, 
Transphobie und Behindertenfeindlichkeit. 

Bierdeckel gegen Transphobie
Ausgangslage in Prenzlauer Berg ist eine eher bil-
dungsprivilegierte, mittelschichtsorientierte Szene, 
die u.a. auch gekennzeichnet ist durch das Fehlen 
von Queers of Color – sowohl an Ausgeh-Orten als 
auch in Organisationen und Einrichtungen –, All-
tagsrassismen und eine fehlende Sensibilisierung 
zu Trans*Themen. Für die im Netzwerk vertretenen 
Organisationen und Beratungsstellen gab es daher 
zunächst Qualifizierungen zu den Themen Anti-
diskriminierung und Allgemeines Gleichbehand-

Diskriminierungs
freie  
Szenen für alle? 
Ein Einblick in die  
Berliner LSBT*IQ- 
Communities

Nelly Tschörtner und Yeter Ölki (GLADT e.V.)         

Lesben, Schwule und Trans*Per
sonen treten heute in der media-
len Öffentlichkeit immer sichtba-
rer in Erscheinung. Dennoch ist 
ihr Alltag von Diskriminierungen 
geprägt  – auch innerhalb der ei-
genen Szenen: Die vermeintlichen 
Schutzräume sind nicht frei von 
Sexismus, Rassismus und anderen 
diskriminierenden Ausgrenzungen. 

Trotz nach wie vor vorhandener rechtlicher, steuer-
licher und anderer staatlicher Diskriminierungen 
lässt sich auf institutioneller und gesellschaftlicher 
Ebene von Erfolgen der Emanzipationsbewegun-
gen – vor allem für Lesben und Schwule – sprechen. 
Demgegenüber stehen nach wie vor Gewalt und 
Diskriminierungen, die Lesben, Schwule und 
Trans*Menschen in Deutschland alltäglich erfahren, 
nicht nur physisch, sondern auch psychisch - über 
Sprache, Ausgrenzungen, Zuschreibungen, in der 
Schule, im Gesundheitssystem, auf dem Wohnungs- 
und Arbeitsmarkt.
Nach wie vor sind politische Kämpfe gegen die 
andauernde Diskriminierung und fehlende 
Gleichberechtigung von Lesben, Schwulen und 
Trans*Menschen also unabdingbar. Gleichzeitig re-/
produzieren diese politischen Kämpfe jedoch immer 
auch Ausschlüsse. Durch das Sprechen im Namen 
einer Gruppe, das homogene Identitäten konstru-
iert, werden Lebensrealitäten vieler LSBT*IQ 1 ausge-
blendet. Die Ignoranz gegenüber komplexen Iden-
titäten, gegenüber Diskriminierungen und Gewalt, 
die über die politischen Themen sexuelle Orientie-
rung und/oder Geschlechtsidentität hinausgehen, 
bestimmt für mehrfachzugehörige LSBT*IQ – wie 
z.B. lesbische, schwule und Trans*-Menschen mit 
Rassismuserfahrungen oder LSBT*IQ, die aufgrund 
einer Behinderung diskriminiert werden, – den All-
tag auch innerhalb der lesbisch-schwulen-queeren 
Szenen.  Diskriminierungserfahrungen setzen sich 
so für mehrfachzugehörige LSBT*IQ auch im ver-
meintlichen Schutzraum fort. 
Beispiele dafür sind rassistisch motivierte Einlass-
kontrollen in Szene-Locations, diskriminierende 
Sprüche in sozialen Netzwerken im Internet und Un-
terstellungen wegen der tatsächlichen oder vermeint-
lichen Herkunft (»Coming-Out besonders schwer«, 
»Familie bzw. Kultur/Religion besonders homophob« 
etc.). Auch die Personalpolitik in Vereinen und Pro-
jekten, die Ausrichtung des Informationsmaterials 
auf nicht behinderte, weiß-deutsch-christlich sozi-
alisierte Klient_innen, fehlende Kenntnisse in Be-
ratungsstellen (zu Mehrfachzugehörigkeit, Zuwan-
derungsrecht, Asyl/Flucht etc.), nicht barrierefreie 



46 47

die damit in der Regel einhergehende Hierarchi-
sierung von Zugehörigkeiten nicht ausreichend be-
rücksichtigt und erzeugt Ausblendungen und Aus-
grenzungen.
Nur durch die Orientierung an den Lebenswirklich-
keiten und nicht an der bloßen Zuordnung zu Ka-
tegorien lassen sich ganzheitliche Konzepte gegen 
Diskriminierungen erarbeiten. Wichtiger Bestand-
teil dabei ist die Veränderung von Strukturen und 
die Auseinandersetzung mit Privilegien, Vorurtei-
len, Stereotypen, Ausgrenzungsmechanismen und 
Machtverhältnissen. 
In unseren lokalen Netzwerken haben wir bereits 
eine ganze Menge geschafft und es bleibt noch viel 
zu tun. Wichtig ist uns vor allem, einen Raum für 
einen produktiven Austausch ganz unterschiedli-
cher Perspektiven anzubieten. Wir möchten damit 
Ausblendungen und Ausschlüsse sichtbar machen, 
einen fehlerfreundlichen Umgang mit Differenz er-
möglichen und im besten Falle Handlungsstrategi-
en erarbeiten und nachhaltige Strukturen schaffen. 
Damit uns dies gelingt, sind wir auf die Mitarbeit 
und das Engagement vieler Partner_innen angewie-
sen, denen wir an dieser Stelle noch einmal herzlich 
für die Arbeit und die Auseinandersetzungen im 
letzten Jahr danken möchten.

1 LSBT*IQ: Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans*Menschen, interse

xuelle Menschen und queere Menschen

GLADT e.V. ist eine unabhängige Migrant_innen-Selbstorganisa

tion von Lesben, Schwuler, Bisexueller, queerer und Trans*Personen 

(LSBT*Q). Die Angebote richten sich v.a. an LSBT*IQ of Color, 

Schwarze LSBT*IQ und LSBT*IQ mit Migrationshintergrund.

GLADT bietet psychosoziale Erstberatung u.a. zu den Themen Co-

ming Out, Familie, Sucht, Gesundheit, Gewalt, Diskriminierung 

und engagiert sich auf unterschiedlichen Ebenen gegen Rassismus, 

Sexismus, Trans*- und Homophobie, sowie andere Formen von Dis-

kriminierungen. 

dungen für Tür- und Barpersonal zur Prävention von 
Diskriminierungen, zu deeskalativem Verhalten bei 
Gewalt, zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
und zum Umgang mit unterschiedlichen Diskrimi-
nierungen entwickelt, die inzwischen regelmäßig 
durchgeführt werden. Gleichzeitig ist Material ent-
standen, um Gäste zu sensibilisieren, so dass diese 
ebenfalls eingreifen und unterstützen. Die Netz-
werkpartner_innen setzen darüber hinaus in ihren 
Locations durch einheitliche Plakate ein öffentliches 
Signal für einen diskriminierungsfreieren Umgang 
und eine vielfältige Szene. Auch die Broschüre Frau-
enräume und Öffnung für Trans*Personen bietet Unterstüt-
zung in der Diskussion um Safer Space vs. diskrimi-
nierungsarme Türpolitik.
Ein besonderes Highlight der Arbeit im Jahr 2011 
war die 1. Lange Nacht der diskriminierungsfreien 
Szenen, bei der es an drei Tagen und Nächten an 
unterschiedlichen Orten Workshops, Partys, Instal-
lationen, Filme und Performances gegen Diskrimi-
nierungen gab.
Immer noch kommt es regelmäßig zu diskriminie-
renden Vorfällen in unterschiedlichen Locations, 
genau wie in Schöneberg oder Prenzlauer Berg. Der 
Unterschied ist, dass in Kreuzberg/Nordneukölln 
inzwischen Strukturen geschaffen wurden, die es 
Betroffenen ermöglichen, gehört zu werden und Lä-
den zwingen, sich mit bestimmten Themen ausein-
anderzusetzen und einen Umgang damit zu finden. 
Dies funktioniert v.a. durch die Bereitschaft der lo-
kalen Ausgeh-Orte, sich aktiv einzubringen, und 
durch eine ansässige Szene, die sich zum großen Teil 
als politisch-aktivistisch begreift. Das Netzwerk ist 
inzwischen eine wichtige Größe im Kiez geworden 
und bietet sowohl den Locations als auch deren Be-
sucher_innen einen Raum zum konstruktiven Aus-
tausch.

Fazit
Um gegen Diskriminierungen und Gewalt vorzuge-
hen, ist es notwendig, mehrdimensional zu denken. 
Das Problem der intersektionalen Diskriminierung 
wird durch die voneinander getrennte Betrachtung 
unterschiedlicher Diskriminierungsmerkmale und 

So fand der bisherige Austausch in Schöneberg v.a. 
auf Ebene der ansässigen Organisationen und Be-
ratungsstellen statt. Neben Qualifizierungen zu 
Transphobie, Sexarbeit und Barrierefreiheit gab 
es verschiedene öffentliche Veranstaltungen bspw. 
zu den Themen Öffnung von Frauenräumen für 
Trans*Personen, LSBT*IQ mit der Diagnose ›psychi-
sche Erkrankung‹ oder zum Thema Gentrifizierung 
und Frauen/Lesben/Trans*-Räume in Schöneberg.  

Queer in Kreuzberg
Die Szenen in Kreuzberg/Nordneukölln unterschei-
den sich deutlich von denen in Prenzlauer Berg und 
Schöneberg. Sie sind v.a. geprägt von der großen 
Präsenz von LSBT*IQ Migrant_innen, Schwarzen 
LSBT*IQ, LSBT*IQ of Color und alternativen Lebens-
weisen mit Hintergrund in der westdeutschen Les-
ben-, Schwulen- und/oder Frauenbewegung, ein 
großer Teil definiert sich als queer. In Kreuzberg/
Nordneukölln gibt es zudem die größte Varietät 
in den Altersgruppen und die höchste Präsenz von 
Lesben und Trans*-Menschen. Besonderheiten sind 
eine sehr ausgeprägte Zivilgesellschaft und eine 
hohe Identifikation mit dem Wohngebiet. Das von 
uns gegründete Netzwerk lebt von dem großen En-
gagement der Szene-Locations vor Ort – Clubs, Bars, 
Cafés und alternative Projekte – und vieler Einzelper-
sonen. 
Problemlagen sind auch hier Stereotypisierungen 
verschiedener Bevölkerungsgruppen und damit ein-
hergehend u.a. rassistische Türpolitiken und der 
fehlende Umgang mit Gewalt und Diskriminierun-
gen an Szeneorten. So haben bspw. die Türsteher_in-
nen einer Kreuzberger Location die Anweisung, »kei-
ne Südländer mehr reinzulassen« (Zitat), ein anderer 
Kreuzberger Club weist bei Partys regelmäßig People 
of Color an der Tür ab, weil davon ausgegangen wird, 
das diese nicht schwul/lesbisch/queer sein können. 
Unabhängig von individuellen Diskriminierungsfäl-
len, die uns regelmäßig gemeldet werden, versuchen 
wir im Netzwerk v.a. strukturelle Veränderungen zu 
erarbeiten. Unser Schwerpunkt liegt daher v.a. bei 
der Entwicklung von Strategien zur Schaffung si-
chererer Räume (Safer Spaces). Dazu wurden Fortbil-

gibt – anders als in der Vergangenheit – kaum noch 
Frauen/Lesben/Trans*-Räume. Lediglich die Les-
benberatung und die Begine sind als Schöneberger 
Urgesteine noch vor Ort. Auch LSBT*IQ Migrant_in-
nen, Schwarze LSBT*IQ und LSBT*IQ of Color sind 
hier kaum sichtbar.
Von den Netzwerkpartner_innen beschriebene Prob-
leme sind dementsprechend v.a. rassistische Türpo-
litiken. Der etablierte Schöneberger Szeneclub, der 
vor ein paar Jahren mit einem pauschalen Einlass-
verbot für Menschen (vermeintlich) asiatischer Her-
kunft Schlagzeilen machte, ist kein Einzelfall. Im-
mer wieder werden Menschen in Schöneberger Clubs 
aufgrund ihrer tatsächlichen oder angenommenen 
Herkunft abgewiesen. Rassistische Zuschreibun-
gen und Exotisierungen sind in der Schöneberger 
Schwulenszene alltäglich. Selbst auf dem Lesbisch-
schwulen Stadtfest ließen sich in den vergangenen 
Jahren immer wieder Kleidung und Symbole sehen, 
die rechtsextremistischen Gruppierungen zugeord-
net werden. Einige Menschen sprechen in Bezug 
auf das Schöneberger Schwulenmilieu bereits von 
No-Go-Areas für LSBT*IQ Migrant_innen, Schwarze 
LSBT*IQ und LSBT*IQ of Color. 
Auch Sexismus und Transphobie sind allgegenwär-
tig. So wurden auf einer Aktion zum Tag gegen Ras-
sismus im März 2011, bei der wir rund um den Nol-
lendorfplatz Bierdeckel und Flyer gegen Rassismus 
verteilten, Aktivist_innen in einer Schwulenkneipe 
sexistisch beschimpft.
Bedingt durch dieses eher schwierige Klima ist es 
uns bis heute nicht gelungen, die Schöneberger Be-
treiber_innen von Szene-Locations für die Arbeit des 
Netzwerkes zu gewinnen. Das liegt zum einen am 
fehlenden Bewusstsein für vorhandene Diskrimi-
nierungen und Ausschlüsse und zum anderen an 
einer Verweigerung, sich mit den Themen ausein-
anderzusetzen. Die Szene funktioniert für die Leute, 
die in ihr unterwegs sind, das Thema Diskriminie-
rungen kann getrost als lästig empfunden werden. 
Die Tatsache, dass dies auch über Ausschlüsse und 
Ausgrenzungen erreicht wird, macht Schöneberg 
für mehrfachzugehörige LSBT*IQ zu einem nicht si-
cheren Raum. 
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sierung der Kinder bzw. der Kindheit befürchteten 
gleich mehrere Autor_innen und Vereinigungen,– 
wie Cicero, die Website Familien-Schutz.de, die Deut-
sche Vereinigung für Christliche Kultur e.V. (DVCK) und das 
Forum deutscher Katholiken. Oft wurde behauptet, es 
wäre schädigend für Kinder, sich mit Homosexua-
lität auseinanderzusetzen: »[...] grenzt es für mich 
an Missbrauch, wenn man einem Kind in Sachen 
Sexualität etwas eintrichtern will, wonach es nicht 
gefragt hat!« (Tagesspiegel User_in). Einige Autor_
innen arbeiteten gezielt mit Überzeichnungen, um 
die Leser_innen für ihre Argumente zu gewinnen: 
»Sex Spiele von Minderjährigen im Unterricht, por-
nographische Inhalte in der Schule im vermeintlich 
pädagogischen Sinne.« (B.Z. vom 21.6.2011).

»Naturgegebenes« Familienbild und elterliche 
Erziehungsrechte
An die starke Sexualisierung des Themas knüpften 
unmittelbar Argumente an, die ein traditionelles/ 
reaktionäres Familienbild propagieren und einen 
»massiven Eingriff in die elterlichen Erziehungs-
rechte« attestieren (Junge Freiheit). Nur die Fami-
lienform von Vater, Mutter, Kind wird als die »na-
türliche« angesehen (NPD). Durch »Aufklärung« in 
Schulen würde die Freiheit der Eltern beschnitten, 
diese sollen selber entscheiden, wann und wie ihre 
Kinder aufgeklärt werden (Cicero), weil »sexuelle Viel-
falt in ihrer ganzen scham- und persönlichkeitsver-
letzenden Bandbreite kein Lehrstoff des Grundschul-
unterrichtes sein darf« (Familien-Schutz). Ein User 
der rassistischen Webseite »Politically Incorrect« 
behauptete sogar: »Das ist Zwangsbeschwulung. In 
den Schulämtern sitzen auch öfters Homoperver-
se die sich ihr frisches Fleisch heranzüchten wol-
len [...]«. Auf eine Bildungsarbeit zu vielfältigen 
Lebensweisen wurde mit diskriminierenden und 
entwürdigenden Ansichten gegenüber Lesben und 
Schwulen reagiert. 

Antikommunismus und vermeintliche  
Indoktrination
Als Verursacher_in für die »ideologische, ja dämo-
nische, Gehirnwäsche« wurde ein »ZK der ökologi-

Auslöser der Debatte
Der genannte B.Z.-Artikel beschreibt kurz den Medi-
enkoffer und erfindet ganz im Stil der reißerischen 
Springerpresse das »Schulfach Schwul«. Gleichzei-
tig wird von weiterem Material berichtet, welches 
fälschlicherweise dem Verein GLADT e.V. zugeord-
net wird. Dort würden Jugendliche aufgefordert, 
Begriffe wie »Selbstbefriedigung« und »Dark Room« 
pantomimisch darzustellen. Laut B.Z. sehen »Bil-
dungs-Experten« die »Aufklärungs-Bemühungen« 
zwiespältig. 
Dieses Pantomimespiel wurde im B.Z.-Artikel irr-
tümlich dem Koffer für die Grundschulen zugeord-
net. Es befindet sich aber in einer Handreichung für 
Pädagog_innen zum Thema »Lesbische und schwule 
Lebensweisen«, die sich ausdrücklich an die Sekun-
darstufen richtet. Die Handreichung wurde 2006 
von der Senatsverwaltung herausgegeben und stützt 
sich auf fachlich anerkannte Methoden der Sexual-
pädagogik. Die Vermischung dieser verschiedenen 
Materialien sowie die Nennung des Vereins GLADT 
e.V., der mit beschriebener Methode nichts zu tun 
hat, dient der B.Z. ausschließlich zur Skandalisie-
rung und rassistischer Aufladung der Diskussion.

Wie gegen den Medienkoffer  
argumentiert wurde
Auf diesen B.Z.-Artikel bezogen sich verschiedene 
Medien, die in Print- und Online-Ausgaben ein gro-
ßes Publikum erreichten. Von einem kleinen Teil der 
Leser_innen wurde anschließend eine sehr heftige 
Online-Diskussion geführt. Es lassen sich einige 
Hauptargumente herausfiltern, die von den unter-
schiedlichsten Protagonist_innen genutzt wurden. 

Die Sexualisierung des Themas
Der Versuch der Stigmatisierung von Bildungsarbeit 
als sexualisierte Gewalt und Sexualisierung war bei 
den Argumentationsweisen am deutlichsten. »Hier 
droht (u.a.) – staatlich gefördert – Pädophilie1  in 
widerwärtigster Art und Weise.«, schrieb eine FAZ-
User_in. Die FAZ hatte in ihrem Artikel veröffentlicht, 
dass »Erstklässlern die Vielfalt des Sexuallebens« na-
hegebracht werden solle. Eine gefährliche Sexuali-

»Schulfach: 
Schwul«
Wie pädagogisches 
Material zum 
»Porno-Koffer« wurde

Kerstin Florkiw (QUEERFORMAT)                                 

»Schulfach: Schwul« mit dieser 
Schlagzeile eröffnete die Boule-
vardzeitung B.Z. am 20. Juni 2011 
eine mehrmonatige Diskussion. 
Anlass war die Veröffentlichung 
von Materialien für Lehrkräfte 
zum Thema »Vielfältige Lebens-
weisen«, ein Medienkoffer für die 
Grundschule. Die vor allem medial 
geführte Debatte war von Homo-
phobie, Transphobie, antimuslimi-
schem Rassismus und Sexismus 
geprägt.

Von den vielen Beiträgen in diversen Medien kann 
hier nur eine Auswahl genannt und genauer be-
trachtet werden. Beteiligte an der Diskussion waren 
Tageszeitungen aus Berlin, überregionale Zeitungen 
und Zeitschriften und Artikel auf diversen, haupt-
sächlich rechtspopulistischen Websites. Im Wahl-
kampf 2011 in Berlin wurde die Diskussion um den 
Medienkoffer sogar von einigen Parteien aufgegrif-
fen. Zudem engagierten sich christliche Interessen-
gruppen aktiv gegen die Thematisierung von Homo-
sexualität in Grundschulen. Alle Akteur_innen und 
Medien nahmen den Medienkoffer zum Anlass, um 
eigene z.B. christlich-fundamentalistische oder ras-
sistische Haltungen zu propagieren. 

Die Vorgeschichte
Vom damaligen Bildungssenator Zöllner wurde in 
einer Pressemitteilung auf neue Materialien für 
Lehrkräfte an Berliner Schulen hingewiesen. Die-
se wurden im Rahmen der Initiative Berlin tritt ein für 
Selbstbestimmung und Akzeptanz sexueller Vielfalt (ISV) er-
stellt, welche das Abgeordnetenhaus im Jahr 2009 
einstimmig beschlossen hatte. Mit dieser Initiative 
soll Homophobie und Transphobie im Land Berlin 
aktiv entgegengetreten werden. In Schule, Kin-
der- und Jugendhilfe sollen Fachkräfte fortgebildet 
werden, um Kinder und Jugendliche schon frühzei-
tig mit einem akzeptierenden Umgang mit sexuel-
ler Vielfalt vertraut zu machen. Queerformat wurde 
von der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft beauftragt, die ISV umzusetzen, Fort-
bildungen durchzuführen und Materialien für Päd-
agog_innen zu erstellen. Zu diesen gehört auch der 
Medienkoffer für die Grundschulen. Er enthält eine 
altersgerechte Zusammenstellung von 25 Büchern, 
die Vielfalt pädagogisch sinnvoll und kindgerecht 
behandeln. In den Bilderbüchern geht es NICHT 
um Sexualität, sondern um vielfältige Familienfor-
men und Lebensweisen von Menschen, u.a. um Ge-
schlechterrollen, Homosexualität, Fremdsein. Nam-
hafte Verlage und Schriftsteller_innen (z.B. Cornelia 
Funke) sowie mehrfache Auflagen und Auszeich-
nungen stehen für die Qualität der Bücher. 



50 51

Berliner Wahlen im September 2011 einen erneuten 
Höhepunkt. Die BIG Partei übernahm zum Teil wort-
gleich die B.Z.– Berichterstattung in einem Wahl-
kampf-Flyer. Auch ein NPD-Kandidat hetzte in einer 
parteieigenen Zeitschrift gegen den Medienkoffer 
und Homosexualität. Des weiteren wurden im Na-
men der »Initiative Familien-Schutz« vorgefertigte 
E-Mails, die die Einführung des Medienkoffers kri-
tisierten, an die Abgeordneten im Wahlkampf ver-
schickt. Besonders viele Kandidat_innen der CDU 
und rechtspopulistischer Parteien unterstützten in 
ihren Antworten die Kritik. Im Verlauf der Debatte 
engagierten sich auch christliche Organisationen, 
wie z.B. die katholische Piusbruderschaft und die 
DVCK, sowie rechtspopulistische und antimuslimi-
sche Meinungsmacher_innen auf den Webseiten 
»Politically Incorrect«, »Freie Welt« und »Gegen-
stimme«. Gemeinsam ist allen, dass progressive 
pädagogische Bildungsmaterialien für Kinder und 
Jugendliche instrumentalisiert werden, um eigene 
diskriminierende Meinungen zu verbreiten. Dabei 
wurden gezielt Überzeichnungen genutzt, um eine 
Diskussionen anzuheizen. 

Fazit
Dass Themen wie vielfältige Lebensweisen heute 
noch so stark debattiert werden, zeigt umso mehr, 
wie wichtig es ist, diese adäquat zu vermitteln. Es 
geht um Anerkennung unterschiedlicher Lebensre-
alitäten, um demokratisches Lernen, um Diskrimi-
nierungsfreiheit und um sozialen Zusammenhalt.

1 Pädophilie/Pädosexualität: bezeichnet das primäre sexuelle Inter-

esse bzw. sexuelles Verhalten von Erwachsenen an Kindern.

QUEERFORMAT bietet Beratung und Fortbildung für pädago-

gische Fachkräfte, um  queere Themen und Lebensweisen in die 

pädagogische Arbeit zu integrieren. Wir unterstützen die fach-

liche Umsetzung der Initiative Berlin tritt ein für Selbstbestimmung und 

Akzeptanz sexueller Vielfalt in den Bereichen Schule sowie Kinder- und 

Jugendhilfe. Das Projekt ist eine gemeinschaftliche Initiative von 

ABqueer e.V.  – Aufklärung und Beratung zu queeren Lebensweisen und KomBi – 

Kommunikation und Bildung.

Christlich-fundamentalistisch 
motivierte Argumente 
Das christliche Weltbild schien in Gefahr: »Hier ge-
schieht nichts anderes als eine Gehirnwäsche, um 
bei den Kindern die christliche Sicht von Mann, 
Frau und Familie auszulöschen.« (DVCK) Martin 
Lohmann, Vorsitzender des AK Engagierte Katholiken in 
der CDU, sprach auf Freiewelt.net davon, dass von 
staatlicher Seite das »christliche Menschenbild dis-
kriminiert« werde, weil »der Familie nicht gleich-
wertige Lebensformen faktisch gleichgestellt wer-
den sollen«. Laut der Piusbruderschaft sei u.a. »das 
Propagieren von Homosexualität als Normalität, der 
menschenverachtenden Multikulti-Gesellschaft als 
Idealzustand« Ziel des Medienkoffers. In allen Foren 
wurden Bibelstellen zitiert, in denen Homosexuali-
tät als Sünde dargestellt wird.

Einschüchterungsversuche und  
Gewaltandrohungen
Immer wieder wurde den Argumenten mit Drohun-
gen Nachdruck verliehen, unter anderem in persön-
licher Post an Queerformat. In einem Brief wurden die 

Bilderbücher sogar zu »Kin-
der-Porno-Büchern«. Die zu-
ständige Mitarbeiterin in der 
Senatsverwaltung erhielt E-
Mails mit Morddrohungen wie 
»Oslo kann auch in Berlin pas-
sieren!«. Auf einer österreichi-
schen Internetseite wurde ein 
Eintrag gepostet, der zu blan-
ker Gewalt aufruft: »Schrei-

ben und protestieren hilft nichts! Sondern nur Sense 
gerade geschmiedet, Dreschflegel in der linken und 
deutsches Schwert in der Rechten. Und ein Schädel 
nach dem anderen gespalten! [...] Auch Demokraten 
machen sich ganz gut mit dem Kopf nach unten auf 
der Gaslaterne!!!« (Unzensiert.at-User_in) 

Wer sich gegen den Medienkoffer geäußert hat
Nach den Artikeln in diversen bürgerlichen, kon-
servativen aber auch rechten Zeitungen und Zeit-
schriften erlebte die Debatte dann im Vorfeld der  

schen Homodiktatur« (Gegenstimme) verantwort-
lich gemacht. Gegen progressive Reformen wurden 
antikommunistische Haltungen geäußert, eine wei-
tere Spielart konservativer Einstellungen. Einzelne 
fürchteten, dass es »(um) die gezielte Beseitigung 
unserer zivilisierten Kultur der bürgerlichen Ord-
nung sowie des Christlichen Leitbildes (geht). Seit 
den 68ern arbeitet die ganze linke Meinungsdiktatur 
in diesem Land daran.« (Brief an Queerformat).

Antimuslimische und rechtspopulistische  
Kommentare
An derlei Argumentationsweisen konnten rechtspo-
pulistische und antimuslimische Meinungen naht-
los anschließen. Auch hier wurde die Zerstörung 
der Werte und Grundlagen Deutschlands mittels 
des Medienkoffers durch eine »Überbetonung soge-
nannter alternativer Lebensentwürfe […], die letzt-
lich wenig bis nichts zum Erhalt dieser Gesellschaft 
durch Reproduktion beitragen.« (FAZ-User_in) be-
fürchtet. Überwiegend wurden haarsträubende, is-
lamophobe Vergleiche angestellt, wie dieser auf der 
rechtskonservativen Website Freiewelt.net von Gabri-
ele Kuby, die als konservative 
und christlich-fundamentalis-
tische Publizistin bekannt ist: 
»Im 14. Jahrhundert hatten die 
osmanischen Türken die An-
gewohnheit der Knabenlese: 
Sie verschleppten […] Jungen 
aus den christlichen Famili-
en, erzogen sie zu fanatischen 
Muslimen und rekrutierten so 
ihre Elite-Kampftruppe [...]. Die rot-roten Kultur-
revolutionäre in Berlin [...] tun eben dies: Durch 
schamlosen Missbrauch der staatlichen Macht über 
Schulcurricula werden Kinder und Jugendliche in ih-
rer Identität als Mädchen und Jungen verunsichert, 
sie werden […] sexuell aktiviert und in die die ganze 
›Vielfalt‹ jenseits der Heterosexualität praktisch ein-
geführt.« 

»Durch ›Aufklärung‹ 
in Schulen  

würde die Freiheit 
der Eltern  

beschnitten.«
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Antisemitismus, 
Bildung Und 
Migrationsgesell
schaft
Herausforderungen  
pädagogischer Arbeit  
in Theorie und Praxis

Von Anne Goldenbogen (Kiga e.V.)                                                                               

Wenn es um die Thematik Antisemi
tismus und Migrationsgesellschaft 
geht, dreht sich die Diskussion oft 
um den sogenannten neuen Anti-
semitismus, also um die Frage, in-
wieweit es sich bei den aktuellen 
Erscheinungsformen des Antise-
mitismus um ein neues Phänomen 
handelt.

Im Zentrum der Debatte steht neben der Frage nach 
neuen Entwicklungen vor allem die Frage nach neu-
en Vorurteilsträger/-innen – gemeint sind damit 
zumeist Personen, denen eine muslimische Iden-
tität zugeschrieben wird. Mittlerweile ist sich die 
Forschung weitgehend einig, dass es keinen neuen 
im Sinne eines strukturell vom modernen europäi-
schen verschiedenen Antisemitismus unter Musli-
men gibt.

Klaus Holz bringt die Funktion antisemitischer 
Konstruktionen auf den Punkt, wenn er sagt »An-
tisemitismus ist identitätsstiftende Weltdeutung.« 
(Holz 2005: 10. Verwendete Quellen siehe »Weiter-
führende Literatur«) Er definiert Antisemitismus als  
»eine spezifische Semantik, in der ein nationales, 
rassisches und/oder religiöses Selbstbild mit einem 
abwertenden Judenbild einhergeht« (ebd.). Die Kon-
struktion des ›Anderen‹ ist nicht von der Konstrukti-
on des ›Eigenen‹ zu trennen. Beides steht in einem 
dialektischen Verhältnis. Indem ›der Jude‹ immer 
als Kollektiv konstruiert wird, wird gleichzeitig auch 
immer ein eigenes Kollektiv, ein ›Wir‹, konstruiert. 
Wobei dieses ›Wir‹ ganz unterschiedlich gefüllt sein 
kann. Es liegt also im Wesen des Antisemitismus 
selbst begründet, dass er problemlos adaptiert und 
unterschiedlichen gesellschaftlichen oder politi-
schen Entwicklungen angepasst werden kann. 

Nicht vergessen: Die Mehrheitsgesellschaft
Es verkehrt die gesellschaftliche Realität, Antise-
mitismus als »Migrantenproblem« zu deuten. Nach 
wie vor sind verschiedene Erscheinungsformen des 
Antisemitismus in Deutschland weit verbreitet, und 
zwar quer durch alle Bevölkerungsschichten.
So äußerten sich 63 Prozent der Befragten in einer 
Umfrage des Instituts für interdisziplinäre Konflikt- 
und Gewaltforschung der Universität Bielefeld zu-
stimmend gegenüber der Aussage »Ich ärgere mich 
darüber, dass den Deutschen auch heute noch die 
Verbrechen an den Juden vorgeworfen werden« (Zick/
Küpper 2009). Und 38,3 Prozent waren der Meinung, 
dass »viele Juden versuchen, aus der Vergangenheit 
des Dritten Reiches heute ihren Vorteil zu ziehen« 
(ebd.). Das Grundmotiv dieses sekundären Antise-

Dönermorde 
klingt so als 
würde man Döner 
abschlachten oder 
töten – es geht 
ja hier um 
Menschen und 
nicht um Döner. 

Emine Demirel, Verwandte von Enver şimşek
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Schulische Sprachlosigkeit 
Ein lokaler Schwerpunkt unserer pädagogischen 
Arbeit liegt in Berlin-Kreuzberg, einem Bezirk mit 
einem relativ hohen Anteil muslimisch geprägter 
Bevölkerung. Die meisten der muslimischen Jugend-
lichen kommen aus Familien mit türkischem oder 
arabischem Hintergrund. Der Staat Israel und die 
Problematik des Nahostkonflikts sind für sie oft ein 
wichtiger Bezugspunkt. Eine der Fragen, mit denen 
wir unseren Projektschultag zum Nahostkonflikt 
beginnen, ist die nach ihren Erfahrungen, wenn der 
Nahostkonflikt  in der Familie oder im Freundeskreis 
thematisiert wird. Ein Teil der Jugendlichen mit ara-
bischem Hintergrund erlebt sich selbst als direkt (Fa-
milie) oder indirekt (Bekannte) davon betroffen. Sie 
antworten häufig mit den Begriffen Wut, Angst oder 
Hass. Viele Schülern/-innen mit türkischem Hinter-
grund führen in diesem Zusammenhang die gewalt-
tätigen Ereignisse auf der Marvi Marmara an, die bis 
heute eine große Rolle in familiären Diskussionen 
spielen. Die überwiegende Mehrheit der Jugendli-
chen nimmt die deutschen Medien als durchgängig 
israelfreundlich, parteiisch und antimuslimisch 
wahr. Oft wird hierbei der Vorwurf der »Fremdsteue-
rung« laut. Oder aber es wird die Erklärung nachge-
liefert, dass die Deutschen sich bis heute für den Na-

tionalsozialismus schämten 
und sich deshalb nicht trauen 
würden, sich israelkritisch zu 
äußern. Interessant in diesem 
Zusammenhang ist die Tatsa-
che, dass die Schüler/-innen 
übereinstimmend angeben, 
der Nahostkonflikt sei im 

Schulunterricht überhaupt kein Thema. Hier wird 
ein erstes Missverhältnis deutlich.

Ethnisierungsprozesse 
Eine der Herausforderungen für die pädagogische 
Arbeit mit herkunftsheterogenen Lerngruppen sind 
die divergierenden historischen, kulturellen und po-
litischen Bezüge der Jugendlichen, sowohl hinsicht-
lich der Konstruktion der eigenen Identität als auch 
hinsichtlich individueller Positionierungen. 

mitismus ist die Abwehr von Erinnerung mit dem 
Ziel, eine ungebrochene individuelle, familiäre und 
nationale Identität (wieder-)herzustellen. 
Die Forscherinnen und Forscher der Uni Bielefeld be-
obachten in ihrer Langzeitstudie »Gruppenbezoge-
ne Menschenfeindlichkeit«  seit einigen Jahren ein 
Erstarken antisemitischer Stereotype, die den Staat 
Israel zum Gegenstand haben (vgl. Heyder/Iser/ 
Schmidt 2005). Die Täter-Opfer-Umkehr ist dabei ein 
beliebtes Prinzip: 40,5 Prozent der Befragten bejah-
ten die Aussage »Was der Staat Israel heute mit den 
Palästinensern macht, ist im Prinzip auch nichts 
anderes als das, was die Nazis im Dritten Reich mit 
den Juden gemacht haben.« Mit 49 Prozent war fast 
die Hälfte der Befragten der Ansicht, dass Israel ei-
nen »Vernichtungskrieg« gegen die Palästinenser 
führe (Zick/Küpper 2009).

Zentrale Themenfelder  
identifizieren und bearbeiten
Kenntnisse über Ursachen, Verlauf und Auswir-
kungen der Shoa sollten integraler Bestandteil der 
demokratischen Allgemeinbildung sein, unabhän-
gig von den familiären Herkunftsbezügen der Ju-
gendlichen. Gleichzeitig machen die Erfahrungen 
der letzten Jahre deutlich, dass Holocaust-Erzie-
hung allein nicht ausreicht, 
um antisemitischen Einstel-
lungsmustern vorzubeugen 
bzw. sie zu bekämpfen. Pä
dagogische Strategien müssen 
dementsprechend über eine 
historisch-politische Bildung 
hinausgehen und aktuelle 
Ausprägungen des Antisemitismus thematisieren. 
Dabei spielt der Nahostkonflikt eine wichtige Rolle, 
ebenso ein oftmals verkürztes Verständnis globali-
sierter ökonomischer Prozesse und die Auseinander-
setzung mit Religionen. In der Bearbeitung dieser 
Felder sollte spezifischen Bezügen und Verschrän-
kungen unterschiedlicher Erfahrungen Rechnung 
getragen werden.

so scheint es zumindest auf Grundlage der von den 
Jugendlichen geäußerten Erfahrungen, wird von 
Seiten der Lehrer_innen in der Schule viel Wert auf 
diese verbale Unterscheidung gelegt. Die Forderung 
wird jedoch selten erklärt oder kontextualisiert. Für 
die Einstellungsmuster spielt eine Unterscheidung 
in dieser Form keine bedeutende Rolle. Die Grenze 
zwischen »gut« und »böse« verläuft anders und zwar 
auf der Grundlage des Bezuges der betreffenden Per-

sonen zum Staat Israel. Anders 
gesagt: Juden, die in Deutsch-
land leben und keinerlei posi-
tive Bezüge auf den Staat Israel 
äußern, stellen »kein Problem« 
dar, was jedoch nicht bedeutet, 
dass sie nicht stereotypisie-
rend wahrgenommen werden: 
Die Gerüchte von »Reichtum«, 
»Medienmacht« und »Schläue« 

›der Juden‹ gehören zum Alltagswissen, wohingegen 
über die Geschichte des europäischen Antisemitis-
mus kaum etwas bekannt ist.
Bemerkenswert ist die oftmals anzutreffende Gleich-
zeitigkeit von Empathie, Nicht-Wissen und Abwehr 
bei den Jugendlichen – das gilt für herkunftsdeut-
sche Jugendliche ebenso wie für muslimisch ge-
prägte. Empathie für die Verfolgungsgeschichte der 
Juden im Nationalsozialismus, Nicht-Wissen über 
jüdische, israelische, deutsche und europäische Ge-
schichte und Gegenwart sowie Abwehr im Zusam-
menhang mit dem Nahostkonflikt. 

Opferkonkurrenzen 
Häufig wird die kollektive nationale Erinnerung an 
die Opfer des Holocaust und damit in erster Linie 
an ›die Juden‹ von den Jugendlichen als einseitig 
und ausschließend wahrgenommen. Sie fordern die 
Anerkennung persönlicher Opfererfahrungen. Dies 
umfasst sowohl die Anerkennung rassistischer und 
sozialer Ausgrenzung in Deutschland als auch die 
Anerkennung familiärer Leidens-, Flüchtlings- und 
Opfergeschichten in den jeweiligen (familiären) 
Herkunftsländern. Fehlende diesbezügliche Ausein-
andersetzungen im schulischen wie auch im außer-

Waren bestimmte ethnisch-nationale, kulturel-
le oder religiöse Zugehörigkeiten für die Jugendli-
chen über einen längeren Zeitraum nicht oder nur 
marginal von Bedeutung, kann sich dies vor dem 
Hintergrund bestimmter politischer Diskussionen 
und Auseinandersetzungen plötzlich und mit Ve-
hemenz ändern. Ausschlaggebend dafür sind die 
spezifischen persönlichen Bezüge der Jugendlichen 
zu den jeweiligen Ereignissen oder Debatten. Eige-
ne Flüchtlingserfahrungen 
können dabei ebenso eine 
Rolle spielen wie verwandt-
schaftliche Beziehungen in 
bestimmte Krisenregionen 
oder durch nationalgeschicht-
liche oder familiäre Narrative 
geprägte Loyalitäten. Wer-
den diese inneren Konflikte 
noch durch persönlich erlebte 
Diskriminierungen aufgrund ethnischer oder kul-
turalistischer Zuschreibungen potenziert, scheint 
der Rückzug auf vermeintlich kollektive Identitäten 
eine – aus Perspektive der Jugendlichen – angemes-
sene und hilfreiche Reaktion: »Wir Araber«, »wir 
Türken«, »wir Moslems«. 
Dabei ist die Frage nach der Staatsbürgerschaft 
nicht relevant. Vielmehr wird die deutsche Mehr-
heitsgesellschaft als ausschließend und stigmatisie-
rend empfunden: »Die Deutschen respektieren uns 
nicht.« »Wir Muslime werden doch sowieso sofort 
als Terroristen abgestempelt.« Nicht selten kommt 
in diesem Zusammenhang auch ein Argument zum 
Tragen, das den Nationalsozialismus, den Nah-
ostkonflikt und aktuelle Alltags- und Diskriminie-
rungserfahrungen auf spezifische Weise verknüpft: 
»Warum müssen wir heute ausbaden, was die Deut-
schen damals mit den Juden gemacht haben?«

Wenig Wissen, viel Emotion
Israelisch-jüdische Perspektiven auf den Nahost-
konflikt sind bei den Jugendlichen so gut wie unbe-
kannt. Zwar können sie häufig sehr gut zwischen 
»Juden« und »Israelis« unterscheiden. Diese Abgren-
zungsfähigkeit alleine sagt aber nicht viel aus. Oft, 

»Muslimische  
Jugendliche  

empfinden deutsche 
Medien als  

antimuslimisch und 
israelfreundlich.«

»Antisemitismus 
ist kein

›Migranten
problem‹.«
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Die Kreuzberger Initiative gegen Antisemitismus – KIgA e.V. 

wurde Ende 2003 gegründet und gehörte zu den ersten zivilgesell-

schaftlichen Initiativen, die sich dem aktuellen Antisemitismus 

in der Migrationsgesellschaft aus einer pädagogischen Perspektive 

angenommen haben. Das Projekt bietet zum Thema u.a. Projekt-

tage und eine Ausstellung für Schulen an. Immer wieder wurde 

einer eigenständigen Pädagogik gegen Antisemitismus die Forde-

rung nach einem Ausbau der Bildungsarbeit gegen Rassismus ge-

genübergestellt. In den Augen der KIgA darf das kein Widerspruch 

sein: Bildungsarbeit gegen Rassismus und Bildungsarbeit gegen 

Antisemitismus müssen Hand in Hand agieren.

schulischen Bereich werden von ihnen als Mangel 
empfunden. 
Das Problem ist nicht die Betonung des eigenen Op-
ferstatus, sondern die »Vermischung nachvollzieh-
barer Anerkennungsforderungen mit antisemitisch 
strukturierten und immer wieder auch so gemeinten 
Begründungen« (Fechler 2006:194). Deshalb kommt 
es in der Auseinandersetzung mit Opferkonkurren-
zen darauf an, die Empfindungen, Erfahrungen 
und Ansprüche der Jugendlichen ernst zu nehmen, 
sie aber auch historisch und gesellschaftlich zu kon-
textualisieren und gegen Funktionalisierungen und 
Instrumentalisierungen deutlich Stellung zu bezie-
hen. 

Interventionsberechtigung erlangen 
Wichtigste Voraussetzung für eine erfolgreiche an-
tisemitismuskritische Pädagogik ist es, Interventi-
onsberechtigung zu erlangen. Das funktioniert nur 
auf der Basis von Glaubwürdigkeit. Und Glaubwür-
digkeit wiederum resultiert aus der Zuerkennung 
von Kompetenz, Authentizität und Vertrauen. 
Diesen Anforderungen bemüht sich die KIgA sowohl 
über die inhaltliche und methodisch-didaktische 
Ausrichtung unserer pädagogischen Konzepte als 
auch über unser Auftreten als Pädagogen/-innen ge-
recht zu werden. 
Daher arbeiten wir konsequent mit gemischten 
Teams – sowohl geschlechtlich gemischt als auch 
herkunftsheterogen. Den Ausgangspunkt unserer 
Bildungskonzepte bilden die Lebensrealitäten der 
Teilnehmenden. Wir versuchen nicht nur den Raum 
für persönliche Erfahrungen zu geben, sondern aktiv 
deren Einbringung in den (Schul)alltag zu fördern. 
Es geht uns nicht darum, existierende einseitige 
Perspektiven oder Deutungsmuster moralisch zu be-
werten, sondern diese durch das Aufzeigen anderer, 
bislang eher ungewohnter Perspektiven und bisher 
nicht vorhandenem Wissen kritisch zu reflektieren. 
Vor allem die Frage danach, wo die Grenze zwischen 
notwendiger Anerkennung und nötiger Konfronta-
tion verläuft, ist in der Theorie wesentlich einfacher 
zu beantworten, als in der Praxis umzusetzen. 

Weißensee: Eine halbe Stunde  
bis zum Alexanderplatz
Mehrgeschossige Wohnanlagen säumen die Straße, 
Rasenflächen, Parkplätze, dazwischen Einfamili-
enhäuser, eine Gaststätte, mehrere Arztpraxen und 
eine alte Kirche. In der Straße leben vor allem älte-
re Menschen, die schon vor Jahren hierher gezogen 
sind. Bei den Wahlen zum Pankower Bezirksparla-
ment 2011 erhielt die SPD hier mit 32% die Mehrheit 
der Stimmen, gefolgt von der Linkspartei (21%), der 
CDU (16%) und den Grünen (8%). Die NPD erhielt 
4,5%, die Rechtspopulist/innen von Pro Deutschland 
2,1% und Die Freiheit 2,5% der Wählerstimmen. Die 
Ergebnisse der NPD liegen im Pankowweiten Ver-
gleich etwas über dem Durchschnitt. 

Seit Herbst 2010 wohnen auch neunzehn Flücht-
lingsfamilien mit ungesichertem Aufenthaltsstatus 
aus Tschetschenien und Afghanistan, aber auch aus 
Serbien, Litauen, Iran und Vietnam in der Straße. 
Unter ihnen sind etwa 45 Kinder im schulpflichti-
gen Alter, die auf verschiedene Schulen im Bezirk 
Pankow verteilt wurden. Zur Unterbringung der 
Flüchtlinge hat das Landesamt für Gesundheit und 
Soziales (LaGeSo) zwei Aufgänge eines Wohnhauses 
angemietet. Organisatorisch gehören die Wohnun-
gen zu einem Flüchtlingsheim im Nachbarbezirk 
Lichtenberg, welches über keine weiteren Aufnah-
mekapazitäten verfügt. Ein Informationsschreiben 
des Wohnheimbetreibers informierte die Anwohner_
innen darüber, dass es sich bei den untergebrachten 
Familien ausschließlich um Menschen in Not, meist 
um politisch Verfolgte handelte, die keinen rechtli-
chen Anspruch auf eigenen Wohnraum haben. Bei 
Fragen bzw. Problemen mit den Flüchtlingen könn-
ten sich die Anwohner_innen an den Wohnheimbe-
treiber wenden. 

Neue Nachbar_innen: Nicht willkommen
Bereits vor Einzug der ersten Flüchtlingsfamilien 
tauchte in der Nachbarschaft eine Unterschriften-
liste gegen ihre Unterbringung auf. Gefordert wurde 
die geplante Belegung des Wohnhauses rückgängig 
zu machen. Das Protestschreiben war gezeichnet von 
einer bis dahin nicht bekannten Interessengemein-

Proteste gegen  die 
Unterbringung von 
Flüchtlingen in 
WeiSSensee  
Rassistische Vorurteile 
und institutioneller 
Rassismus 

Von Bettina Pinzl [moskito]                                       

Neunzehn Flüchtlingsfamilien wur-
den ab Herbst 2010 in Weißensee 
untergebracht. Anwohner_innen 
protestierten dagegen. Während 
des Wahlkampfs 2011 schaltete 
sich dann auch die rechtspopulis
tische Partei »Die Freiheit« in die 
Proteste ein. 
Die Entwicklung des Konflikts of-
fenbart die Verknüpfungen indivi-
dueller rassistischer Einstellungen 
gegenüber Flüchtlingen mit dem 
institutionellen Rassismus1  bun-
desdeutscher ›Ausländerpolitik‹. 
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lantenghetto« gewarnt. Der Vertreter der Partei Die 
Freiheit äußerte sich kaum, versuchte aber mit is-
lamfeindlichen und integrationskritischen Posi-
tionen die Stimmung während der Veranstaltung 
aufzugreifen. Letztendlich ist es der Freiheit nicht 
gelungen diesen rassistisch aufgeladenen lokalen 
Konflikt populistisch auszuschlachten und in Wäh-
ler_innenstimmen umzuwandeln. 
Niemand von den betroffenen Flüchtlingen war an-
wesend, es gab auch keine Person im Raum die Kon-
takt zu ihnen hatte, da ihre Deutschkenntnisse an-
geblich zu schlecht seien. Auch der antirassistischen 
Initiative fiel es schwer Kontakt zu den Flüchtlingen 
aufzunehmen. Gesprächsanfragen beim Wohn-
heimbetreiber wurden mit Verweis auf die schwieri-
ge Situation der Flüchtlinge, die »erstmal zur Ruhe 
kommen sollten« hinausgezögert.

Rassistische Argumentationsstrategien  
und institutioneller Rassismus
In den Argumentationen gegen die Flüchtlinge ka-
men diffuse Ängste sowie gängige rassistische Vor-
urteile und Stereotype zum Ausdruck. Im Protest-
schreiben zur Unterschriftenliste hieß es, dass zwar 
gegen »Integration, sofern auch von den Asylsu-
chenden gewünscht, nichts einzuwenden« sei. Aber 
mehr als ein oder zwei Flüchtlingsfamilien führten 

unweigerlich zum Wegzug 
der deutschen Mieter_innen. 
Auch Grundstücksbesitzer_in-
nen und Gewerbetreibende sei-
en dann vom »Negativtrend« 
in der Wohngegend betroffen. 
Im Einladungsschreiben zu der 
ein Jahr später stattfindenden 

Anwohner_innen-Versammlung war dann zu lesen, 
dass bereits einige Mieter_innen ausgezogen seien, 
weil sie sich durch »Lärm, Unrat und Geruch beläs-
tigt« fühlten und die Kriminalitätsrate im Umfeld 
stark zugenommen hätte. 

Die rassistischen Zuschreibungen diskriminie-
ren die Betroffenen als vermeintlich primitiv, fremd 
und nicht-dazugehörig und weisen ihnen eine Stel-
lung außerhalb der Gesellschaft zu. Sie werden als 

schaft und gerichtet an den Petitionsausschuss der 
Bezirksverordnetenversammlung Pankow. Diffuse 
Ängste gegenüber den Flüchtlingen und rassistische 
Zuschreibungen begründeten die Forderung.
Nachdem bekannt wurde, dass sich Protest gegen 
die Unterbringung der Flüchtlinge formierte, bilde-
te sich eine antirassistische Initiative, aus Anwoh-
ner_innen, antifaschistischen Gruppen, Vertreter_
innen demokratischer Parteien sowie später auch 
dem Integrationsbeirat und der Integrationsbeauf-
tragten des Bezirks. Aus der Initiative heraus sollte 
Kontakt zu den Flüchtlingen aufgenommen werden, 
in der Öffentlichkeit über deren Situation informiert 
und für den rassistischen Gehalt des Protests sensi-
bilisiert werden. 

Nachdem es auf die Unterschriftenaktion gegen 
die Unterbringung keine Reaktionen aus dem Be-
zirksamt gab, ebbte der öffentlich wahrnehmbare 
Protest zunächst ab. Im ersten Jahr nach Einzug der 
Familien gab es vereinzelt Beschwerden seitens der 
Anwohner_innen, vor allem wegen vermeintlichem 
Kinderlärm sowie angeblich mangelhafter Müllent-
sorgung und -trennung. Der Wohnheimbetreiber be-
auftragte daraufhin einen Wachmann, der abends 
auf eventuelle Ruhestörungen achten sollte. 
Etwa ein Jahr später wurde die Interessengemein-
schaft wieder aktiv und organisierte eine Anwohner_
innen-Versammlung in einer 
Gaststätte. Separat warb auch 
die rechtspopulistische Partei 
Die Freiheit für diese Veran-
staltung. Eingeladen wurden 
unter anderem der Wohn-
heimbetreiber, lokalpolitische 
Akteure, die Polizei und die 
Presse. Fast alle der Eingeladenen blieben der Ver-
anstaltung fern, als sie erfuhren, dass ein Vertreter 
der rechtspopulistischen Partei Die Freiheit auf dem 
Podium sitzen würde, weil sie mit Vertreter/innen 
diskriminierender Positionen nicht auf Augenhöhe 
diskutieren wollten. 

Zur Veranstaltung kamen etwa sechzig Perso-
nen, die Stimmung war aggressiv aufgeladen. In 
eskalierender Art und Weise wurde vor einem »Asy-

Zu den diskriminierenden gesetzlichen Vorga-
ben im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) zählen unter anderem: Eingeschränkter 

Arbeitsmarktzugang; Aus-
bildungs- und Studienver-
bot; Bezug eingeschränkter 
Hilfen zum Lebensunterhalt; 
Residenzpflicht. So erhalten 
Flüchtlinge in den ersten vier 
Jahren nur etwa 2/3 des Re-
gelsatzes der Leistungen nach 
dem SGB II / XII (Sozialhilfe). 
Diese Vorlagen schränken 
die Bürger_innenrechte der 

Flüchtlinge massiv ein und führen de facto zu ihrem 
gesellschaftlichen Ausschluss. 

Die Proteste in der Straße in Weißensee sind 
wieder abgeflaut, seit der Anwohner_innen-Ver-
sammlung kam es zu keinen weiteren öffentlichen 
Aktionen seitens der Interessengemeinschaft. Die 
Situation der Flüchtlinge, die weiterhin unter staat-
lich forciertem Ausschluss leben, hat sich jedoch 
kaum geändert. Es gibt Bemühungen aus dem Be-
zirksamt in Kooperation mit einem sozialen Träger 
Deutsch-Kurse anzubieten, obwohl die Flüchtlinge 
in ihrem derzeitigen Status der Duldung kein An-
recht darauf haben. Eine wirkliche Verbesserung 
ihrer Situation kann es erst dann geben, wenn die 
diskriminierenden Gesetze geändert werden. 

Die beschriebenen Ereignisse verdeutlichen, wel-
che unheilvollen Wechselwirkungen, gegenseitige 
Bedingtheiten und Verstärkungen sich zwischen 
rassistischen Gesetzen/Normen und individuellen 
rassistischen Erklärungsansätzen ergeben. Politi-
sche und mediale Diskurse, ob um die Asylgesetz-
gebung oder Integration, produzieren rassistische 
Argumentationsweisen, die sich in den Einstellun-
gen der Bevölkerung widerspiegeln. So bestätigt die 
gesellschaftliche Wahrnehmung von Flüchtlingen 
rassistische Vorurteile (»sie arbeiten nicht«, »wollen 
sich nicht integrieren«), obwohl deren Handelungs-
spielräume durch die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen bestimmt werden. Die diskriminierenden 
Gesetze der Asylgesetzgebung beruhen auf struktu-

Gefahr für das Zusammenleben dargestellt und 
nicht als Individuen mit eigener Lebensgeschichte 
wahrgenommen, sondern einzig unter dem Merk-
mal Flüchtling betrachtet und 
abgewertet.

Diese stereotypen Zuschrei-
bungen gleichen den in Po-
litik und Medien seit Jahren 
geäußerten rassistischen Er-
klärungsmustern und Denkfi-
guren über Flüchtlinge. Eine 
Folge dieser Diskurse waren 
die restriktiven Änderungen 
in der bundesdeutschen Asyl-
gesetzgebung in den 1980er und 1990er Jahren. Auch 
in den damaligen Debatten war die Rede von einer 
»Asylantenschwemme«, die unsere Gesellschaft be-
drohe. Flüchtlingen wurde ein absichtlicher Miss-
brauch des Asylrechts unterstellt. Diese politische 
und mediale Inszenierung schlug sich auch in Um-
fragewerten nieder, die eine gestiegene ›Ausländer-
feindlichkeit‹ feststellten. Und sie führte letztend-
lich zu den Pogromen Anfang der 1990er Jahre in 
Solingen, Rostock, Mölln und Hoyerswerda.

Nicht nur in der historischen Entwicklung der 
bundesdeutschen Asylgesetzgebung, sondern auch 
im Umgang der beteiligten Akteure mit den Flücht-
lingen wird institutioneller Rassismus offenbar. So 
heißt es im oben genannten Anwohner_innenschrei-
ben des Wohnheimbetreibers unter anderem: »Bis 
diese Leute nun z.B. zurück in ihre Heimatländer 
können oder ihr jeweiliges Verfahren abgeschlossen 
ist, werden sie hier wohnen und [vom Wohnheim-
betreiber] betreut, damit [dieser] auf Grund der ver-
schiedenen Kulturkreise regulierend und beratend 
eingreifen [kann].« Das Schreiben beruhigt damit, 
dass die Flüchtlinge sehr genau wissen, »dass es 
Konsequenzen hätte, würden sie sich nicht in das 
Wohnumfeld einfügen«. Die restriktiven Bestim-
mungen und die regulierenden Maßnahmen drän-
gen in dieser strukturell rassistischen Logik darauf, 
dass die Flüchtlinge lernen müssten sich »gut und 
unauffällig« zu verhalten. 

»Gleichzeitig  
ist institutioneller 

Rassismus  
durch seine 

gesetzliche Form 
scheinbar  

legitimiert.«

»Niemand von  
den betroffenen 

Flüchtlingen  
war anwesend.«
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rell rassistischen Logiken und Normen, die auch im 
Umgang der beteiligten Akteure mit den Flüchtlin-
gen virulent sind. Gleichzeitig ist institutioneller 
Rassismus durch seine gesetzliche Form scheinbar 
legitimiert. Ist es deshalb so schwierig die Gesell-
schaft für Rassismus – ob individuell oder institu-
tionell – zu sensibilisieren? Und fiel es deshalb so 
schwer auf die Flüchtlingen in Weißensee zu zuge-
hen und mit den Verhältnissen progressiv umzuge-
hen?

1 Unter institutionellem oder strukturellem Rassismus werden For-

men der Diskriminierung und des gesellschaftlichen Ausschlusses 

gefasst, die von den Institutionen einer Gesellschaft, ihren Geset-

zen und Normen ausgehen. Dabei ist der rassistische Gehalt jedoch 

verdeckt und die Ausgrenzungsstrukturen erhalten den Schein des 

Legitimen.

[moskito] – Netzwerkstelle gegen Rechtsextremismus,  

für Demokratie und Vielfalt

Um Alltagsrassismus und Rechtsextremismus wirksam entgegen-

treten zu können, bedarf es des Zusammenwirkens verschiedenster 

Akteure im Gemeinwesen. [moskito] ist Anlaufstelle und Knoten-

punkt für Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung. Wir führen 

Projekte, Seminare und Veranstaltungen durch, helfen bei der Ver-

wirklichung von Ideen, vernetzen und fördern den Austausch zu 

den Themen Rassismus und Rechtsextremismus. 

Das ist natürlich 
gut, dass wir die 
Wahrheit  
wissen. Aber auf  
der anderen Seite, 
es geht hier um 
Terror. 
Wir haben Angst 
und wissen nicht 
wie das ganze 
enden wird. 
 

Elif Kubaşik, Frau von Mehmet Kubaşik
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Der Westen ist  
unterbelichtet   
Zahl im Westen  
erstmals höher als  
im Osten

Von ReachOut                                                                    

ReachOut, die Berliner Beratungs
stelle für Opfer rechter, rassisti
scher und antisemitischer Gewalt, 
verzeichnete für das Jahr 2011 ins-
gesamt 158 Angriffe in Berlin. Da-
bei wurden 229 Menschen verletzt, 
gejagt und/oder massiv bedroht. 
Mindestens 50 der betroffenen 
Personen sind Frauen. Im Jahr 
2010 wurden 109 Angriffe regis-
triert. Somit ist für das Jahr 2011 
ein massiver Anstieg von Gewalt-
taten zu verzeichnen, so dass die 
höchsten Zahlen seit 2006 erreicht 
wurden.

Mit 70 Angriffen ist Rassismus das mit Abstand häu-
figste Tatmotiv (2010: 57). Jeweils 32 Angriffe richte-
ten sich gegen Linke (2010: 20) beziehungsweise Ho-
mosexuelle (2010: 10). Neun Angriffe richteten sich 
gegen nicht-rechte, alternative Jugendliche und Er-
wachsene (2010: 10), fünf Angriffen lag Antisemitis-
mus als Motiv zugrunde (2010: 8).
Während rassistisch motivierte Angriffe häufig von 
Täter_innen ausgeübt werden, die äußerst brutal ih-
rem Alltagsrassismus Ausdruck verleihen und nicht 
der Nazi-Szene angehören, sind die Angriffe gegen 
Linke in den meisten Fällen der organisierten Neo-
naziszene zuzurechnen.
Der Großteil der Angriffe fand im öffentlichen Raum 
(2011: 80, 2010: 58) und in öffentlichen Verkehrsmit-
teln und Bahnhöfen (2011: 40, 2010: 27) statt. Ver-
hältnismäßig stark gestiegen ist die Zahl der An-
griffe am Arbeitsplatz (2011: 9, 2010: 1); während im 
unmittelbaren Wohnumfeld 13 Gewalttaten verübt 
wurden (2010: 14). Dennoch fordern die Angriffe im 
unmittelbaren Wohnumfeld besondere Aufmerk-
samkeit, da diese für die Betroffenen schwerwie-
gende Auswirkungen haben können, weil ihnen 
dadurch jede Rückzugsmöglichkeit genommen wird 
(vgl. »Berliner Zustände 2010«).

Die regionale Verteilung in Berlin
80 der 158 Angriffe fanden in Westberlin statt. Da-
mit ist die Zahl der registrierten Gewalttaten in den 
Westbezirken erstmals seit Gründung der Opferbera-
tungsstelle ReachOut vor mehr als zehn Jahren höher 
als in den Ostberliner Bezirken, wobei davon ausge-
gangen werden muss, dass die Dunkelziffer wesent-
lich höher liegt. 
Angriffsschwerpunkte in den Westberliner Bezirken 
liegen in Kreuzberg (17), Neukölln (15) und im Wed-
ding (13). Während in Neukölln und im Wedding 
die meisten Angriffe rassistisch motiviert waren 
(Neukölln: 8, Wedding: 11), wurden in Kreuzberg die 
meisten Gewalttaten aus homophoben Gründen (7) 
verübt. Weitere Angriffe erfolgten in Kreuzberg vor 
allem aus rassistischen Motiven (4) oder zielten auf 
politische Gegner_innen (3). In den Ostbezirken re-
gistrierten wir die meisten Angriffe in Lichtenberg 

Generell fehlt es den Ermittlungsbehörden, insbe-
sondere der Polizei, noch immer an Einsicht und 
Willen, die zugrunde liegenden ideologischen Be-
weggründe der Täter_innen im Zusammenhang mit 
Straftaten zur Kenntnis und ernst zu nehmen. 
Deswegen ist eine beständige, kritische und wenn 
nötig skandalisierende Öffentlichkeitsarbeit nötig. 
Die Einrichtung von Registerstellen nach dem Vor-
bild der Ostbezirke ist dringend geboten. Gut ausge-
stattete Registerstellen haben durch die lokale Ver-
ankerung präzisere Kenntnisse über problematische 
Entwicklungen in den Stadtteilen. Sie dokumentie-
ren auch Propagandadelikte, verfügen über ein Netz 
von Anlaufstellen und kooperieren mit lokalen Pro-
jekten. In Zusammenarbeit mit den überregionalen 
Beratungsprojekten ist es so möglich Tendenzen 
frühzeitig aufzuzeigen und öffentlich zu diskutie-
ren.

(16), Friedrichshain (15), Mitte (12) und Prenzlauer 
Berg (10). In Lichtenberg richteten sich die meisten 
Gewalttaten gegen politische Gegner_innen oder 
hatten rassistische Gründe (jeweils 7).

Betont werden muss noch einmal, dass erstma-
lig mehr Angriffe aus dem Westen der Stadt bekannt 
wurden. Dieser Fakt ist besonders brisant, da es hier 
weniger Kooperationspartner_innen gibt, die rechte, 
rassistische, antisemitische, homo- und transpho-
be Aktivitäten kontinuierlich recherchieren und do-
kumentieren. Deswegen muss davon ausgegangen 
werden, dass lediglich ein Bruchteil der tatsächli-
chen Gewalttaten bekannt wird und die Dunkelzif-
fer in den Westbezirken erheblich höher liegt. Wir 
vermuten auch, dass die bestehenden Angebote im 
Westen noch immer weniger bekannt sind als im 
Ostteil der Stadt. 
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lungsverfahren wegen versuchten Ladendiebstahls 
eingeleitet, auf der Grundlage eines angeblich »si-
chernden Umschauens«. Aysan E. hat ihrerseits 
Anzeige wegen Nötigung und Freiheitsberaubung 
erstattet. 

Dieses Beispiel beschreibt die anmaßende Art 
und Weise, in der Menschen Rassismus im Rahmen 
ihrer Berufstätigkeit Ausdruck verleihen können. 
Obwohl alle Fakten dagegen sprechen, Aysan E. zu 
verdächtigen, fühlen sich die Detektiv_innen im 
Recht – allein aufgrund der Tatsache, dass »Auslän-
der« doch »immer Probleme« machen. Sie sind sich 
sicher, dass selbst weitreichende Vergehen wie Frei-
heitsberaubung keine strafrechtlichen Folgen für 
sie haben werden. Ein solches Verhalten lässt sich 
allein in einem gesellschaftlichen Umfeld denken, 
das Menschen aufgrund der ihnen unterstellten 
Herkunft systematisch stigmatisiert und herab wür-
digt. Sowohl die Angriffszahlen als auch Fälle wie 
dieser lassen erahnen, wie sehr ein rassistisches Kli-
ma den Alltag vieler Menschen bestimmt und wel-
che Folgen diese physische und psychische Gewalt 
beinhalten kann.  

ReachOut ist eine Beratungsstelle für Opfer rassistischer, antise-

mitischer und rechter Gewalt. Außerdem berät ReachOut Angehö-

rige von Opfern oder Zeug_innen eines Angriffs. Das Projekt re-

cherchiert Angriffe in Berlin und veröffentlicht dazu eine Chronik. 

Daneben bietet ReachOut antirassistische Bildung an.

Wechselwirkung mit gesellschaftlichen  
Diskursen
Inwiefern eine Zunahme der Gewalttaten mit den 
Debatten um »Deutschland schafft sich ab«, einer 
insgesamt antimuslimischen Stimmung, den ag-
gressiv rassistischen Wahlkampfkampagnen von 
NPD und den rechtspopulistischen Parteien und der 
»Ausländer Raus«-Kampagne der »Autonomen Nati-
onalisten« in einen mittelbaren oder unmittelbaren 
Zusammenhang gebracht werden können, ist nicht 
eindeutig nachzuweisen. Sicher kann davon ausge-
gangen werden, dass politische und gesellschaftli-
che Diskurse dazu beitragen, dass sich die Täter_in-
nen in ihrem Handeln ermutigt und bestätigt fühlen. 
Ein Fallbeispiel soll dies veranschaulichen: 

»Ihr Ausländer macht auch immer Probleme«
Aysan E. war in einem Supermarkt, um dort einzu-
kaufen. Nachdem sie die Waren bezahlt hatte, wur-
de sie von einem Hausdetektiv am Arm ergriffen 
und aufgefordert, ihm in ein Hinterzimmer zu fol-
gen. Obwohl bei der anschließenden Durchsuchung 
keinerlei Diebesgut gefunden wurde, bestand der 
Detektiv darauf, Frau E. habe Produkte in die Tasche 
gesteckt, die sie nicht bezahlen wolle. Eine hinzuge-
zogene Kollegin des Detektivs behauptete ebenfalls 
gesehen zu haben, dass sich die Beschuldigte auf-
fällig umgesehen habe und Produkte in ihre Tasche 
gleiten ließ. Einen Beweis für diese Beschuldigun-
gen konnte zu keinem Zeitpunkt gebracht werden. 
Im Verlauf des Gesprächs beleidigte der Detektiv 
Aysan E. unter anderem mit den Worten: »Ihr Aus-
länder macht auch immer Probleme«. Nahezu zwei 
Stunden vergingen bis die alarmierte Polizei im Su-
permarkt eintraf. Bis dahin sah sich Frau E. diversen 
Schikanen ausgesetzt. Als sie beispielsweise einen 
unmittelbar bevorstehenden Arzttermin telefonisch 
absagen wollte, drohte der Detektiv, ihr das Handy 
gewaltsam zu entwenden und ihr Handschellen an-
zulegen. Weiterhin wurde ihr verboten, den Raum 
zu jedwedem Zweck zu verlassen. Als schließlich die 
Polizei eintraf und auch diese keinerlei Diebesgut 
fand, konnte Frau E. endlich den Supermarkt verlas-
sen. Trotz allem wurde gegen Aysan E. ein Ermitt-
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Und tatsächlich nahm das Berliner LKA erst im 
Januar 2012 Kontakt zu den Personen auf, die auf den 
Seiten gelistet werden. Viele derer, die diese Briefe 
erhielten, waren längst u.a. von der MBR informiert 
worden. Vom LKA fühlten sie sich in ihrer Verunsi-
cherung nicht ernst genommen: weder wurde in 
diesem ersten Schreiben ein persönliches Gespräch 
angeboten, noch wurde den Betroffenen empfohlen, 
ihre privaten Meldedaten behördlich für Abfragen 
sperren zu lassen. Die abschließende Einschätzung, 
es liege keine »konkrete Gefährdung« vor, verärgerte 
viele der Betroffenen zusätzlich.

Auf der Ebene der politischen Propaganda fällt 
noch eine weitere Gleichzeitigkeit auf: Es ist kein 

Zufall, dass die rechtsextreme 
Szene ihre Hetze gegen ihre 
Gegner/innen mit »Recherche 
und Aktivitäten von Links-
kriminellen in Berlin« beti-
telt. Sie nutzen damit eine 
gesellschaftliche Tendenz der 
Kriminalisierung von linkem 
und antifaschistischem Enga-
gement. Zur Verdeutlichung: 

Nicht nur die Polizei verzeichnete 2011 einen drasti-
schen Anstieg rechtsextremer Gewalt. Die Opferbe-
ratungsstelle ReachOut registrierte sogar 158 gewalttä-
tige Angriffe und damit 98 mehr als die Polizei. Die 
politische Debatte 2011 war in Berlin jedoch deutlich 
stärker von der Angst vor »Linksextremismus« ge-
prägt. Insbesondere die Diskussion um die zahlrei-
chen Autobrandstiftungen, die nur zu einem sehr 
geringen Teil politisch motiviert waren, verstärkte 
diese Tendenz.
Dass dieser Deutung selbst von der kommissari-
schen Polizeipräsidentin widersprochen wurde, 
hat genauso wenig zu einer Korrektur der öffentli-
chen Feindbestimmung geführt wie das Bekannt
werden der Morde des »Nationalsozialistischen 
Untergrunds«.
Nicht wenige Engagierte und von rechtsextremer 
Gewalt Betroffene nehmen diese öffentliche Stim-
mung gegen eine angebliche »linksextreme Gefahr« 
als eine Kriminalisierung der eigenen Aktivität und 

Im Schattenbericht 2010 beschrieben die Autor/in-
nen an dieser Stelle, dass die Berliner rechtsextreme 
Szene verstärkt zu gezielten Angriffen gegen enga-
gierte Personen und alternative Projekte übergeht.
Die Formel »Objektive Schwäche – Subjektive Ge-
fahr« sollte damals die Gleichzeitigkeit von politi-
scher Irrelevanz und zunehmender Bedrohung be-
schreiben. 
Diese Gleichzeitigkeit trifft auch auf die Entwick-
lung der rechtsextremen Szene in Berlin 2011 zu: 
Während weder NPD noch die »Autonomen Natio-
nalisten« dazu in der Lage waren, jenseits von punk-
tuellen Inszenierungen durch provokant gewählte 
Daten und/oder Orte breite mediale Aufmerksam-
keit zu erreichen, hat sich die beschriebene Tendenz 
einer professionalisierten Anti-Antifa-Arbeit fortge-
setzt.
Trotz der im April 2011 erfolgten Indizierung der Sei-
te NW-Berlin.net, die bis heute eine zentrale Funk-
tion innerhalb der gewalttätigen rechtsextremen 
Szene einnimmt, gelang es den Rechtsextremen, 
durch die Auslagerung der fortlaufend aktualisier-
ten »Feindesliste« auf eine andere Adresse die Bedro-
hung und Verleumdung von derzeit über 200 Men-
schen auch virtuell zu etablieren.

Bedrohung von Engagierten
Für die Betroffenen hat diese Bedrohung zwei Di-
mensionen: Zum einen sind die Verleumdungen 
als »Linkskriminelle«, »Alkoholiker«, »Gewalttäter« 
etc., die auf den Seiten des »Nationalen Widerstands 
Berlin« verbreitet werden, rufschädigend. In Zeiten, 
in denen die routinemäßige Abfrage von Suchergeb-
nissen jedem Bewerbungsgespräch vorangeht, stel-
len derlei Einträge ein gewichtiges Problem dar.
Die andere Dimension ist die der physischen Bedro-
hung. Nicht nur im virtuellen Raum, also in sozia-
len Netzwerken oder durch die Veröffentlichung von 
Email-Adressen, fühlen sich Betroffene oft schutz-
los. Auch im »realen Leben« führt die Veröffentli-
chung von Name, Anschrift, Bild, Arbeitgeber etc. 
zu einer Gefährdung der Personen und zu einer mas-
siven Verunsicherung im Alltag. 

2011 setzten sich die systematischen Aktionen fort, 
im Zuge derer erneut Scheiben eingeworfen und 
Schlösser zerstört, Morddrohungen und rechtsex
treme Parolen an Hauswänden oder im Hausflur 
hinterlassen wurden. Im Vergleich zum Vorjahr 
lässt sich zudem eine qualitative Veränderung fest-
stellen: Die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Ber-
lin (MBR) geht von mindestens neun erfolgten bzw. 
versuchten Brandstiftungen gegen politische Geg-
ner/innen aus. Der Senat von Berlin zählt laut der 
Antwort auf eine Kleine Anfrage des CDU-Abgeord-
neten Peter Trapp immerhin sieben.
Das Kinder- und Jugendzentrum Anton-Schmaus-
Haus wurde beispielsweise gleich zweimal Ziel von 
Brandanschlägen. Auch diese 
Einrichtung findet sich auf 
der Liste des Nationalen Wi-
derstands. Wenige Tage vor 
dem ersten Anschlag wurde in 
einem rechtsextremen Forum 
zudem eine Mail aus einem 
internen Verteiler des Natio-
nalen Widerstands Berlin ver-
öffentlicht, in der dazu aufge-
rufen wurde: »Brecht den Terror der Roten. Linke 
Lokalitäten sind auf der Berliner Widerstandsseite 
zu finden. Bewegt Eure Ärsche«. 

Wer hilft?
Noch Monate nach den Anschlägen berichten Be-
treuer/innen der Einrichtung, dass das Gefühl der 
Verängstigung und Schutzlosigkeit bei Kindern, Ju-
gendlichen, Angestellten und Eltern geblieben sei.
Dieses Gefühl wird verstärkt durch die anhaltende 
Erfolglosigkeit von Polizei und Staatsanwaltschaft, 
die Täter/innen oder die Verantwortlichen für die 
Seite nw-berlin.net ausfindig zu machen. Wenn 
dann wenige Wochen nach dem Anschlag der (da-
mals noch stellvertretende) Landesvorsitzende der 
NPD, Sebastian Schmidtke, auf einer Kundgebung 
im selben Bezirk unter frenetischem Beifall verkün-
det, dass »Zeckenhäuser« gebrannt haben, hinter-
lässt das bei den Betroffenen den Eindruck von Des-
interesse seitens der Ermittlungsbehörden.

Es brennt!

Von Bianca Klose & Sebastian Wehrhahn (MBR) 

Die rechtsextreme Szene Berlins 
schreckt auch vor Brandanschlä-
gen nicht zurück. Ziele sind die 
Verunsicherung von Engagierten 
und der Ausbau der eigenen Wir
kungsräume.

»Nicht nur im  
virtuellen Raum  

fühlen sich  
Betroffene oft 

schutzlos.«
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erschließen. Letztlich geht es um eine stetige Nor-
malisierung – wobei zu dieser Normalisierung auch 
die Etablierung einer aktionsfähigen Infrastruktur 
und eines ständigen Bedrohungspotenzials gehören. 
Während sich also die Bedrohung für die engagier-
ten demokratischen Akteure in den Sozialräumen 
sichtbar und spürbar vergrößert und Menschen da-
von eingeschüchtert werden und zurückweichen, 
versuchen die rechtsextremen Aktivist/innen zu-
gleich, sich als scheinbar normale Klientel im Sozial-
raum zu etablieren und einen allmählichen Gewöh-
nungseffekt, eine Akzeptanz in der Nachbarschaft 
zu erreichen. Diese Doppelstrategie führt dazu, dass 
Anwohner/innen sich entweder aus Angst nicht po-
sitionieren oder die Rechtsextremen sogar als harm-
lose, sympathische Nachbar/innen betrachten. Im 
schlimmsten Fall gelingt es den Rechtsextremen, 
sich als lokale Ordnungsmacht zu etablieren, sei es 
auch nur symbolisch. Oft werden dann ausgerech-
net die Engagierten als Eindringlinge und Störer/in-
nen des vermeintlichen Friedens wahrgenommen.

Vom Begreifen zum Eingreifen
Die rechtsextremen Aktivitäten finden auf drei Ebe-
nen statt: die erste Ebene betrifft die Besetzung, 
Festigung und Verteidigung des »eigenen« unmit-
telbaren Sozialraums durch die rechtsextreme Infra
struktur und ihr Wohnumfeld. Die zweite Ebene 
sind die Anschläge und Übergriffe in Vierteln mit ei-
ner ausgeprägten linksalternativen Kultur. Die drit-
te Ebene ist die Ergänzung dieser Aktivitäten durch 
die anonyme Bedrohung politischer Gegner/innen, 
engagierter Bürger/innen und alternativer Einrich-
tungen im Internet.

Letztlich haben alle drei Ebenen dieselbe Funk-
tion und verfolgen denselben Zweck, und so lassen 
sich durchaus Zusammenhänge zwischen den fort-
gesetzten rechtsextremen Angriffen, vor allem im 
Westteil Berlins, und dem Ausbau der eigenen Infra-
struktur im Ostteil der Stadt zeigen: Gegenüber Geg-
ner/innen soll ein Klima der Angst und Bedrohung 
aufgebaut werden, das vom Engagement gegen 
Rechtsextremismus abbringen oder gar ein Aktiv-
werden verhindern soll. Dieses Klima ist wesentlich 

delt. Sie dienen nicht nur der rechtsextremen Szene 
als Trefforte, sondern werden zunehmend auch von 
kriminellen Rocker-Gruppierungen besucht, so dass 
sich die beiden Szenen vermischen. 
Unabhängig davon, ob diese Zusammenarbeit zwi-
schen Rechtsextremen und Rockern einen strategi-
schen oder operativen Charakter aufweist, ist die 
Wirkung dieser Klientel auf den Sozialraum groß. 
So betrachten vor allem die Rechtsextremen das Ge-
biet um die Brückenstraße als »ihren Kiez«, den sie 
durch rechtsextreme Schmierereien wie  »NS jetzt« 
markieren und dessen Infrastruktur sie verteidigen 
wollen. Propagandistisch untermauert wird das mit 
gewaltverherrlichenden T-Shirt-Motiven wie »Schö-
neweide bleibt national« und der Abbildung eines 
Schlagrings.
Doch trotz dieses düsteren Bildes darf das mitunter 
sehr erfolgreiche Engagement von Zivilgesellschaft, 
Politik und Verwaltung nicht übersehen werden. Mit 
juristischen Mitteln wie etwa Räumungsklagen und 
restriktiven, antirassistischen Mietverträgen, aber 
auch mit antifaschistischen Demonstrationen und 
kreativen Protestformen im Umfeld von rechtsextre-
men Szeneläden und Treffpunkten wurde regelmä-
ßig und offensiv der Vereinnahmung und Besetzung 
des öffentlichen Raumes durch Rechtsextremisten 
begegnet. Allerdings gerät demokratisches Engage-
ment dort an seine Grenzen, wo Rechtsextremen, ob 
unwissentlich oder bewusst, Raum zur Verfügung 
gestellt wird. Haben sie diesen Raum einmal besetzt, 
ist es oft schwierig und langwierig, diesen wieder 
zu entziehen, denn anders als bei rechtsextremen 
Aufmärschen wird in Bereichen wie Schöneweide 
der öffentliche Raum nicht nur anlassbezogen be-
setzt, vielmehr wird die rechtsextrem(-orientiert) e 
Alltagskultur durch Szeneläden und Kneipen im So-
zialraum verankert. Der rechtsextreme Publikums-
verkehr erhöht sich, und mit ihm steigt auch die Be-
drohung für potenzielle Opfer rechtsextremer und 
rassistischer Gewalt. Dieselbe Entwicklung voll-
zieht sich auch in der Lückstraße: In beiden Kiezen 
ist es den Rechtsextremisten durch Täuschung der 
Vermieter/innen und deren Unwissenheit gelungen, 
neue Wohn- und Aktionsräume für ihre Zwecke zu 

nen Erlebniswelten niedrigschwellige Zugangsmög-
lichkeiten für den unorganisierten und anpolitisier-
ten Nachwuchs schaffen. Sie dienen aber auch der 
Existenzsicherung ihrer rechtsextremen Betreiber/
innen.

Eine der zentralen Forderungen der »Autonomen 
Nationalisten« Berlins ist seit Jahren die Schaffung 
eines »Nationalen Jugendzentrums«. Zwischen 2003 
und 2008 wurde für diese Forderung jährlich eigens 
ein Aufmarsch unter dem Motto »Jugend braucht 

Perspektiven« organisiert. 
Durch entschlossenen und 
breiten Protest konnte die-
ser Forderung auf der Straße 
erfolgreich begegnet werden 
und auch in den bestehenden 
Jugendeinrichtungen wurden 
die Vorstöße der rechtsext-

remen Szene vereitelt, die Einrichtungen für ihre 
Zwecke zu missbrauchen. Die Kampagne lief daher 
ins Leere – der rechtsextremen Szene ist es nicht ge-
lungen, für sich »Freiräume zu erkämpfen«.

Gelungen sind dagegen verdeckt vorgenommene 
Anmietungen. Zwar lagen dem Verfassungsschutz 
im Jahr 2010 offenbar Informationen vor, dass die 
»Autonomen Nationalisten« in Berlin auf der Suche 
nach geeigneten Objekten sind, allerdings wurden 
die politisch Verantwortlichen der Bezirke nicht aus-
reichend durch den Geheimdienst informiert, sodass 
es den Rechtsextremisten im März 2011 gelang, über 
einen eigens gegründeten Tarnverein als »engagier-
te Jugendliche« aufzutreten und ein Ladengeschäft 
in der Lichtenberger Lückstraße anzumieten, das 
seither – trotz Kündigung durch den Vermieter – als 
Anlaufstelle und Veranstaltungsort genutzt wird.
Auch in Schöneweide wurde im Jahr 2011 die rechts-
extreme Infrastruktur ausgebaut. Nachdem sich das 
Szenelokal Zum Henker bereits 2009 etabliert hatte, er-
öffnete im Juli 2011 der Laden Hexogen. Hier verkauft 
der Landesvorsitzende der Berliner NPD, Sebastian 
Schmidtke, unter dem Werbeslogan »Alles für den 
Aktivisten« neben Military-Outfit u.a. Teleskop-
schlagstöcke und Reizgas. Seit der Eröffnung haben 
sich weitere Geschäfte in der Brückenstraße angesie-

einen Entzug von Solidarität wahr, der zudem die 
Rechtsextremen in ihren Aktivitäten ermutigt.

Im Hinblick auf die Analyse rechtsextremer Stra-
tegie ist wichtig zu betonen, dass diese Angriffe – ob 
koordiniert oder nicht – in erster Linie in Bezirken 
stattfinden, in denen die rechtsextreme Szene kaum 
verankert ist. Oftmals geht es um einen symboli-
schen Angriff auf (tatsächliche oder imaginierte) 
alternative und linke Hegemonien in einzelnen 
Kiezen. Als in der Nacht zum 27. Juni Rechtsextre-
me das Anton-Schmaus-Haus in 
Brand setzten, versuchten sie 
das gleiche auch beim soge-
nannten »Tuntenhaus« in der 
Kastanienallee, beim ehemals 
besetzten Tommy-Weißbecker-
Haus, bei einem Wohnprojekt 
über dem linken Café Bandito 
Rosso und beim antifaschistischen Laden Red Stuff in 
Kreuzberg. Die Auswahl zeigt die Absicht der Täter/
innen, in Kiezen, die als alternativ gelten, gezielt 
vermeintliche Prestigeobjekte anzugreifen. In die-
sem Sinne stehen die Anschläge auch in einer Linie 
mit scheinbar harmlosen Erscheinungen wie rechts-
extremen Aufklebern oder abgerissenen linken Pla-
katen. Es geht ihnen – wenn auch oft nur punktuell 
und symbolisch – darum, eine antirassistische und 
linke Hegemonie im öffentlichen Raum anzugrei-
fen.
Selbstverständlich kommt es auch in Gegenden zu 
Übergriffen, in denen es bereits eine rechtsextre-
me Infrastruktur gibt. Hier dienen diese Angriffe 
jedoch eher dazu, die verbliebenen Gegner/innen 
im Sozialraum zu vertreiben und ein permanentes 
Drohpotential aufrechtzuerhalten.

Ausbau von Infrastruktur
Seit Jahren ist die rechtsextreme Szene Berlins be-
müht, im öffentlichen Raum der Stadt dauerhaft 
Präsenz zu zeigen, vor allem durch das Etablieren 
einer eigenen Infrastruktur und rechtsextremer 
Treffpunkte wie etwa Szeneläden und Kneipen. Die 
Geschäfte und Kneipen »von der Szene für die Szene« 
sollen durch eine kontinuierliche Präsenz der eige-

»Wenn die  
Verbrechen sich  
häufen, werden  
sie unsichtbar.«
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Zwar gelang der NPD in den Bezirken Marzahn-
Hellersdorf, Lichtenberg und Treptow-Köpenick der 
Wiedereinzug in die BVV, allerdings verlor sie über-
all den Fraktionsstatus und damit Teile der für die 
finanziell klamme Landespartei wichtigen struktu-
rellen und finanziellen Unterstützung: Fortan wer-
den der NPD weder Gelder für Fraktionsmitarbeiter/
innen und -Vorsitzende noch eigene Fraktionsräu-
me zur Verfügung stehen. Während die NPD im 
September 2011 berlinweit 2,1% der Zweitstimmen 
für das Abgeordnetenhaus erreichen konnte (2006: 
2,6%), erhielt »Pro Deutschland« nur einen Zuspruch 
von 1,2%. »Die Freiheit« scheiterte sogar an der für 
die Wahlkampfkostenerstattung notwendigen 1%-
Hürde. Die Wahlbeteiligung stieg leicht auf 60,2% 
(2006: 58,0%).

Stammwähler/innen alleine reichen nicht
Die Berliner NPD war erstmals in elf von zwölf Bezir-
ken angetreten und bestritt dank der umfangreichen 
Unterstützung durch aktionsorientierte Rechtsex-
treme aus dem Spektrum der »Freien Kräfte« bzw. 
»Autonomen Nationalisten« einen intensiven und 
aufwändigen Wahlkampf. Mediale Aufmerksamkeit 
erhielt die Partei durch provokante Plakate mit der 
Aufschrift »Gas geben« und ein Kreuzworträtsel mit 
dem Lösungswort »Adolf«. Es gelang ihr so, weite 
Teile ihrer Stammwähler/innenschaft vor allem im 
Ostteil der Stadt zu mobilisieren. In einigen Westbe-
zirken konnte die NPD, wenn auch auf sehr niedri-
gem Niveau, neue Wähler/innen hinzugewinnen. 
Anscheinend ist die Wiederwahl rechtsextremer 
Mandatsträger/innen bundesweit in der Regel nicht 
an die Qualität ihrer kommunalpolitischen Arbeit 
geknüpft. So erreichte der Verordnete Fritz Liebe-
now mit 5,9% das zweitbeste Erststimmenergebnis 
der NPD, obwohl er in den vergangenen fünf Jah-
ren in der BVV Treptow-Köpenick vor allem durch 
kommunalpolitische Inkompetenz aufgefallen war. 
Damit dürfte auch die geringe Aktivität der NPD-
Verordneten in Neukölln und Marzahn-Hellersdorf 
der rechtsextremen Partei kaum geschadet haben. 
Zwei der Neuköllner Kandidat/innen hatten noch 
im Wahlkampf mehr mit ihrem gewalttätigem Auf-

»Das Ergebnis 
wird als 
Niederlage  
empfunden…«

Die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Berlin (MBR) 

unterstützt und vernetzt alle Berliner/innen, die in ihrem Wohn-, 

Arbeits- oder sozialen Umfeld mit Rechtsextremismus, Rassismus 

und Antisemitismus konfrontiert sind. Die MBR berät Einzelper-

sonen, Jugendeinrichtungen, Schulen, zivilgesellschaftliche Ini-

tiativen und Netzwerke, Politik und Verwaltung, (Sport-)Vereine, 

Gewerbetreibende und Verbände.

Ziel der MBR ist die Etablierung einer gelebten demokratischen 

Kultur sowie eines angstfreien und menschenrechtsorientierten 

Miteinanders in Berlin.

für die spezifische Normalität, die an Orten wie der 
Brückenstraße und der Lückstraße spürbar ist: Wer 
sich still verhält, hat nichts zu befürchten – für alle 
anderen ist Normalität ständige Bedrohung.

»Wenn die Verbrechen sich häufen, werden sie 
unsichtbar«, schrieb Brecht. Der Satz verweist auf 
einen entscheidenden Ansatzpunkt für Politik und 
Zivilgesellschaft: Es gilt, die beschriebene Normali-
tät als einen Angst- und Gewaltzusammenhang zu 
thematisieren. Dafür dürfen die vor Ort aktiven Po-
litiker/innen eine solche Thematisierung nicht als 
Rufschädigung verstehen, sondern im Gegenteil als 
Bedingung zur Verbesserung eines bereits bedroh-
ten sozialen Klimas.
Auch bei dieser Veränderung dürfen die Engagierten 
vor Ort weder von den lokalen Politiker/innen oder 
der bezirklichen Verwaltung noch von der Politik 
und der Zivilgesellschaft anderer Bezirke alleine ge-
lassen werden. Der beste Schutz für die Engagierten 
ist es, Öffentlichkeit zu schaffen und Bündnisse zu 
schließen. Ein bezirksübergreifendes  Zeichen der 
Solidarität, eine Initiative, die Projekte und Institu-
tionen aus ganz Berlin in die Brennpunkte der Ausei-
nandersetzungen holt, oder eine Landespolitik, die 
lokale Auseinandersetzungen zu ihrer Sache macht: 
all das wären Maßnahmen, die zur Veränderung der 
Normalität und zum Schutz der Aktiven beitragen 
könnten. 
Vereinfacht gesagt kann die Brückenstraße von der 
Oranienstraße lernen: je deutlicher die demokrati-
sche Positionierung im öffentlichen Raum, je prä-
senter Antifaschismus und Solidarität sind, desto 
schwerer wird es für Rechtsextreme, Räume zu be-
setzen und Angst zu verbreiten. Doch auch die Ora-
nienstraße kann von der Brückenstraße lernen: Die 
Anschläge des letzten Jahres in Kreuzberg und Neu-
kölln haben gezeigt, dass auch hier Gefahr droht. 
Rechtsextreme Brandanschläge in Kreuzberg sind 
keine leere Drohung, sie sind Tatsache, und sie wer-
den sich wahrscheinlich wiederholen. Diese neue 
Situation anzuerkennen, ist die Bedingung, um er-
folgreiche Handlungsstrategien entwickeln zu kön-
nen und von einer solidarischen Defensive in eine 
offensive Solidarität zu gelangen.

VoM Projekt »Auseinandersetzung mit  

Rechtsextremismus in kommunalen Gremien 

Berlins – Dokumentation und Analyse«                  

So kommentierte der damalige 
Landespressesprecher der NPD 
Stefan Lux, die deutlichen Stim-
menverluste seiner Partei bei den 
Berliner Wahlen zu den Bezirks-
verordnetenversammlungen (BVV) 
und zum Abgeordnetenhaus. Den 
erstmals in Berlin angetretenen 
rechtspopulistischen Parteien »Pro 
Deutschland« und »Die Freiheit« 
gelang es nicht einmal, auch nur 
ein Mandat zu erringen. Dennoch 
verdeutlichen die Wahlergebnisse 
der drei Parteien, dass sie zusam-
mengenommen in einigen Bezirken 
eine beachtliche Anzahl an Wähler/
innen ansprechen konnten.
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sich von der Wahlniederlage kaum beeindruckt und 
verfolgt sein Projekt, die vermeintliche »Bürgerbe-
wegung« in kleinteiliger Arbeit in Berlin zu etablie-
ren, nun gänzlich ohne mediales Aufmerksamkeit 
weiter. 
»Die Freiheit« ist nach der Wahl noch weniger wahr-
nehmbar als zuvor. Ein kürzlich veröffentlichtes 
Flugblatt zum Thema Sicherheit im öffentlichen 
Nahverkehr lässt sich dahingehend deuten, dass Die 
Freiheit die von ihr gesetzten Themen in niederer In-
tensität weiterhin bearbeiten wird.
Dass der aggressiv rassistische Wahlkampf der NPD 
in Berlin schließlich nicht zum Erfolg geführt hat, 
ließ parteiinterne Kritiker/innen lauter werden und 
trug zur Abwahl des Bundesvorsitzenden Udo Voigt 
und des Berliner Landesvorsitzenden Uwe Meenen 
bei. Der Wechsel im Landesvorsitz im Februar 2012 
verstetigt den zunehmenden Einfluss der »Auto-
nomen Nationalisten« in der Berliner NPD. Die bei 
der Wahl angetretenen Rechtsextremen aus diesem 
Spektrum waren zwar wegen des schlechten Ergeb-
nisses allesamt nicht in die BVV eingezogen, sehen 
nun aber mit Sebastian Schmidtke eine ihrer Füh-
rungsfiguren an der Berliner Spitze der Partei.
Letztendlich bedeuten die Wahlergebnisse eine Ver-
stetigung der Präsenz der NPD in drei BVVen seit 
2006. Die rechtsextremen Kommunalpolitiker/in-
nen bringen weiterhin regelmäßig Anträge und An-
fragen in die Sitzungen ein. Somit bleibt der »Kampf 
um die Parlamente« ein fester Bestandteil des Berli-
ner Rechtsextremismus. 

Das Projekt »Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus in 

kommunalen Gremien Berlins – Dokumentation und Analyse« 

dokumentiert und analysiert die Aktivitäten der Rechtsextremen 

und die Handlungsweisen der demokratischen Verordneten in den 

kommunalen Gremien. Ziel ist es zu einer kontinuierlichen Ent-

wicklung von Präventions- und Interventionsmöglichkeiten im 

Umgang mit Rechtsextremismus beizutragen. 

Träger ist der Verein für Demokratische Kultur in Berlin e.V. (VDK). 

Das Projekt wird im Rahmen des Berliner Landesprogramms gegen 

Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus gefördert.

als vermeintlich demokratische »Bürgerbewegung«.
In der heißen Wahlkampfphase war  »Pro Deutsch-
land« zu wenig präsent. »Die Freiheit« entwickelte 
noch geringere Aktivitäten. Darüber hinaus gelang 
es beiden mitgliederschwachen rechtspopulisti-
schen Formationen wie auch der NPD nicht, bezirks-
spezifische Themen aufzugreifen. 

Welche Konsequenzen wurden gezogen?
Alle drei Rechtsaußen-Parteien hatten mit ähnli-
chen Problemen zu kämpfen. Ihre Agitation verfing 
wenig, da die wahlentscheidenden Themen in Ber-
lin weder Migration noch Sicherheit und Ordnung 
waren, sondern eher Wirtschaft, Bildung und Ver-
kehr. Es fehlte ihnen allen an lokaler Verankerung, 
medialem Echo und vorzeigbarem, geschweige denn 
bekanntem oder charismatischem Personal. Zudem 
machten sich die drei Parteien in ihrem schmalen 
Wähler/innensegment gegenseitig Konkurrenz. 
Die drei Rechtsaußenparteien hatten jedoch auch 
je eigene Schwierigkeiten. Die deutlich neonazis-
tische Ausrichtung des NPD-Wahlkampfs konnte 
zwar Stammwähler/innen mobilisieren, schreckte 
zugleich aber ein breiteres Wähler/innenspektrum 
ab. Die Freiheit konnte ihren Anhang nur schwer 
zum Straßenwahlkampf mobilisieren und hatte zu 
wenig Plakate und Flyer bereitgestellt, die zudem 
optisch und inhaltlich wenig markant waren. Für  
»Pro Deutschland« und »Die Freiheit« stellte es sich 
als Nachteil heraus, als bisher in Berlin weitgehend 
unbekannte Kräfte anzutreten. 
Sowohl bei der NPD als auch bei den Rechtspopulis-
ten wurden »Lehren aus der Berlinwahl« gezogen. 
So forderte der Vorsitzende von »Pro Köln« und »Pro 
NRW« Markus Beisicht, dass zukünftig eine länger-
fristige kommunale Verankerung einem neuerlichen 
Wahlantritt vorangehen müsse: »Wer aber zuviel auf 
einmal will und bundesweit mit Geisterarmeen ope-
riert oder vor Ort defacto erst wenige Monate vor der 
Wahl kampagnenfähig wird, der braucht sich selbst 
in einem überschaubaren Stadtstaat wie Berlin über 
ein Ergebnis um die 1 % – oder wie im Fall von René 
Stadtkewitz sogar noch darunter – nicht wundern.« 
(Fehler im Original.) Manfred Rouhs allerdings zeigt 

Vorläufiges Scheitern oder der Anfang 
 vom Ende?
Von den Verlusten der NPD scheint die rechtspopu-
listische Partei  »Pro Deutschland« profitiert zu ha-
ben, die der NPD insbesondere in Lichtenberg und 
Marzahn-Hellersdorf offenbar in nennenswertem 
Umfang Stimmen abgenommen hat, ohne dass es 
für sie zu einem eigenen Mandat gereicht hätte. In 
Marzahn-Hellersdorf verlor die NPD bei der Wahl zur 
BVV 2.202 Stimmen (-2,3%), während  »Pro Deutsch-
land« 2.666 Stimmen (2,6%) erhielt. In Lichtenberg 
verlor die NPD 1.956 Stimmen (-2,2%) und  »Pro 
Deutschland« erreichte 2.362 Stimmen (2,2%). 
 »Pro Deutschland«  und »Die Freiheit« hatten erst 
kurz vor den Wahlen mit dem Aufbau von Parteistruk-
turen begonnen und waren so den meisten Wähler/

innen eher unbekannt. Gene-
rell ist es den rechtspopulisti-
schen Parteien nicht gelungen, 
sich als wählbare Alternative 
mit Lösungskompetenzen für 
relevante gesellschaftliche 
Probleme darzustellen – nach 
dem Politologen Richard Stöss 
eine zentrale Voraussetzung 

für Wahlerfolge kleiner Parteien. Gerade für die bei-
den oft als Ein-Punkt-Parteien wahrgenommenen 
rechtspopulistischen Formationen steht und fällt 
ihr Erfolg aber mit der Fähigkeit, die Präsenz eines 
antimuslimischen und rassistischen Diskurses in 
der »Mitte der Gesellschaft« mit eigenen Kampa-
gnen aufzugreifen. Das Potenzial für rassistische 
Einstellungen in weiten Teilen der Gesellschaft 
konnten die rechtspopulistischen Parteien jedoch 
in Berlin nicht für sich mobilisieren. Zudem wurde 
ein anderes zentrales rechtspopulistisches Thema, 
die »Innere Sicherheit« in den letzten Wahlkampf-
wochen von anderen Parteien besetzt. Insbesondere 
»Pro Deutschland« hatte zudem wegen des politi-
schen Vorlebens einiger seiner wichtigsten Akteure 
in rechtsextremen Organisationen von Beginn ihrer 
Aktivitäten in Berlin an mit öffentlichkeitswirksa-
men Protesten zu kämpfen. Diese konterkarierten 
die Selbstinszenierung der Rechtspopulist/innen 

treten »auf der Straße« von sich reden gemacht, als 
mit politischen Initiativen im Bezirk. Das berlinweit 
beste Erststimmenergebnis der NPD fuhr der in der 
BVV fast gänzlich inaktive Matthias Wichmann in 
Marzahn-Hellersdorf mit 7,6% ein.
Im Gegensatz zu Flächenländern wie etwa Meck-
lenburg-Vorpommern oder Sachsen, in denen es der 
NPD über viele Jahre hinweg immer wieder gelingt, 
sich mit geeignetem Personal als vermeintliche kom-
munale »Kümmererpartei« zu profilieren, fehlt der 
Berliner NPD mangels fähiger Köpfe auf bezirklicher 
Ebene eine wichtige Voraussetzung für soziale wie 
auch politische Verankerung – obwohl sie in einzel-
nen Wahllokalen annehmbare Ergebnisse erreichte. 
Wegen der mangelnden Verankerung ging auch die 
von Eckart Bräuniger (NPD) vorgestellte Strategie 
der Parteiführung nicht auf, 
mit einem »interne[n] Schwer-
punktwahlkampf« die Kräfte 
auf den Bezirk Treptow-Kö-
penick im Südosten der Stadt 
zu konzentrieren. Die Protes-
te gegen die Flugrouten des 
neuen Flughafens BBI sollten 
hierbei für die Inszenierung 
als bürgernahe Partei gegen »die da oben« instru-
mentalisiert werden. Von diesem Versuch abgese-
hen, führten die Rechtsextremen ihren Wahlkampf, 
ohne auf lokale Besonderheiten in den einzelnen Be-
zirken Bezug zu nehmen.
Der Selbstinszenierung der Rechtsextremen als 
wählbare ‚nationale lokalpolitische Alternative‘ wur-
de durch den Konsens der demokratischen Parteien 
in den BVVen seit Jahren immer wieder Grenzen ge-
setzt. Die zivilgesellschaftlichen Proteste, die alle 
NPD-Wahlveranstaltungen begleiteten, machten 
diese Abgrenzung der Demokrat/innen im öffentli-
chen Raum sichtbar. Angesichts dessen können die 
Wahlergebnisse der Rechtsextremen nur mit einer 
relativ gefestigten, rassistisch orientierten Stamm-
klientel erklärt werden, die von den demokratischen 
Parteien und den Medien nur schwer oder gar nicht 
erreicht werden kann.

»Die Berliner  
NPD war erstmals  
in elf von zwölf  

Bezirken  
angetreten.«
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8. Januar 2011

Berlin-Friedrichshain Drei Frauen 

werden gegen 5.00 Uhr auf der 

Warschauer Brücke von einer 

Männergruppe homophob beleidigt, 

bespuckt und geschlagen.  

Die 19-, 21- und 23-jährigen Frauen 

werden verletzt.

Polizei Berlin, 10.05.2011

11. Januar 2011

Berlin-Friedrichshain Gegen 0.50 

Uhr wird ein 29-jähriger Mann 

durch einen Faustschlag ins Gesicht 

verletzt. Der 29-Jährige ist Gast in 

der Kneipe »Freibeuter« in der Ga-

belsbergerstraße und wird Zeuge wie 

ein 24-jähriger Mann vor dem Lokal 

den »Hitlergruß« zeigt.  

Er stellt ihn deshalb zur Rede.

Polizei Berlin, 7.06.2011

18. Januar 2011

Berlin-Neukölln Gegen 21.30 Uhr 

werden die Schaufensterscheiben 

eines Parteibüros in der Bethels-

dorfer Straße, in dem gerade in den 

hinteren Räumen eine Veranstaltung 

stattfindet, mit einem Pflasterstein 

eingeworfen.

Pressemeldung der Polizei, 

zeit.de, 19.01.2011, u.a.
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1. Februar 2011

Berlin-Mitte Ein Mann wird auf dem 

U-Bahnhof der Linie 5 am Alexander-

platz von Kontrolleuren der BVG aus 

rassistischen Motiven misshandelt. 

Eine Zeugin mischt sich ein und wird 

von den Kontrolleuren angezeigt.

ReachOut

13. Februar 2011

Berlin Kreuzberg Ein 45-jähriger 

Transsexueller wird gegen 1.30 Uhr in 

der Urbanstraße von fünf unbekann-

ten Männern homophob beleidigt, 

geschlagen, getreten und verletzt. 

Ihm wird die Brieftasche und das 

Handy geraubt.

Polizei Berlin, 9.02.2012

10. Januar 2011

Berlin-Steglitz Ein 21-jähriger und 

ein 22-jähriger Mann werden in der 

Gabainstraße in Lankwitz gegen 

20.30 Uhr von einem 43-jährigen 

Mann rassistisch beleidigt und 

bespuckt.

Polizei Berlin, 2.03.2011

16. Januar 2011

Berlin-Kreuzberg Drei Männer 

werden gegen 2.30 Uhr vor einem 

»Homosexuellen-Szene-Lokal« in der 

Ritterstraße von drei unbekannten 

Männern homophob beleidigt. Einer 

der Täter versucht den drei Männern 

mit der flachen Hand ins Gesicht zu 

schlagen. Einer der Männer kann 

dem Schlag ausweichen.

Polizei Berlin, 7.06.2011

27. Januar 2011

Berlin-Marzahn S-Bahn Ein 18-

jähriger Mann und sein 21-jähriger 

Begleiter werden um 4.35 Uhr in 

der S7 Richtung Ahrensfelde von 

einem 18-jährigen Mann homo-

phob beleidigt. Der 18-Jährige wird 

bedroht und ihm wird mit der Hand 

gegen den Kopf geschlagen. Er wird 

verletzt und muss sich im Kranken-

haus behandelt lassen. Am Bahnhof 

Springpfuhl nimmt die Polizei den 

Täter fest.

Pressemeldung der Polizei | Antifa 

Marzahn-Hellersdorf 27.01.2011

12. Februar 2011

Berlin-Kreuzberg Ein 54-jähriger 

Mann wird gegen 20.30 Uhr in der 

Urbanstraße von einem unbekannten 

Mann homophob beleidigt, bespuckt 

und ins Gesicht geschlagen.

Polizei Berlin, 10.05.2011

17. Februar 2011 

Berlin-Lichtenberg Am Nachmittag 

wird eine Person vor dem S-Bahnhof 

Lichtenberg von zwei Neonazis be-

drängt. Ein Nazi vermummt sich und 

bewegt sich drohend auf die Person 

zu, die er als politischen Gegner defi-

niert. Die Person kann sich unverletzt 

entfernen.

Newsletter Licht-Blitze, März 2011

Chronik rechter, 
rassistischer und 
antisemitischer  
Gewalt in  
Berlin 2011
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18. Februar 2011

Berlin-Kreuzberg U-Bahnhof 

Hallesches Tor Ein 18-Jähriger wird 

gegen 14.35 Uhr in der U-Bahn von 

einer Gruppe von ca. fünf unbe-

kannten Jugendlichen homophob 

beleidigt, bedroht und auf den Kopf 

geschlagen.

Polizei Berlin, 10.05.2011

18. Februar 2011

Berlin-Lichtenberg Im Anschluss an 

eine Kundgebung der NPD werden 

mehrere Personen der Gegenkund-

gebung durch zwei Neonazis bedroht 

und angerempelt. Die Polizei kann 

die Angreifer abdrängen.

Newsletter Licht-Blitze, März 2011

19. Februar 2011

Berlin-Charlottenburg Ein 20-jäh-

riger Mann wird gegen 22.10 Uhr in 

der Joachimstaler Straße von einem 

18-Jährigen rassistisch beleidigt. 

Als der dunkelhäutige Mann den 18-

Jährigen deshalb anspricht, versucht 

dieser ihn mit der Faust zu schlagen.

Polizei Berlin, 31.03.2011

11

15

12
18. Februar 2011

Berlin-Lichtenberg Gegen 18.30 

Uhr verteilen eine 59-jährige Frau 

und ihre 57-jährige Begleiterin auf 

dem Bahnsteig des S-Bahnhofs 

Lichtenberg Flyer des Lichtenberger 

Bündnisses für Toleranz und Demo-

kratie. Der 59-jährigen Bezirksabge-

ordneten der Linken wird von einem 

Angehörigen der rechten Szene 

gegen den Kopf geschlagen und 

einem Zeugen werden vom Täter 

Schläge angedroht.

Pressemeldung der Polizei, 

Tagesspiegel, 19.02.2011

Antifa Hohenschönhausen

19. Februar 2011

Berlin-Schöneberg Um 6.00 Uhr 

wird ein 48-jähriger Mann von vier 

bis fünf unbekannten Personen in 

der Gossowstraße in einen Hinterhof 

gedrängt, homophob beleidigt, 

durchsucht und beraubt, geschlagen 

und getreten. Der Mann wird verletzt.

Polizei Berlin, 10.05.2011

13

14
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8. März 2011

Berlin-Lichtenberg, S-Bahnhof 

Lichtenberg Ein 26-jähriger Mann 

polnischer Herkunft wird von den 

gleichen Männern angegriffen und 

ihm werden Schnittwunden mit einer 

zerschlagenen Bierflasche zugefügt. 

Zeug_innen rufen die Bundespolizei, 

die die Angreifer festnimmt. 

Bundespolizei, 9.03.2011

Tagesspiegel, 9.03.2011

10. März 2011

Berlin-Friedrichshain Am Nach

mittag wird an der Gabriel-Max 

Straße Ecke Kopernikusstraße ein 

Mann von zwei Neonazis als  

»Zecke« beschimpft und verfolgt.  

Er rettet sich in ein Café.

Register Friedrichshain

25 29

26
30

25. März 2011

Berlin-Charlottenburg Gegen 17 

Uhr wird in dem Edekamarkt in der 

Bismarckstraße eine Frau, nachdem 

sie bezahlt hat, von einem Ladende-

tektiv des Diebstahls beschuldigt, am 

Arm gepackt und in ein Hinterzim-

mer gezerrt. Nachdem der Detektiv 

nichts findet, wird die Frau von ihm 

rassistisch beleidigt. Er und eine dazu 

gekommene Detektivin halten ihre 

Beschuldigung aufrecht. Die Frau will 

die Polizei rufen, ihr wird aber unter 

Androhung von Handschellen das 

Telefonieren und Verlassen des Rau-

mes untersagt. Auch auf wiederholte 

Nachfrage weisen die Detektive sich 

nicht aus. Die Frau erstattet Anzeige.

ReachOut

27. März 2011

Berlin-Lichtenberg  Am Sonntag-

morgen gegen 1.30 Uhr wird ein Neo-

naziaussteiger, der mit Freund_innen 

auf dem Weg von der U-Bahn zur 

S-Bahn ist, erkannt und von etwa 

zehn vermummten sogenannten 

»Autonomen Nationalisten« bedroht, 

antisemitisch beleidigt und gejagt. 

Er kann sich in einen Dienstraum der 

S-Bahn flüchten. Seine Freund_innen 

werden mit Pfefferspray attackiert. 

Die Neonazis kontrollieren die Zugän-

ge zum Bahnsteig, bevor sie sich mit 

der S-Bahn entfernen. Anwesende 

Security-Angestellte greifen nicht 

ein. Der Aussteiger erstattet Anzeige 

bei der Polizei. ReachOut

8. März 2011

Berlin-Friedrichshain, U-Bahnlinie 5

Gegen 19.45 Uhr werden in der U5 

Richtung Hönow Demonstrations-

teilnehmer_innen der Frauentagsde-

monstration von 6-8 männlichen Na-

zipunks, die in Begleitung von zwei 

Hunden sind, mit extrem rechten 

Parolen angepöbelt. Ein Mann wird 

homophob beleidigt und bedroht. 

Kurz vor dem Bahnhof Samariter-

straße wird der Mann von einem der 

Nazis körperlich angegriffen. Ein 

Fahrgast greift ein. Opfer, Zeugin 

und Nazipunks verlassen am Bahn-

hof Samariterstraße die U-Bahn.

Register Friedrichshain

23. März 2011

Berlin-Kreuzberg Ein Kind wird 

nachmittags auf einem Spielplatz in 

der Sebastianstraße von einer älteren 

Frau rassistisch beleidigt und am 

Ohr gezogen. Die Mutter erstattet 

Anzeige.

ReachOut

25. März 2011

Berlin-Neukölln 20-35 schwarz  

gekleidete, teilweise vermummte 

Personen der extrem rechten Szene 

laufen gegen 20.10 Uhr rassistische 

Parolen rufend über den Bucko-

wer Damm. Sie werfen gezündete 

Feuerwerkskörper auf anliegende 

Balkone. Die Polizei überprüft die 

Daten von vier Männern im Alter von 

22-28 Jahren.

Pressemeldung der Polizei, 

26.03.2011 Blaulichtatlas

31. März 2011

Berlin-Prenzlauer Berg Ein 60-

jähriger Wirt wird gegen 1.00 Uhr in 

seinem Restaurant in der Wichert-

straße von einem 30- und einem 

33-jährigen Gast angegriffen und 

verletzt. Der 30-Jährige beleidigte 

ihn zuvor antisemitisch.

Pressemeldung der Polizei, 

31.03.2011

3231

27

3. März 2011

Berlin-Friedrichshain, Ostbahnhof

Eine 30-jährige französische Stu-

dentin und ein 23-jähriger Student 

aus Kamerun werden auf dem Ost-

bahnhof von einem 27-jährigen Mann 

rassistisch beleidigt und versucht zu 

schlagen. Ein Passant greift ein und 

schützt die beiden Betroffenen.

Bundespolizei, 4.03.2011

8. März 2011

Berlin-Tempelhof, S-Bahnlinie 41

Gegen 0.30 Uhr wird ein 31-jähriger 

Mann in der S-Bahnlinie 41 von 

vier bis fünf glatzköpfigen Männern 

rassistisch beleidigt und mit einer 

Glasflasche ins Gesicht geschlagen. 

Am S-Bahnhof Tempelhof verlässt  

er die Bahn. Passant_innen helfen 

ihm und rufen die Polizei.

Pressemeldung der Polizei, Berliner 

Zeitung, 8.03.2011

Tagesspiegel, 8.03.2011

Taz, 8.03.2011

23

4. März 2011

Berlin-Treptow In der Elsenstraße 

wird ein 30-Jähriger Mann gegen 

19.25 Uhr von einem 45-jährigen 

Nachbarn rassistisch beleidigt und 

zweimal mit der Faust ins Gesicht 

geschlagen. Der 30-Jähriger erleidet 

Verletzungen im Gesicht.

Polizei Berlin, 10.05.2011

8. März 2011

Berlin-Lichtenberg Mehrere  

Personen werden am Abend im 

S-Bahnhof Lichtenberg von einem 

20- und einem 21-jährigen Mann 

rassistisch beleidigt und über den 

Bahnsteig gehetzt.

Bundespolizei, 9.03.2011

Tagesspiegel, 9.03.2011
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26. Februar 2011

Berlin-Mitte Ein Wohnungsloser wird 

gegen 9.45 Uhr in der Unterführung 

am Alexanderplatz vor dem Mc

Donald von einem Mitarbeiter einer  

Sicherheitsfirma mit Gewalt vertrie-

ben. Eine Zeugin erstattet Anzeige.

ReachOut

3. März 2011

Berlin-Reinickendorf Um 8.40 Uhr 

wird eine Frau im Treppenhaus ihres 

Wohnhauses von einer Nachbarin 

rassistisch beleidigt und ins Gesicht 

geschlagen. Da sie ihr Kind auf dem 

Arm hält, fällt sie auf der Treppe und 

verletzt sich. Sie erstattet Anzeige.

ReachOut

20. Februar 2011

Berlin-Friedrichshain Ein Mann, der 

bei einem Fastfood-Restaurant am 

Frankfurter Tor arbeitet, wird gegen 

2.30 Uhr von einem Gast rassistisch 

beleidigt. Der 50-jährige Täter 

versucht den 35-jährigen Mann zu 

schlagen.

Pressemeldung der Polizei, 

20.02.2011

27. Februar 2011

Berlin-Wedding Gegen 15.00 Uhr 

wird eine 18-jährige Schülerin von 

ihrem Vater, der ihre Homosexua-

lität nicht akzeptiert, ins Gesicht 

geschlagen.

Polizei Berlin, 10.05.2011

3. März 2011

Berlin-Hohenschönhausen Ein 

Mann wird gegen 18.15 Uhr an dem 

Arbeitsplatz seiner Schwester in der 

Degnerstraße von deren Arbeitgeber 

rassistisch beleidigt und geschubst. 

Er erstattet Anzeige.

ReachOut
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5. Mai 2011

Berlin-Reinickendorf Gegen 16.00 

Uhr werden 30-jähriger und ein 

36-jähriger Mann, die auf einer Park-

bank in der Straße Am Schäfersee 

sitzen, von einem unbekannten Paar 

homophob beleidigt. Der 30-Jährige 

wird von dem unbekannten Mann 

mehrfach ins Gesicht geschlagen, 

wodurch er auf den Boden fällt.

Polizei Berlin, 15.7.2011

7. Mai 2011

Berlin-Prenzlauer Berg, Tram M13

Ein Mann wird gegen 19.30 Uhr in 

der Tram M13 auf Höhe der Schön-

hauser Allee Ecke Bornholmer Straße 

aus rassistischen Gründen von zwei 

Neonazis bedroht. Zeug_innen grei-

fen ein und bewegen die Neonazis 

die Tram zu verlassen.

North East Antifascists (NEA)

11. Mai 2011

Berlin-Weißensee Eine junge Frau 

und eine weitere Person, werden von 

einem Neonazi und seinem Begleiter 

verbal und mit einem Baseballschlä-

ger bedroht. Die Frau und die andere 

Person treten im Zusammenhang mit 

einer Besetzung der Musikschule in 

der Falkenberger Straße für »Frei-

räume« ein. Die Polizei nimmt die 

Personalien des Neonazis auf.

North East Antifascists (NEA)

42 49

47

43 48
14. Mai 2011

Berlin-Kreuzberg, U8 Eine 49-

jährige Frau wird gegen 10.00 Uhr 

in einer U-Bahn der Linie 8 vor dem 

U-Bahnhof Kottbusser Tor von einem 

Mann antisemitisch beleidigt. Der 

Unbekannte schüttet den Inhalt eines 

Kaffeebechers in ihre Richtung. Pres-

semeldung der Polizei, 14.05.2011

14. Mai 2011 

Berlin Kreuzberg Während einer 

Demonstration von Neonazis vor 

dem Finanzamt Kreuzberg werden 

Passant_innen auf dem U-Bahnhof 

Mehringdamm von Demonstrations-

teilnehmern rassistisch beleidigt und 

geschlagen.

Netz-gegen-Nazis.de, 15.05.2011

14. Mai 2011 

Berlin-Kreuzberg Während die 

extrem rechten Demoteilnehmer_in-

nen den Platz verlassen, wird ein 

unbekannter Gegendemonstrant von 

einem 22-jährigen Neonazi gegen 

13.20 Uhr mit der Faust gegen den 

Kopf geschlagen.

Polizei Berlin, 15.07.2011 

6. Mai 2011

Berlin-Mitte Eine 23-jährige Frau 

wird am U-Bahnhof Jannowitzbrü-

cke Ausgang Alexanderstraße gegen 

9.20 Uhr von einem unbekannten 

Mann rassistisch beleidigt und 

getreten.

Polizei Berlin, 15.7.2011

6. Mai 2011

Berlin-Weißensee Gegen 23.00 Uhr 

wird am Antonplatz eine Gruppe von 

fünf Personen von ca. zehn Neonazis 

angegriffen, nachdem sie die Nazis 

aufgefordert haben rechte und ras-

sistische Sprüche zu unterlassen. Die 

Neonazis tragen Quarzhandschuhe 

und haben Pfefferspray dabei.

North East Antifascists (NEA) 

11. Mai 2011

Berlin-Mitte Gegen 15.00 Uhr wird 

ein 41-jähriger Mann in der Stre-

litzer Straße von drei unbekannten 

Jugendlichen homophob beleidigt, 

geschlagen und getreten.

Polizei Berlin, 15.7.2011

13. Mai 2011

Berlin-Kreuzberg Gegen 1.30 Uhr 

werden ein 25-jähriger und ein 26-

jähriger Mann in einer Pizzeria in der 

Oranienstraße von einem unbekann-

ten Gast homophob beleidigt. Vor der 

Pizzeria wird der 25-Jährige von dem 

Unbekannten ins Gesicht geschlagen. 

Er wird verletzt. queer.de, 16.05.2011

14. Mai 2011 

Berlin-Kreuzberg Während einer 

Demonstration von Neonazis vor 

dem Finanzamt Kreuzberg am 

Mehringdamm werden gegen 13.00 

Uhr vier Gegendemonstranten von 

Neonazis angegriffen und getreten. 

Die Gegendemonstranten werden 

verletzt und erstatten Anzeige. Die 

Personalien der Neonazis werden 

nicht aufgenommen.

Netz-gegen-Nazis.de, 15.05.2011

15. Mai 2011

Berlin-Hohenschönhausen Zwei  

28-jährige Männer, der »linken Sze-

ne« zugehörig, werden gegen 2.30 

Uhr in der Tram Linie M4 Richtung 

Falkenberg von einer Gruppe von 

zehn Neonazis mehrfach beleidigt. 

Als die Männer an der Haltestelle 

Welsestraße aussteigen wollen, 

werden sie angegriffen, geschlagen 

und verletzt..

npd-blog.info, 15.05.2011

50
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2. April 2011

Berlin-Neukölln Ein 29-jähriger 

Mann wird von drei Männern gegen 

15.45 Uhr in der Thomasstraße rassis-

tisch beleidigt und geschlagen. Der 

Mann hat sein Auto abgebremst, um 

die 34-, 36- und 38-jährigen Männer 

über die Straße gehen zu lassen. Ein 

Täter tritt dabei unvermittelt gegen 

das Auto, woraufhin der Fahrer aus-

steigt und ihn zur Rede stellt.

Polizei Berlin, 7.06.2011

11. April 2011

Berlin-Tempelhof Ein 17-Jähriger 

wird in der Bahnstraße vor dem 

S-Bahnhof Marienfelde gegen 9.15 

Uhr von einer unbekannten Person 

rassistisch beleidigt und mit der 

Faust ins Gesicht geschlagen. Er wird 

verletzt.

Polizei Berlin, 7.06.2011

23. April 2011

Berlin-Wilmersdorf Ein 33-jähriger 

Mann wird gegen 23.15 Uhr im Flur 

seines Wohnhauses in der Berliner 

Straße von einer Gruppe von zwei 

Frauen und zwei Männern rassistisch 

beleidigt und bedroht und ihm 

wird mit der Faust gegen die Brust 

geschlagen.

Pressemeldung der Polizei, 

24.04.2011
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25. April 2011

Berlin-Köpenick Ein Zeuge des 

vorherigen Vorfalls, zu denen sich die 

bedrohten Frauen geflüchtet hatten, 

wird am späteren Abend ebenfalls 

von dem Mann und mehreren Per-

sonen, die mit Fahrrädern ums Haus 

fahren, bedroht. Die Männer werfen 

Steine gegen die Fenster. Der Zeuge 

erstattet Anzeige.

ReachOut

30. April 2011

Berlin-Pankow Eine Frau, die gegen 

13:30 Uhr am Rathauscenter Pankow 

an einem Stand der Partei Die Linke 

Infomaterial verteilt, wird von zwei 

Männern beleidigt, bedroht und es 

wird in ihre Richtung gespuckt. Sie 

erstattet Anzeige bei der Polizei.

Pankower Register

ReachOut

9. April 2011

Berlin-Mitte Gegen 14.15 Uhr 

werden ein 49-jähriger und ein 51-

jähriger Mann am Berliner Dom von 

einem unbekannten Fahrradfahrer 

homophob beleidigt. Der 49-Jährige 

erhält einem Faustschlag auf den 

Oberarm.

Polizei Berlin, 7.06.2011

17. April 2011

Berlin-Kreuzberg Gegen 2.30 Uhr 

wollen zwei Männer Einlass bei einer 

»Frauenparty« in einem Club in der 

Cuvrystraße erzwingen. Die 26- und 

38-jährigen Männer beleidigen drei 

Frauen sexuell und eine 37-jährige 

Frau wird verletzt.

Polizei Berlin, 7.06.2011

25. April 2011

Berlin-Köpenick Gegen 18.15 Uhr 

werden drei Frauen mit zwei Kindern 

in der Nickelswalder Ecke Schön-

blicker Straße von einem Mann und 

einer Frau, die an einem Imbiss ste-

hen, rassistisch beleidigt, mit einem 

Baseballschläger bedroht und mit 

zwei Pitbulls ohne Maulkorb verfolgt. 

Die gerufene Polizei erklärt, dass sie 

keine Anzeige wegen Bedrohung auf-

nehmen kann, da ja kein Messer im 

Spiel war. Wegen der Hunde könne 

sie nichts unternehmen.

ReachOut

27. April 2011

Berlin-Köpenick In der Nacht gegen 

1.00 Uhr taucht der Mann aus den 

vorherigen Meldungen mit fünf 

Freunden und den Pitbulls vor dem 

Haus des Zeugen auf und bedroht ihn 

wieder. Der Zeuge warnt die Frau, 

deren Wohnadresse die Täter kennen. 

Die Männer tauchen dort auf und be-

drohen die Familie, indem sie u.a. an 

den Jalousien der Wohnung rütteln. 

Die Frau erstattet Anzeige.

ReachOut
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5. Juni 2011

Berlin-Charlottenburg  Gegen 23.00 

Uhr wird eine Frau, weil sie vermeint-

lich eine Antifaschistin ist, von zwei 

Neonazis im U-Bahnhof Adenauer 

Platz beleidigt und die Treppe runter 

gestoßen. Sie wird verletzt.

Antifaschistische Initiative  

Schöneberg, Infoportal Charlotten-

burg-Wilmersdorf, MBR

13. Juni 2011

Berlin-Schöneberg Gegen 22.10 

Uhr wird ein 32-jähriger Mann, der 

ein Kleid trägt, in der Frobenstraße 

von fünf unbekannten Personen mit 

Flaschen und einem Stein beworfen. 

Er bleibt unverletzt.

PM der Polizei, 14.06.2011

Berliner Zeitung, 15.06.2011, u.a.

16. Juni 2011

Berlin-Mitte Ein 11-jähriges Mäd-

chen wird um 18.00 Uhr auf dem 

Washingtonplatz in Moabit durch 

eine flüchtig bekannte Jugendliche 

rassistisch beleidigt und geohrfeigt.

PM der Polizei, 18.06.2011

67
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17. Juni 2011

Berlin-Charlottenburg Eine 37-

jährige Frau und ein 33-jähriger 

Mann werden gegen 20.00 Uhr 

auf der Tauentzienstraße von fünf 

Personen antisemitisch beleidigt. Ein 

unbekannter Mann spuckt der 37-

Jährigen ins Gesicht. Der 33-Jährige 

wird verletzt als ihn eine Plastiktüte, 

die zum Teil gefüllt ist, am Kopf 

trifft. Die fünf Männer entkommen 

unerkannt.

PM der Polizei, 18.06.2011

Berliner Zeitung, 18.06.2011, u.a.

23. Juni 2011

Berlin-Treptow Bei einer angemel-

deten Graffiti-Aktion gegenüber 

der Neonazikneipe »Zum Hen-

ker« werden gegen 17.00 Uhr die 

Teilnehmer_innen von den Neonazis 

massiv belästigt. Ein Teilnehmer wird 

verfolgt und bedroht. Zivilbeamte 

verhindern einen Angriff.

Mobile Beratung gegen  

Rechtsextremismus (mbr)

2. Juni 2011

Berlin-Neukölln Ein muslimisches 

Ehepaar wird gegen 16.30 Uhr in 

der Richardstraße Ecke Richardplatz 

von zwei unbekannten Männern 

rassistisch beleidigt. Der Mann, der 

mit einer Bierflasche und einem 

Stein angegriffen wird, wehrt sich 

erfolgreich.

PM der Polizei, 3.06.2011

13. Juni 2011

Berlin-Kreuzberg Ein 28-jähriger 

Mann wird gegen 17.50 Uhr am Tem-

pelhofer Ufer von zwei 21-jährigen 

Frauen homophob beleidigt, worauf 

er sich wehrt. Es kommt zu einer 

Auseinandersetzung. Vier unbekannte 

Personen greifen den Mann an und 

treten auf ihn ein. Der 28-jährige 

wird verletzt. Der Mann und die 

Frauen erstatten Anzeige.

PM der Polizei, 14.06.2011

14. Juni 2011

Berlin-Treptow Jugendliche, die im 

Rahmen der Kampagne »Schöner 

weiden ohne Nazis« eine Garagen-

wand gegenüber des Lokals »Zum 

Henker« bemalen wollen, werden 

von den Gästen des Lokals belästigt 

und bedroht. Sie müssen die Aktion 

abbrechen.

Register Treptow-Köpenick

16. Juni 2011

Berlin-Lichtenberg Eine Frau wird 

gegen 19.00 Uhr in der Straßenbahn 

Linie 21 in der Herzbergstraße von 

einem 36-jährigen Mann rassistisch 

beleidigt und bedroht.

Antifa Hohenschönhausen

Blaulichtatlas, 17.6.2011

19. Juni 2011

Berlin-Neukölln Um 2.00 Uhr wird in 

der Ringbahn Richtung Schöneweide 

zwischen den Bahnhöfen Südkreuz 

und Hermannstraße ein Mann von 

ca. sechs Neonazis, die T-Shirts mit 

der Aufschrift »Antifa Halts Maul!« 

tragen, rassistisch und antisemitisch 

beleidigt, geschlagen und verletzt. 

Zeug_innen greifen ein.

Antifaschistisches Bündnis Süd-Ost

23. Juni 2011

Berlin-Treptow Gegen 21.20 Uhr 

wird ein 32-jähriger Mann vor seinem 

Wohnhaus im Schwalbenweg von 

einem 29-jährigen Mann rassistisch 

beleidigt. Der 29-jährige versucht 

ihn mit einem Fahrradschloss zu 

schlagen, trifft aber nicht.

PM der Polizei, 24.06.2011

Tagesspiegel, 24.06.2011

Morgenpost, 24.06.2011
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18. Mai 2011

Berlin-Reinickendorf Ein 24-jähriger 

Mann wird gegen 13.10 Uhr in der S 

25 Richtung Hennigsdorf von zwei 

Jugendlichen homophob beleidigt 

und von einem der Jugendlichen mit 

der Faust ins Gesicht geschlagen 

und, am Boden liegend, getreten. 

Ein Polizist, auf dem Weg zur Arbeit, 

und zwei Fahrgäste halten die beiden 

19-Jährigen bis zum Eintreffen der 

Bundespolizei fest. 

Pressemeldung der Polizei, 

19.05.2011

21. Mai 2011

Berlin-Wedding Eine 23-jährige Frau 

wird in der Straßenbahn M50 in der 

Osloer Straße gegen 16.30 Uhr von 

einem unbekannten Mann rassis-

tisch beleidigt und an den Haaren 

gezogen.

Polizei Berlin, 15.7.2011

24. Mai 2011

Berlin-Kreuzberg Ein 54-jähriger 

Mann, der mit seinem Hund gegen 

22.15 Uhr auf der Urbanstraße 

spazieren geht, wird aufgrund seiner 

Homosexualität vor einem Lokal von 

einem unbekannten Mann beleidigt 

und geschlagen.

Polizei Berlin, 15.7.2011
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26. Mai 2011

Berlin-Wedding Eine Frau wird 

gegen 16.30 Uhr in der Straßenbahn 

M50 von einem unbekannten Mann, 

der an der Haltestelle Drontheimer 

Straße aussteigt, rassistisch beleidigt 

und an den Haaren gerissen.

PM der Polizei, 27.05.2011

30. Mai 2011

Berlin-Spandau Ein Arbeiter, der 

gegen 9.30 Uhr die Hecke eines 

Grundstückes in der Seegefelder 

Straße schneidet, wird von zwei 

unbekannten Männern rassistisch be-

leidigt und mit der Hand ins Gesicht 

geschlagen.

PM der Polizei, 30.05.2011

1. Juni 2011

Berlin-Lichtenberg Ein 33-jähriger 

Mann wird am Nachmittag in einem 

Einkaufscenter in der Frankfurter Al-

lee von einem 56-Jährigen rassistisch 

beleidigt und geschlagen.

PM der Polizei, 2.06.2011

16. Mai 2011

Berlin-Kreuzberg Ein 55-jähriger 

Mann wird um 23.50 Uhr beim 

Betreten seines Wohnhauses in der 

Urbanstraße von mehreren Jugendli-

chen homophob beleidigt. Anschlie-

ßend wird die Fensterscheibe seiner 

Wohnung mit einem Pflasterstein 

eingeworfen.

Pressemeldung der Polizei,  

queer.de, 17.05.2011, ua.

19. Mai 2011

Berlin-Mitte Gegen 20.00 Uhr 

wird ein Mann auf dem U-Bahnhof 

Alexanderplatz aufgrund seiner Woh-

nungslosigkeit von einem 14-Jährigen 

angepöbelt, mit der Faust ins Gesicht 

geschlagen, getreten und verletzt. 

Eine Zeugin alarmiert die Polizei.

Berliner Zeitung, 20.05.2011

Tagesspiegel, 20.05.2011, u.a.

22. Mai 2011

Berlin-Lichtenberg Im Weitlingkiez 

wird eine 22-jährige Frau während 

des »Kiezspazierganges« der SPD 

von einem 40-jährigen Neonazi 

verletzt. Der Mann und andere Gäste 

sind mit Stühlen bewaffnet aus dem 

Lokal »Sturgis« in der Margare-

tenstraße gestürmt und haben die 

Teilnehmer_innen bedroht, geschubst 

und verletzt. 

Newsletter Licht-Blitze 6/2011

25. Mai 2011

Berlin-Neukölln Eine 34-jährige und 

eine 46-jährige Frau werden gegen 

21.25 Uhr in der Sonnenallee in der 

Nähe vom Hertzbergplatz von einem 

46-jährigen Mann rassistisch belei-

digt und bespuckt. Die 46-jährige 

Frau, die mit einer Burka bekleidet 

ist, wird verletzt, als ihr eine Glas-

flasche gegen den Kopf geschlagen 

und sie getreten wird. Passant_innen 

halten den Angreifer fest bis die 

Polizei kommt.

Die Welt, 27.05.2011, u.a.

29. Mai 2011

Berlin-Wedding  Gegen 14.30 Uhr 

wird ein Mann auf einem Flohmarkt 

in der Nähe der Osloer Straße 

von einem Sicherheitsmann des 

Flohmarktes fälschlicherweise des 

Diebstahls verdächtigt, rassistisch 

beleidigt, angegriffen und verletzt. Er 

erstattet Anzeige.

ReachOut

30. Mai 2011

Berlin-Lichtenberg  In der Irenen-

straße kommt es zu einer Auseinan-

dersetzung zwischen dem Wirt, zwei 

Gästen und drei 31-, 36- und 39-

jährigen Männern, die gegen 22.15 

Uhr, rassistische Parolen rufend, 

durch die Straße laufen. 

PM der Polizei, 31.05.2011
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4. August 2011

Berlin-Wilmersdorf Ein 30-jähriger 

Mann wird auf dem U-Bahnhof Ber-

liner Straße von einem 38-jährigen 

Mann rassistisch beleidigt und 

bedroht. Als der Mann die Polizei 

rufen will, schlagen und treten der 

38-Jährige und sein 26-jähriger 

Begleiter auf den Mann ein. Ein 

58-jähriger Zeuge, der eingreift, wird 

auch geschlagen und getreten. Der 

30-Jährige wird verletzt.

PM der Polizei, 5.08.2011, u.a.

7. August 2011

Berlin-Schöneberg Ein 22-jähriger 

Transsexueller, der in der Frobenstra-

ße der Prostitution nachgeht, wird 

gegen 0.10 Uhr von einem unbekann-

ten Mann, der in Begleitung eines 

anderen Mannes ist, mit der Faust 

gegen die Schläfe geschlagen.

Polizei Berlin, 1.11.2011

7. August 2011

Berlin-Prenzlauer Berg Ein 13-Jähri-

ger, der eine Kippa trägt, wird gegen 

11.30 Uhr in der Kolmarer Straße 

vor dem Bezirksmuseum von einem 

unbekannten Mann antisemitisch 

beleidigt und mit einer Kunststoff-

stange geschlagen. 

Berliner Morgenpost, 7.08.2011, u.a.
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Berlin-Steglitz Ein 32-jähriger Mann 

wird gegen 11.00 Uhr am Ostpreu-

ßendamm Ecke Bäkestraße von zwei 

Wahlkampfhelfern der Partei »Pro 

Deutschland« bedroht und verfolgt, 

weil er ein islamfeindliches Plakat 

kritisiert hatte. 

PM der Polizei, 11.08.2011, u.a.

12. August 2011

Berlin Kreuzberg Ein 40-jähriger 

und ein 36-jähriger Mann, die sich 

gegen 21.20 Uhr auf dem Gehweg 

Erkelenzdamm Ecke Reichenberger 

Straße befinden, werden von zwei 

entgegenkommenden Männern mit 

dem sogenannten Hitler-Gruß be-

grüßt. Bei dem folgenden Streit wird 

der 40-Jährige mit einem Regen-

schirm so schwer im Auge verletzt, 

dass das Augenlicht nicht gerettet 

werden kann.

PM der Polizei, Bild 13.08.2011, u.a. 

13. August 2011

Berlin-Wedding Gegen 19.00 Uhr 

wird ein 49-jähriger Mann von einem 

flüchtig bekannten Nachbarn in 

der Sellerstraße aus homophober 

Motivation mit der Hand gegen den 

Hinterkopf geschlagen.

Polizei Berlin, 1.11.2011

3. August 2011

Berlin-Neukölln Gegen 22.45 Uhr 

werden drei Personen von zwei 

NPD-Politikern in der Parchimer 

Allee verfolgt, weil sie angeblich 

ein Wahlplakat beschädigt haben. 

Ein 21-jähriger NPDler droht den 

Verfolgten damit, ihnen ein Messer 

in den Rücken zu stechen und 

sprüht einem 41-jährigen Mann 

Reizgas ins Gesicht. Der 41-Jährige 

wird verletzt.

Störungsmelder, 5.8.2011, u.a.

6. August 2011

Berlin-Mitte Ein 18-jähriger und ein 

20-jähriger Mann werden gegen 4.05 

Uhr auf dem Alexanderplatz von drei 

unbekannten Männern homophob 

und rassistisch beleidigt und mit 

Flaschen beworfen. 

Polizei Berlin, 1.11.2011

7. August 2011

Berlin-Neukölln Der Wirt der Astra 

Stube in Neukölln wird gegen 0.30 

Uhr von einem ca. 25-jährigen Mann 

mit einem Messer bedroht. Der 

Wirt weicht instinktiv aus, als der 

Angreifer versucht mit einem ca. 25 

cm langen Messer auf ihn ein zu ste-

chen. Gäste, die sich vor dem Lokal 

aufhalten, können den flüchtenden 

Täter aufgrund der Bewaffnung nicht 

aufhalten. red-skins.de, u.a.

12. August 2011

Berlin-Spandau Gegen Abend 

werden eine 21-jährige und eine 22-

jährige Frau in einem Einkaufscenter 

in der Klosterstraße von einem 

älteren Mann mit Hund rassistisch 

beleidigt. Der Mann schlägt der 

22-Jährigen mit dem Gehstock auf 

den Oberschenkel und nimmt ihr das 

Handy, mit dem sie die Polizei rufen 

will, weg. Die 21-Jährige wird von 

dem Hund angegriffen. Eine dem 

Mann bekannte Frau greift ein, so 

dass die 22-jährige ihr Handy wieder 

bekommt. Der Mann flüchtet mit der 

unbekannten Frau.

PM der Polizei, 13.08.2011

Berliner Morgenpost, 14.8.2011

13. August 2011

Berlin-Mitte Ein 48-jähriger Mann, 

der in Begleitung seines Freundes 

gegen 18.30 Uhr auf dem Gehweg in 

der Gartenstraße mit dem Fahrrad 

unterwegs ist, wird von einem unbe-

kannten Mann homophob beleidigt 

und bespuckt.

Polizei Berlin, 1.11.2011
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28. Juni 2011

Berlin-Treptow Zwei Polizeibeamte 

in Zivil werden von vier vermummten 

Gästen des Lokals »Zum Henker« von 

der Brückenstraße bis in die Spree-

straße verfolgt und massiv bedroht. 

Als die Polizisten sich zu erkennen 

geben, flüchten die Verfolger in das 

Lokal. Dort stellt die Polizei ihre 

Personalien fest.

Register Treptow-Köpenick

5. Juli 2011

Berlin-Köpenick Gegen 19.00 Uhr 

wird ein 36-jähriger Mann von einem 

Unbekannten in der Straßenbahnlinie 

61 auf dem Fürstenwalder Damm 

rassistisch beleidigt, mit der Faust ins 

Gesicht geschlagen und verletzt.

Polizei Berlin, 9.02.2012

12. Juli 2011

Berlin-Köpenick Ein Imbiss in der 

Wilhelminenhofstraße in Oberschö-

neweide wird gegen 3.15 Uhr von 

einem 18-Jährigen aus rassistischen 

Motiven mit einem brennenden 

Gegenstand beworfen. Der 29-jährige 

Imbissbetreiber löscht das Feuer.

Polizei Berlin, 19.09.2011
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Berlin-Friedrichshain Gegen 0.30 

Uhr wird eine Punkerin in der Peters-

burger Straße von fünf unbekannten 

Männern aufgrund ihres Aussehens 

beleidigt und mit einer Glasflasche, 

die von der Wucht des Schlags zer-

springt, auf den Kopf geschlagen. Die 

Frau wird ohnmächtig und erleidet 

schwere Verletzungen.

Neues Deutschland, 25.07.2011

Antifa Friedrichshain

1. August 2011

Berlin-Schöneberg Ein Mann 

wird gegen 21.00 Uhr von einem 

unbekannten Mann rassistisch 

beleidigt und angegriffen. Er erleidet 

Verletzungen

ReachOut

1. August 2011

Berlin-Schöneberg Ein Mann, 

der mit zwei Freundinnen an der 

Kreuzung Bahnhofstraße Friedrichs-

hagener Straße steht, wird gegen 

17.30 Uhr aus einem Kleinbus heraus 

rassistisch beleidigt. Der Fahrer des 

Kleinbusses steigt aus und sprüht 

dem 20-jährigen Mann Reizgas ins 

Gesicht. Ein zweiter Kleinbus hält an 

und dem 20-Jährigen wird von einer 

unbekannten Person ins Gesicht 

geschlagen. Der Mann wird verletzt.

PM der Polizei, 3.08.2011

Tagesspiegel, 3.08.2011

5. Juli 2011

Berlin-Wedding Ein 17-jähriger Ju-

gendlicher wird gegen 13.00 Uhr auf 

dem U-Bahnhof Pankstraße von zwei 

unbekannten Männern rassistisch 

beleidigt. Die Männer greifen ihn an 

und versuchen, ihn zu schlagen.

Polizei Berlin, 9.02.2012

11. Juli 2011

Berlin-Köpenick Ein Anwohner der 

Wilhelminenhofstraße wird am 11. 

und 12. Juli im Treppenhaus seines 

Wohnhauses rassistisch motiviert 

von Nachbarn geschlagen. Es wird 

Anzeige erstattet.

Register Treptow-Köpenick

15. Juli 2011

Berlin-Schöneberg Ein Mann, der 

gegen 15.00 Uhr einen Unbekann-

ten auffordert, das Haus in der 

Hewaldstraße zu verlassen, weil 

dieser NPD-Wahlwerbung in die 

Briefkästen steckt, wird von dem 

Mann beschimpft und er erhält einen 

Kopfstoß, durch den er verletzt wird.

Polizei Berlin, 19.09.2011

23. Juli 2011

Berlin-Weißensee Gegen 14.45 Uhr 

wird ein 24-jähriger Mann, der genau 

wie eine Zeugin der sogenannten 

linken Szene angehört, in der Bizet-

straße aus einer größeren Gruppe 

extrem rechter Personen heraus von 

einer Person gestoßen und an den 

Hals gegriffen.

Polizei Berlin, 19.09.2011

2. August 2011

Berlin-Lichtenberg Ein Mann und 

eine Frau werden gegen 16.30 Uhr 

auf dem S-Bahnhof Nöldnerplatz von 

einem bekannten Neonazi bis in die 

S-Bahn verfolgt. Er versucht sie zu 

fotografieren und droht ihnen mit 

Gewalt.

Antifa Hohenschönhausen

3. August 2011

Berlin-Lichtenberg Mitten am Tag 

wird ein Pressefotograf von drei Neo-

nazis, die sich vorher an dem rechten 

Szeneladen »Hexogen« aufgehalten 

haben, durch die Brückenstraße 

gejagt. Er kann sich in ein Geschäft 

retten.

Register Treptow-Köpenick

86

88

85

87

79
80

82

91

93



8786

10. September 2011

Berlin-Wedding Gegen 5.20 Uhr wird 

auf dem U-Bahnhof Voltastraße ein 

18-jähriger Mann, der in Begleitung 

eines anderen 18-Jährigen ist, von 

einem 20-Jährigen, der von zwei 

Freunden begleitet wird, rassistisch 

beleidigt. Im Anschluss an eine 

verbale Auseinandersetzung kommt 

es zu einer Schlägerei.

PM der Polizei, 10.09.2011

11. September 2011

Berlin-Lichtenberg Mehrere 

alternative Jugendliche werden 

vormittags in der Weitlingstraße von 

einem bekannten Neonazi verfolgt. 

Er versucht sie mit einem mit Steinen 

gefüllten Jutebeutel und einem Stuhl 

zu schlagen.

Antifa Hohenschönhausen

13. September 2011

Berlin-Zehlendorf Gegen 21.00 Uhr 

wird eine 54-jährige Frau auf dem 

Teltower Damm von einem unbe-

kannten Mann rassistisch beleidigt 

und mit einer Flasche beworfen.

Polizei Berlin, 9.02.2012
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112 11818. Oktober 2011

Berlin-Neukölln Drei Kontrolleure 

werden gegen 11.30 Uhr auf dem 

S-Bahnhof Hermannstraße von 

einem 44-jährigen Mann rassistisch 

beleidigt. Eine 20-jährige Zeugin wird 

ebenso rassistisch beleidigt, bespuckt 

und geschlagen.

Polizei Berlin, 9.02.2012

23. Oktober 2011

Berlin-Lichtenberg Gegen 3.00 Uhr 

werden in der Lückstraße mehrere 

Personen der linken Szene von min-

destens drei mit Sturmhauben ver-

mummten Neonazis, die mit Reizgas 

und Äxten bewaffnet sind, gejagt.

Antifa Hohenschönhausen

29. Oktober 2011

Berlin-Neukölln Ein 24-jähriger 

Imbissverkäufer wird gegen 1.45 Uhr 

von vier unbekannten Männern, die 

rassistische Parolen rufend durch den 

U-Bahnhof ziehen mit einer Flasche 

beworfen und verletzt. Er und ein 

Begleiter werden mit Pfefferspray 

besprüht.

PM der Polizei, B.Z., 29.10.2011

blick nach rechts, 1.11.2011

10. September 2011

Berlin-Prenzlauer Berg Ein 33-

jähriger Mann wird gegen 21.30 

Uhr auf der Schönhauser Allee von 

einem 40-jährigen Mann mit Reizgas 

besprüht, weil er angeblich versucht, 

ein Wahlplakat einer extrem rechten 

Partei zu entfernen.

Polizei Berlin, 10.11.2011

12. September 2011

Berlin-Neukölln Ein 13-Jähriger wird 

gegen 18.50 Uhr im Flurweg an einer 

Bushaltestelle von mehreren Jugend-

lichen antisemitisch beleidigt und 

geschlagen. Ein Busfahrer alarmiert 

die Polizei. Die Täter entkommen 

unerkannt.

PM der Polizei, 13.09.2011

Tagesspiegel, 13.09.2011

24. September 2011

Berlin-Mitte Zwei Männer werden 

gegen 19.30 Uhr auf der Friedrich-

straße von fünf Männern, die in 

einem Auto vor einer Ampel warten, 

homophob beleidigt. Einem der Män-

ner wird von dem Beifahrer mit der 

Faust ins Gesicht geschlagen..

Polizei Berlin, 9.02.2012

22. Oktober 2011

Berlin Prenzlauer Berg Zehn Neona-

zis grölen in der Tram M4 neonazis-

tische Parolen. Ein Fahrgast, der sich 

kritisch äußert, wird von der Gruppe 

angegriffen. Zwei Mitarbeiter_innen 

einer Sicherheitsfirma zwingen die 

Neonazis mit Hilfe von Pfefferspray 

am Antonplatz auszusteigen.

Pankower Register

25. Oktober 2011

Berlin-Steglitz Eine 59-jährige 

Frau wird gegen 13.00 Uhr in ihrem 

Treppenhaus von einem 41-jährigen 

Mann, der sich selbst als Nazi 

bezeichnet, angegriffen und verletzt. 

Ihr 63-jähriger Ehemann kommt ihr 

zur Hilfe. Beide werden rassistisch 

beleidigt.

Polizei Berlin, 9.02.2012

30. Oktober 2011

Berlin-Charlottenburg Ein 24-

jähriger wohnungsloser Mann, der 

auf dem U-Bahnhof Kurfürstendamm 

vor einem Blumenladen schläft, wird 

gegen 5.20 Uhr von vier unbekannten 

Männern beleidigt, geschlagen,  

getreten und verletzt. Ein Zeuge 

greift ein und alarmiert die Polizei.

Infoportal Charlottenburg-Wil-

mersdorf
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16. August 2011

Berlin-Kreuzberg Gegen 2.00 Uhr 

beobachtet ein 19-Jähriger auf der 

Brücke am Halleschen Tor mehrere 

Männer, die Aufkleber und Wahl-

plakate der NPD an einer Laterne 

anbringen. Ein 35-jähriger Mann, der 

versucht die Personengruppe zu fo-

tografieren, wird von der Gruppe an-

gegriffen und mit Reizgas besprüht. 

Der 19-Jährige greift ein und wird 

von den unbekannten Plakatierern 

ebenfalls mit Reizgas besprüht. 

PM der Polizei, 16.08.2011, u.a.

20. August 2011

Berlin-Friedrichshain Zwei Wach-

schützer eines Supermarktes in der 

Revaler Straße werden gegen 22.30 

Uhr von einem 29-jährigen Mann 

rassistisch beleidigt und einem der 

Mitarbeiter wird mit der Hand ins 

Gesicht geschlagen. 

PM der Polizei, 21.08.2011

27. August 2011

Berlin-Prenzlauer Berg Ein »links-

orientierter« 30-Jähriger Mann wird 

von vier unbekannten Neonazis 

gegen 2.30 Uhr in der Greifswalder 

Straße zu Boden gestoßen und mehr-

mals getreten.

Polizei Berlin, 1.11.2011
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28. August 2011

Berlin-Steglitz Eine 16-jährige und 

eine 18-jährige Jugendliche werden 

gegen 2.20 Uhr in der S-Bahn von 

einem unbekannten Mann homophob 

beleidigt. Eine Frau wird von ihm 

mit dem Kopf gegen eine Stange 

geschlagen und auf dem S-Bahnhof 

Feuerbachstraße aus der Bahn 

gestoßen, so dass sie fällt und das 

Bewusstsein verliert.

Polizei Berlin, 9.02.2012

6. September 2011

Berlin-Tiergarten Gegen 1.30 Uhr 

wird in der Budapester Straße ein 24-

jähriger Mann, der Plakatierer einer 

nicht rechten Partei begleitet, von 

einem 40-jährigen Mann mit Reizgas 

besprüht. Die Fahrerin des Autos 

der Plakatierer kann weg fahren als 

zwei weitere Männer auf das Auto 

einschlagen.

Polizei Berlin, 10.11.2011

15. August 2011

Berlin-Prenzlauer Berg Ein 38-

jähriger Mann, der gegen 17.15 Uhr 

zusammen mit einer weiteren Person 

in der Grellstraße Wahlplakate 

einer nicht rechten Partei aufhängt, 

bekommt von einem unbekannten 

Mann Reizgas ins Auge gesprüht.

Polizei Berlin, 1.11.2011

16. August 2011

Berlin-Prenzlauer Berg Ein 38-

jähriger Mann, der in Begleitung 

eines anderen Mannes ist, wird gegen 

15.50 Uhr auf der Greifswalder Stra-

ße von einem 38-jährigen Mann, der 

mit anderen Personen Wahlplakate 

einer extrem rechten Partei aufhängt, 

beleidigt und mit Pfefferspray 

besprüht, nachdem er sich diesen in 

den Weg gestellt hat.

Polizei Berlin, 1.11.2011

27. August 2011

Berlin-Friedrichshain Gegen 6.00 

Uhr werden die Türsteher_innen des 

Clubs »://about blank« am Ostkreuz 

von sechs Neonazis mit Flaschen 

beworfen, weil sie diese zuvor  

abgewiesen haben.. 

Antifa Friedrichshain

28. August 2011

Berlin-Tiergarten Gegen 1.10 Uhr 

wird ein 52-jähriger Mann im Kleinen 

Tiergarten von vier unbekannten 

Jugendlichen mit einem Gegenstand 

ins Gesicht geschlagen, bedroht, 

homophob beleidigt, getreten und 

beraubt. Er wird im Krankenhaus 

behandelt.

Polizei Berlin, 1.11.2011

3. September 2011

Berlin-Wedding  Ein Mann, der 

in Begleitung von seiner Frau und 

seinem Kind ist, wird gegen 21.20 

Uhr im Ritterlandweg von einem un-

bekannten Mann rassistisch beleidigt 

und geschlagen.

PM der Polizei, 4.09.2011

9. September 2011

Berlin-Schöneberg Zwei Männer, die 

gegen 18.00 Uhr auf dem Güter-

bahnhof Wilmersdorf fotografieren, 

werden von einer Gruppe Jugendli-

cher nach ihrer sexuellen Orien-

tierung gefragt. Die Jugendlichen 

äußern sich daraufhin homophob. Als 

der 60-jährige Mann den Raub der 

Kamera  verhindern will, wird er von 

hinten gepackt und festgehalten

Polizei Berlin, 10.11.2011
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27. November 2011

Berlin-Friedrichshain Zwei Frauen, 

die sich um 3.00 Uhr gegenüber dem 

Club »Lovelite« in der Simplonstraße 

küssen, werden von einem unbekann-

ten Mann sexistisch beleidigt. Eine 

der Frauen wird geschlagen. Von den 

Zeug_innen, die eingreifen, wird eine 

Person getreten.

Siegessäule, 16.1.2012, LesMigraS

2. Dezember 2011

Berlin-Friedrichshain Ein 36-jähri-

ger Mann wird auf dem U-Bahnhof 

Warschauer Straße gegen 18.00 Uhr 

von zwei unbekannten Männern aus 

rassistischen Motiven nieder geschla-

gen, am Boden liegend getreten und 

verletzt.

Polizei Berlin, 9.02.2012

3. Dezember 2011

Berlin-Prenzlauer Berg Vor einem 

Supermarkt in der Schönhauser Allee 

werden kurz nach Mitternacht ein 

33- und ein 40-jähriger Mann von 

mehreren unbekannten Jugendli-

chen homophob beleidigt, bespuckt 

und mit der Faust gegen den Kopf 

geschlagen.

PM der Polizei, 3.12.2011

Tagesspiegel, 3.12.2011
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17. Dezember 2011

Berlin-Wedding Gegen 3.30 Uhr 

wird ein 59-jähriger Mann auf dem 

U-Bahnhof Osloer Straße von einem 

24-jährigen Mann mit einer vollen 

Bierflasche auf den Kopf geschlagen 

und verletzt. Der 59-Jährige hat in 

der U-Bahnlinie 9 eingegriffen, als 

der 24-Jährige, der in Begleitung von 

zwei Männern ist, sich rassistisch 

gegenüber anderen Fahrgästen 

geäußert hat. Zeug_innen halten den 

Täter bis zum Eintreffen der Polizei 

fest.

PM der Polizei, B.Z., 17.12.2011

22. Dezember 2011

Berlin-Lichtenberg Ein 30-jähriger 

Angestellter in einem Imbiss in der 

Weitlingstraße wird gegen 0.45 

Uhr von einem 30-jährigen Kunden 

rassistisch beleidigt. Nachdem der 

Angestellte den Kunden aufgefordert 

hat, den Imbiss zu verlassen, kommt 

zu einer körperlichen Auseinan-

dersetzung, bei der der Angestellte 

verletzt wird.

PM der Polizei, B.Z., 22.12.2011

28. November 2011

Berlin-Treptow Gegen 19.15 Uhr 

wird ein 43-jähriger Mann, der in 

Begleitung seiner Ehefrau ist, in 

dem Einkaufscenter am S-Bahnhof 

Schöneweide an der Schnellerstraße 

von einem bekannten 48-jährigen 

Neonazi und einem 24-jährigen 

Begleiter rassistisch beleidigt und 

bedrängt.

PM der Polizei, 29.11.2011

Junge Welt, 29.11.2011, u.a.

2. Dezember 2011

Berlin-Neukölln An einer Tankstelle 

an der Grenzallee wird gegen 18.50 

Uhr ein Taxifahrer von einem anderen 

Kunden rassistisch beleidigt und 

angegriffen. Er erstattet Anzeige. Ein 

Zeuge bestätigt seine Aussage.

ReachOut

12. Dezember 2011

Berlin-Wedding Ein 17-jähriger 

Jugendlicher wird gegen 22.00 Uhr in 

der S 41 von einem 31-jährigen Mann 

rassistisch beleidigt und mit einem 

Messer bedroht. Zeug_innen greifen 

ein und drängen den polizeilich be-

kannten Rassisten auf dem Bahnhof 

Gesundbrunnen aus der Bahn, wo die 

Polizei ihn festnimmt. 

Bundespolizei, 13.12.2011

Tagesspiegel, 13.12.2011, u.a.

13. Dezember 2011

Berlin-Charlottenburg Auf dem 

U-Bahnhof Richard-Wagner-Platz 

wird gegen 19.30 Uhr ein Wohnungs-

loser von vier bis sechs Unbekannten 

geschlagen, beraubt und verletzt.

Infoportal Charlottenburg- 

Wilmersdorf

18. Dezember 2011

Berlin-Friedrichshain Ein lesbisches 

Paar wird in seinem Wohnhaus in 

der Scharnweberstraße massiv homo-

phob bedroht. Auf ihrer Fußmatte 

wird eine Nachricht hinterlassen, in 

der Homosexuellen mit dem Verbren-

nungstod in dem KZ Oranienburg 

gedroht wird.

Siegessäule, 16.01.2011

Amadeu-Antonio-Stiftung

27. Dezember 2011

Berlin-Friedrichshain Ein 20-jähri-

ger und ein 29-jähriger Mann werden 

an der Kreuzung Rigaer Ecke Sama-

riterstraße gegen 3.15 Uhr von fünf 

Männern und zwei Frauen, die nach 

ihrem Aussehen der extrem rechten 

Szene zuzuordnen sind, angegriffen, 

geschlagen und am Boden liegend 

getreten. Sie erleiden Verletzungen 

am Kopf und am Rücken. Die Täter 

entkommen unerkannt.

PM der Polizei, 27.12.2011
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6. November 2011

Berlin-Friedrichshain Gegen 1.45 

Uhr wird ein 26-jähriger Mann in der 

Corinthstraße von einem gleichalt-

rigen Mann homophob beleidigt, 

gegen den Kopf geschlagen, getreten 

und verletzt.

Polizei Berlin, 9.02.2012

8. November 2011

Berlin-Lichtenberg Ein 24-jähriger 

Mann wird gegen 22.30 Uhr in der 

Leopoldstraße von einem unbe-

kannten Mann mit zwei Hunden 

rassistisch beleidigt, bedrängt und 

geschlagen. Der 24-Jährige, der sich 

in ein Lokal flüchtet, wird von dem 

Unbekannten verfolgt und erneut 

geschlagen. Gäste des Lokals greifen 

helfend ein und der Unbekannte 

flüchtet.

PM der Polizei, 9.11.2011

berlinonline.de, 9.11.2011, u.a.

13. November 2011

Berlin-Reinickendorf Ein Mann wird 

gegen 2.15 Uhr in der U-Bahnlinie 8 

von einem unbekannten Mann rassis-

tisch beleidigt, zu Boden geschlagen 

und auf dem Boden liegend weiter 

geschlagen. Eine Gruppe junger 

Leute schreitet ein und beendet die 

Gewalttat. Der Betroffene erstattet 

Anzeige.

ReachOut
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Berlin-Mitte Ein 48-jähriger Mann 

wird gegen 15.50 Uhr an der Kasse 

des Media-Marktes im Einkaufszen-

trum Alexa an der Grunerstraße von 

zwei Männern rassistisch beleidigt. 

Der US-Amerikaner wird von dem 

22-Jährigen geschlagen und verletzt. 

Von dem 26-jährigen wird ihm der 

sogenannte Hitlergruß gezeigt.

PM der Polizei, 18.11.2011

Tagesspiegel, 18.11.2011

23. November 2011

Berlin-Köpenick Gegen 0.10 Uhr 

wird ein 38-jähriger Mann am Mand-

rellaplatz  von zwei Männern, die 

augenscheinlich der rechten Szene 

angehören, angesprochen. Ein Mann 

beleidigt ihn rassistisch und versucht 

ihn zu schlagen.

Polizei Berlin, 9.02.2012

27. November 2011

Berlin-Friedrichshain Ein 43-jährige 

Mann wird gegen 12.10 Uhr in der 

Hausburgstraße von einem 32-jähri-

gen Mann homophob beleidigt und 

mit der Faust ins Gesicht geschlagen 

und verletzt.

Polizei Berlin, 9.02.2012

6. November 2011

Berlin-Wedding Besucher einer 

Gaststätte in der Müllerstraße Ecke 

Dubliner Straße werden gegen 4.45 

Uhr von einem 23-jährigen Mann 

rassistisch und antisemitisch belei-

digt. Ein 29-Jähriger wird von ihm 

zu Boden gestoßen und gegen den 

Kopf getreten. 

PM der Polizei, 6.11.2011

12. November 2011

Berlin-Köpenick Gegen 2.45 Uhr 

wird ein 25-jähriger Mann, dem 

äußeren Erscheinen nach der linken 

Szene zugehörig, auf der Schwarz-

meerstraße von einem unbekannten 

Mann beleidigt, mit einer Flasche 

auf den Hinterkopf geschlagen und 

verletzt.

Polizei Berlin, 9.02.2012

16. November 2011

Berlin-Schöneberg Gegen 17.00 Uhr 

wird ein 46-jähriger Mann auf der 

Paradiesstraße von vier unbekannten 

Männern rassistisch beleidigt und 

von drei Männern mit Knüppeln 

geschlagen. 

PM der Polizei, 17.11.2011

21. November 2011

Berlin-Wedding Ein 35-jähriger 

Mitarbeiter einer Reinigungsfirma 

wird gegen 23.10 Uhr während seiner 

Arbeit auf dem U-Bahnhof Osloer 

Straße von vier Männern rassistisch 

beleidigt, geschlagen und verletzt. 

Zwei Mitarbeiter des BVG-Sicher-

heitsdienstes können drei der Täter 

festhalten.

PM der Polizei, 22.11.2011

Tagesspiegel, 22.11.2011, u.a.

23. November 2011

Berlin-Zehlendorf Gegen 4.30 Uhr 

wird ein Mann, der in der S-Bahn 

Richtung Wannsee eingeschlafen ist, 

wach und bemerkt, dass ein anderer 

Mann Interesse an seiner Tasche 

zeigt. Als er ihn anspricht, wird er 

von diesem rassistisch beleidigt und 

geschlagen bis ein Zeuge den Angrei-

fer zurückhält. Auf dem S-Bahnhof 

Wannsee fordert der Mann den S-

Bahnfahrer auf, die Polizei zu rufen. 

Der Fahrer weigert sich. Als er ihn 

daraufhin heftiger auffordert, wird 

er von dem S-Bahnfahrer geschubst. 

Der Mann erstattet Anzeige bei der 

Polizei.

ReachOut
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Yiğ  it, Nuran/Yılmaz-Günay, Koray:  

Institutioneller Rassismus –  

Bereich Bildung, in: MRBB (Hg.): 

Institutioneller Rassismus – Ein Plädoyer 

für deutschlandweite Aktionspläne gegen 

Rassismus und ethnische Diskriminie-

rung. Berlin 2011. S. 18-19, Download unter: 

www.mrbb.de/dokumente/pressemitteilungen/

LAPgR_Brosch%C3%BCre.pdf
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Sie sind tot? Das 
wuSSte ich nicht.
Ich habe es über’s 
türkische Fernseh-
en erfahren. der 
deutsche Staat hat 
sich nicht bei uns 
gemeldet.

Hanifi Turgut, Vater von Mehmet Turgut,  
als ein deutsches Kamerateam im Dezember 2011  
ihm von der Entdeckung des NSU berichtet


